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Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 

Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung vom 29. Mai 1990 

A. Zielsetzung 

Die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung soll den 
wi rtschaftlichen Fortschritt und Wiederaufbau der Staaten Mi ttel- und 
Osteuropas fördern, die ihre Volkswirtschaften nach marktwirtschaft-
lichen Grundsätzen reformieren wollen. Der Übergang zur Marktwirt-
schaft soll vornehmlich durch Kreditvergabe und Gewährung tech-
nischer Hilfe im wettbewerbsorientierten privatwirtschaftlichen Sektor 
insbesondere für kleine und mittlere Betriebe unterstützt werden. Sie 
soll im Rahmen ihrer Tätigkeiten eine ökologisch auch langfristig 
unbedenkliche Entwicklung fördern. 

Es liegt auch im Interesse der Bundesrepublik Deutschland, daß die 
Reformen in Mi ttel- und Osteuropa von einem breiten Kreis von 
Ländern in und außerhalb Europas unterstützt werden, wie dies durch 
die Errichtung der Bank geschehen soll. 

B. Lösung 

Durch die Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften in der 
Form eines Vertragsgesetzes nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes sollen die verfassungsmäßigen Voraussetzungen für 
die Ratifizierung des oben bezeichneten Übereinkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

Keine 



Drucksache 11/7997 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

D. Kosten 

Durch die Ausführung des Gesetzes verpflichtet sich die Bundes-
republik Deutschland, der Europäischen Bank für Wiederaufbau und 
Entwicklung ab 1991 in fünf Jahresraten als einzahlbaren Grund-
kapitalanteil 255,525 Mio ECU (nach gegenwärtigem Wechselkurs ca. 
521 Mio DM) zur Hälfte bar zur Verfügung zu stellen. Die andere Hälfte 
kann in nichtübertragbaren unverzinslichen Schuldscheinen geleistet 
werden. 

Die Bundesrepublik verpflichtet sich außerdem, zur Absicherung von 
Kreditaufnahmen der Bank Haftungskapital in Höhe von 596,225 Mio 
ECU (nach gegenwärtigem Wechselkurs ca. 1 216 Mio DM) zu zeich-
nen. Haushaltsrechtlich handelt es sich um eine Gewährleistung, für 
welche die erforderliche gesetzliche Ermächtigung zu schaffen ist. 

Länder und Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. Es können 
ihnen aber aufgrund der vorgesehenen Befreiungen (A rtikel 53) mög-
liche Einnahmen entgehen. 

Auswirkungen auf Einzelpreise bzw. das Verbraucherpreisniveau sind 
nicht zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (42) — 680 06 — Eu 1/90 	Bonn, den 27. September 1990 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen 

Bank für Wiederaufbau und Entwicklung vom 29. Mai 1990 mit Begründung 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 619. Sitzung am 21. September 1990 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Übereinkommen vom 29. Mai 1990 zur Errichtung der Europäischen Bank 

für Wiederaufbau und Entwicklung 

Vom 	 1990 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Dem in Paris am 29. Mai 1990 von der Bundesrepublik 

Deutschland unterzeichneten Übereinkommen zur Errich-
tung der Europäischen Bank für Wiederaufbau und Ent-
wicklung wird zugestimmt. Das Übereinkommen wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
Zur Erfüllung der Verbindlichkeiten, die der Bundesrepu-

blik Deutschland aus dem Beitritt zum Übereinkommen 
über die Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung erwachsen, wird die Bundesregierung ermächtigt, 
vom Grundkapital 85 175 (in Worten: Fünfundachtzigtau-
sendeinhundertfünfundsiebzig) Anteile im Wert von 
851 750 000 ECU (in Worten: Achthunderteinundfünfzig 
Millionen Siebenhundertfünfzigtausend ECU), davon 

Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Übereinkommen findet A rtikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 
3 des Grundgesetzes erforderlich, da durch die Steuerbe-
freiung nach Artikel 53 des Übereinkommens auch Steu-
ern betroffen sind, deren Aufkommen ganz oder zum Teil 
den Ländern oder den Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 
Wie im Teil Ill der Denkschrift ausgeführt, wird die Bundes-
republik einen Kapitalanteil an der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung von 8,5175 % überneh-
men. Das entspricht 851,75 Mio. ECU. Davon sind 
255,525 Mio ECU in fünf Jahresraten zur Hälfte in bar 
einzuzahlen. Die andere Hälfte kann in nichtübertragbaren 
unverzinslichen Schuldscheinen geleistet werden. Der 
Betrag von 596,225 Mio. ECU stellt Haftungskapital dar. 
Die Inanspruchnahme des Haftungskapitals im Falle von 
Verlusten der Bank aus ihrer ordentlichen Geschäftstätig-
keit kommt nur an letzter Stelle nach Ausschöpfung aller 
übrigen der Bank zur Verfügung stehenden Mittel in 
Betracht (Artikel 17). 

Die Bestimmung des Artikels 2 gibt der Bundesregierung 
die gesetzliche Ermächtigung zur Erfüllung der finanziellen 

59 225,5 Anteile als abrufbares Haftungskapital zu er-
werben. 

Artikel 3 
Die Deutsche Bundesbank ist Hinterlegungsstelle für die 

Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung 
nach Artikel 34 Abs. 1 des Übereinkommens. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land 
Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 5 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 

in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach A rtikel 
62 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Verpflichtungen. Die erforderlichen Beträge werden aus 
dem Einzelplan 60 des Bundeshaushalts zur Verfügung 
gestellt. 

Zu Artikel 3 
Diese Bestimmung trägt der Aufgabenstellung der Deut-
schen Bundesbank Rechnung. 

Zu Artikel 4 
Das Gesetz soll auch auf das Land Berlin Anwendung 
finden; es enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 
Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Übereinkom-
men für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft  tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Auswirkungen auf Einzelpreise oder das Preisniveau, ins-
besondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu 
erwarten. 
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Übereinkommen 
zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung 

Agreement 
establishing the European Bank 

for Reconstruction and Development 

Accord 
portant création de la Banque européenne 
pour la reconstruction et le développement 

Inhalt 

Kapitel 

I. Zweck, Aufgaben und Mitgliedschaft 

II. Kapital 

Ill. 	Geschäftstätigkeit 

IV. Kreditaufnahme und sonstige Befugnisse 

V. Währungen 

VI. Organisation und Geschäftsführung 

VII. Austritt und Suspendierung der Mitgliedschaft, vorüberge-
hende Einstellung und Beendigung der Geschäftstätigkeit 

VIII. Rechtsstellung, Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen 

IX. Änderungen, Auslegung, Schiedsverfahren 

X. Schlußbestimmungen 

Anlage A 

Anlage B 

Die Vertragsparteien — 

im Bekenntnis zu den Grundprinzipien der Mehrparteiendemo-
kratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Achtung der Menschenrechte 
und der Marktwirtschaft; 

unter Hinweis auf die Schlußakte der Konferenz von Helsinki über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und insbesondere auf 
die Prinzipienerklärung dieser Konferenz; 

erfreut über die Absicht der mittel- und osteuropäischen Länder, 
die praktische Umsetzung der Mehrparteiendemokratie, die Stär-
kung der demokratischen Einrichtungen, die Rechtsstaatlichkeit 
und die Achtung der Menschenrechte zu fördern, sowie über ihre 
Bereitschaft, am Ziel der Marktwirtschaft ausgerichtete Reformen 
durchzuführen; 

in Anbetracht der Bedeutung einer engen und abgestimmten 
Zusammenarbeit in dem Bemühen, den wi rtschaftlichen Fort

-schritt der mittel- und osteuropäischen Länder zu fördern, um 
ihren Volkswirtschaften zu mehr internationaler Wettbewerbsfä-
higkeit zu verhelfen, sie bei ihrem Wiederaufbau und ihrer Ent-
wicklung zu unterstützen und dadurch gegebenenfalls Risiken im 
Zusammenhang mit der Finanzierung ihrer Volkswirtschaften zu 
verringern; 

Contents 

Chapters 

I. Purpose, functions and membership 

II. Capital 

Ill. 	Operations 

IV. Borrowing and other miscellaneous powers 

V. Currencies 

VI. Organization and management 

VII. Withdrawal and suspension of membership, temporary sus-
pension and termination of operations 

VIII. Status, immunities, privileges and exemptions 

IX. Amendments, interpretation, arbitration 

X. Final provisions. 

Annex A 

Annex B 

The contracting parties, 

Committed to the fundamental principles of multiparty democ-
racy, the rule of law, respect for human rights and market 
economics; 

Recalling the Final Act of the Helsinki Conference on Security 
and Cooperation in Europe, and in particular its Declaration on 
Principles; 

Welcoming the intent of Central and Eastern European coun-
tries to further the practical implementation of multiparty democ-
racy, strengthening democratic institutions, the rule of law and 
respect for human rights and their willingness to implement 
reforms in order to evolve towards market-oriented economies; 

Considering the importance of close and coordinated coopera-
tion in order to promote the economic progress of Central and 
Eastern European countries to help their economies become 
more internationally competitive and assist them in their recon-
struction and development and thus to reduce, where appropriate, 
any risks related to the financing of their economies; 
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Table des Matières 

Chapitres 

I. 	Objet, fonctions et membres 

Il. 	Capital 

Ill. 	Opérations 

IV. Pouvoirs d'emprunt et autres pouvoirs 

V. Monnaies 

VI. Organisation et fonctionnement 

VII. Retrait et suspension de membres, arrêt temporaire et arrêt 
définitif des opérations de la Banque 

VIII. Statut, immunités, privilèges et exemptions 

IX. Amendements, interprétation, arbitrage 

X. Dispositions finales 

Annexe A 

Annexe B 

Les parties contractantes, 

Attachées aux principes fondamentaux de la démocratie plura-
liste, de l'état de droit, du respect des droits de l'homme, et de 
l'économie de marché; 

Rappelant l'Acte final de la Conférence d'Helsinki sur la sécurité 
et la coopération en Europe, et en particulier la Déclaration sur les 
principes; 

Se félicitant de l'intention des pays d'Europe centrale et orien-
tale de promouvoir la mise en pratique de la démocratie pluraliste, 
en renforçant leurs institutions démocratiques, l'état de droit et le 
respect des droits de l'homme, ainsi que leur volonté de procéder 
aux réformes propres à favoriser la transition vers des économies 
de marché; 

Considérant l'importance d'une coopération étroite et coordon-
née pour promouvoir l'essor économique des pays d'Europe 
centrale et orientale, aider leurs économies à devenir plus compé-
titives au plan international, les assister dans leur reconstruction 
et leur développement et réduire ainsi, le cas échéant, les risques 
associés au financement de leurs économies; 
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überzeugt, daß die Gründung eines multilateralen Finanzinsti-
tuts, das im wesentlichen europäisch und bezüglich seiner Mitglie-
der weitgehend international ist, dazu beitragen würde, diesen 
Zielen zu dienen, und eine neue und einzigartige Struktur der 
Zusammenarbeit in Europa schaffen würde — 

sind übereingekommen, hiermit die Europäische Bank für Wie-
deraufbau und Entwicklung (im folgenden als „Bank" bezeichnet) 
zu errichten, die nach Maßgabe folgender Bestimmungen tätig 
wird: 

Kapitel I 

Zweck, Aufgaben und Mitgliedschaft 

Artikel 1 

Zweck 

Zweck der Bank ist es, durch Unterstützung des wirtschaftli-
chen Fortschritts und Wiederaufbaus in den mittel- und osteuro-
päischen Ländern, die sich' zu den Grundsätzen der Mehrpartei-
endemokratie, des Pluralismus und der Marktwirtschaft bekennen 
und diese anwenden, den Übergang zur offenen Marktwirtschaft 
zu begünstigen sowie die private und unternehmerische Initiative 
zu fördern. 

Artikel 2 

Aufgaben 

(1) Um langfristig ihren Zweck zu erfüllen, den Übergang der 
mittel- und osteuropäischen Länder zur offenen Marktwirtschaft 
sowie die private und unternehmerische Initiative zu fördern, 
unterstützt die Bank die Empfängermitgliedländer bei der Durch-
führung struktureller und sektoraler Wirtschaftsreformen ein-
schließlich Beseitigung der Monopole, Dezentralisierung und Pri-
vatisierung, um ihren Volkswirtschaften zu voller Integration in die 
internationale Wi rtschaft  zu verhelfen, und zwar durch Maßnah-
men mit dem Ziel, 

i) mit Hilfe privater und sonstiger interessierter Investoren die 
Schaffung, Verbesserung und Ausweitung der produktiven, 
wettbewerbsorientierten und privatwirtschaftlichen Tätig-
keit, insbesondere von Klein- und Mittelbetrieben, zu för-
dern; 

ii) zu dem unter Ziffer i beschriebenen Zweck inländisches und 
ausländisches Kapital aufzubringen und erfahrenes Mana-
gement zu gewinnen; 

iii) produktive Investitionen einschließlich solcher im Dienstlei-
stungs- und Finanzsektor und in der damit zusammenhän-
genden Infrastruktur zu fördern, wo dies zur Stützung der 
privaten und unternehmerischen Initiative notwendig ist, um 
dadurch zur Schaffung eines vom Wettbewerb geprägten 
Umfelds sowie zur Verbesserung der Produktivität, des 
Lebensstandards und der Arbeitsbedingungen beizutragen; 

iv) technische Hilfe bei der Vorbereitung, Finanzierung und 
Durchführung in Frage kommender Vorhaben zu leisten, 
wobei es sich um Einzelvorhaben oder solche im Rahmen 
bestimmter Investitionsprogramme handeln kann; 

v) die Entwicklung von Kapitalmärkten anzuregen und zu 
unterstützen; 

vi) solide und wirtschaftlich gesunde Vorhaben zu fördern, an 
denen mehr als ein Empfängermitgliedland beteiligt ist; 

vii) im Rahmen ihrer gesamten Tätigkeiten eine ökologisch 
auch langfristig unbedenkliche Entwicklung zu fördern; 

viii) alle sonstigen Tätigkeiten auszuüben und alle sonstigen 
Dienste zu leisten, die der Erfüllung dieser Aufgaben förder-
lich sein können. 

Convinced that the establishment of a multilateral financial 
institution which is European in its basic character and broadly 
international in its membership would help serve these ends and 
would constitute a new and unique structure of cooperation in 
Europe; 

Have agreed to establish hereby the European Bank for Recon-
struction and Development (hereinafter called "the Bank") which 
shall operate in accordance with the following: 

Chapter I 

Purpose, functions and membership 

Article 1 

Purpose 

In contributing to economic progress and reconstruction, the 
purpose of the Bank shall be to foster the transition towards open 
market oriented economies and to promote private and entre-
preneurial initiative in the Central and Eastern European countries 
committed to and applying the principles of multiparty democracy, 
pluralism and market economics. 

Article 2 

Functions 

1. To fulfil on a long-term basis its purpose of fostering the 
transition of Central and Eastern European countries towards 
open market-oriented economies and the promotion of private and 
entrepreneurial initiative, the Bank shall assist the recipient 
member countries to implement structural and sectoral economic 
reforms, including demonopolization, decentralization and privati-
zation, to help their economies become fully integrated into the 
international economy by measures: 

(i) to promote, through private and other interested investors, 
the establishment, improvement and expansion of produc-
tive, competitive and private sector activity, in particular 
small and medium sized enterprises; 

(ii) to mobilize domestic and foreign capital and experienced 
management to the end described in (i); 

(iii) to foster productive investment, including in the se rvice and 
financial sectors, and in related infrastructure where that is 
necessary to suppo rt  private and entrepreneurial initiative, 
thereby assisting in making a competitive environment and 
raising productivity, the standard of living and conditions of 
labour; 

(iv) to provide technical assistance for the preparation, financ-
ing and implementation of relevant projects, whether indi-
vidual or in the context of specific investment programmes; 

(v) to stimulate and encourage the development of capital 
markets; 

(vi) to give support  to sound and economically viable projects 
involving more than one recipient member count ry; 

(vii) to promote in the full range of its activities environmentally 
sound and sustainable development; and 

(viii) to undertake such other activities and provide such other 
services as may further these functions. 
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Convaincues que l'établissement d'une institution financière 
multilatérale, européenne dans son essence et largement interna-
tionale par sa composition, aiderait à servir ces objectifs et 
constituerait en Europe une structure nouvelle et unique de coo-
pération; 

Sont convenues d'instituer la Banque européenne pour la 
reconstruction et le développement (dénommée ci-après la «Ban-
que»), qui fonctionnera conformément aux dispositions suivantes: 

Chapitre Premier 

Object, fonctions, membres 

Article 1 

Objet 

L'objet de la Banque est, en contribuant au progrès et à la 
reconstruction économiques des pays d'Europe centrale et orien-
tale qui s'engagent à respecter et mettent en pratique les prin-
cipes de la démocratie pluraliste, du pluralisme et de l'économie 
de marché, de favoriser la transition de leurs économies vers des 
économies de marché, et d'y promouvoir l'initiative privée et 
l'esprit d'entreprise. 

Article 2 

Fonctions 

1. Pour remplir à long terme ses objectifs qui consistent à 
favoriser la transition des économies des pays d'Europe centrale 
et orientale vers une économie de marché et à y encourager 
l'initiative privée et l'esprit d'entreprise, la Banque aide les pays 
membres bénéficiaires à mettre en oeuvre des réformes économi-
ques structurelles et sectorielles, y compris celles visant au 
démantèlement des monopoles, à la décentralisation et à la 
privatisation, propres à aider leurs économies à devenir pleine-
ment intégrées à l'économie internationale; pour ce faire, la 
Banque prend des mesures destinées à: 

(i) promouvoir, ,par l'intermédiaire d'investisseurs privés et 
d'autres investisseurs intéressés, l'établissement, l'amélio-
ration et le développement des activités du secteur produc-
tif, concurrentiel et privé, et en particulier des petites et 
moyennes entreprises; 

(ii) mobiliser, dans le but décrit à l'alinéa (i), des capitaux 
nationaux et étrangers ainsi que des équipes de cadres 
expérimentés; 

(iii) favoriser l'investissement productif, y compris dans le sec-
teur des services et dans le secteur financier ainsi que dans 
les infrastructures lorsque cela est nécessaire pour soutenir 
l'initiative privée et l'esprit d'entreprise, aidant à la mise en 
place d'un environnement concurrentiel à l'amélioration de 
la productivité, du niveau de vie et des conditions de travail; 

(iv) fournir l'assistance technique pour l'élaboration, le finance-
ment et l'exécution des projets relevant des objectifs de la 
Banque, qu'ils soient isolés ou qu'ils s'inscrivent dans le 
cadre de programmes spécifiques d'investissement; 

(v) stimuler et encourager le développement des marchés de 
capitaux; 

(vi) apporter un soutien aux projets fiables et économiquement 
viables intéressant plusieurs pays membres bénéficiaires; 

(vii) promouvoir dans le cadre de l'ensemble de ses activités un 
développement sain et durable du point de vue de l'environ-
nement; et 

(viii) entreprendre toutes autres activités et fournir tous autres 
services destinés à lui permettre de s'acquitter de ces 
fonctions. 



Drucksache 11/7997 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

(2) Bei der Erfüllung der in Absatz 1 genannten Aufgaben 
arbeitet die Bank eng zusammen mit allen ihren Mitgliedern sowie 
in einer Weise, die sie nach Maßgabe dieses Übereinkommens 
als angemessen erachtet, mit dem Internationalen Währungs-
fonds, der Internationalen Bank für Wiederaufbau und Entwick-
lung, der Internationalen Finanz-Corporation, der Multilateralen 
Investitions-Garantie-Agentur und der Organisation für Wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung; sie arbeitet ferner 
zusammen mit den Vereinten Nationen und deren Sonderorgani-
sationen sowie sonstigen damit in Beziehung stehenden Gremien 
und allen öffentlichen oder privaten Stellen, die sich mit der 
wi rtschaftlichen Entwicklung der mittel- und osteuropäischen Län-
der und mit Kapitalanlagen in diesen Ländern befassen. 

Artikel 3 
Mitgliedschaft 

(1) Mitglieder der Bank können werden 

i) 1. europäische Länder und 2. nichteuropäische Länder, die 
Mitglieder des Internationalen Währungsfonds sind; 

ii) die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und die Europäi-
sche Investitionsbank. 

(2)Länder, die nach Absatz 1 als Mitglieder in Frage kommen, 
aber nicht nach Artikel 61 Mitglieder werden, können zu von der 
Bank festgelegten Bedingungen als Mitglieder aufgenommen 
werden, wenn mindestens zwei Drittel der Gouverneure, die min-
destens drei Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertre-
ten, zustimmen. 

Kapitel Il 

Kapital 

Artikel 4 

Genehmigtes Stammkapital 

(1) Das ursprüngliche genehmigte Stammkapital beträgt zehn 
Milliarden (1 0 000 000 000) ECU. Es ist aufgeteilt in eine Million 
(1 000 000) Anteile mit einem Nennwert von je zehntausend 
(10 000) ECU, die nur von Mitgliedern nach Maßgabe des Artikels 
5 gezeichnet werden können. 

(2) Das ursprüngliche Stammkapital ist aufgeteilt in eingezahlte 
Anteile und abrufbare Anteile. Der Gesamtnennwert der einge-
zahlten Anteile beträgt zunächst drei Milliarden (3 000 000 000) 
ECU. 

(3) Das genehmigte Stammkapital kann zu dem Zeitpunkt und 
zu den Bedingungen, die für ratsam erachtet werden, mit den 
Stimmen von mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, die 
mindestens drei Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder 
vertreten, erhöht werden. 

Artikel 5 

Zeichnung von Anteilen 

(1) Jedes Mitglied zeichnet vorbehaltlich der Erfüllung seiner 
gesetzlichen Voraussetzungen Anteile des Stammkapitals der 
Bank. Jede Zeichnung von ursprünglichem genehmigtem Stamm-
kapital erfolgt für eingezahlte und für abrufbare Anteile im Verhält-
nis 3 zu 7. Die Anzahl der Anteile, die von Unterzeichnern dieses 
Übereinkommens, die nach Artikel 61 Mitglieder werden, 
ursprünglich gezeichnet werden können, ist in Anlage A fest-
gelegt. Die Erstzeichnung eines Mitglieds darf nicht weniger als 
100 Anteile betragen. 

2. In carrying out the functions referred to in paragraph 1 of this 
Article, the Bank shall work in close cooperation with all its 
members and, in such manner as it may deem appropriate within 
the terms of this Agreement, with the International Monetary Fund, 
the International Bank for Reconstruction and Development, the 
International Finance Corporation, the Multilateral Investment 
Guarantee Agency, and the Organisation for Economic Coopera-
tion and Development, and shall cooperate with the United 
Nations and its Specialised Agencies and other related bodies, 
and any entity, whether public or private, concerned with the 
economic development of, and investment in, Central and Eastern 
European countries. 

Article 3 

Membership 

1. Membership in the Bank shall be open: 

(i) to (1) European countries and (2) non-European countries 
which are members of the International Monetary Fund; and 

(ii) to the European Economic Community and the European 
Investment Bank. 

2. Countries eligible for membership under paragraph 1 of this 
Article, which do not become members in accordance with A rticle 
61 of this Agreement, may be admitted, under such terms and 
conditions as the Bank may determine, to membership in the 
Bank upon the affirmative vote of not less than two-thirds of the 
Governors, representing not less than three-fourths of the total 
voting power of the members. 

Chapter II 

Capital 

Article 4 

Authorized capital stock 

1. The original authorized capital stock shall be ten thousand 
million (10,000,000,000) ECU. It shall be divided into one million 
(1,000,000) shares, having a par value of ten thousand (10,000) 
ECU each, which shall be available for subscription only by 
members in accordance with the provisions of A rticle 5 of this 
Agreement. 

2. The original capital stock shall be divided into paid-in shares 
and callable shares. The initial total aggregate par value of paid-in 
shares shall be three thousand million (3,000,000,000) ECU. 

3. The authorized capital stock may be increased at such time 
and under such terms as may seem advisable, by a vote of not 
less than two-thirds of the Governors, representing not less than 
three-fourths of the total voting power of the members. 

Article 5 

Subscription of shares 

1. Each member shall subscribe to shares of the capital stock of 
the Bank, subject to fulfilment of the menber's legal requirements. 
Each subscription to the original authorized capital stock shall be 
for paid-in shares and callable shares in the propo rtion of three (3) 
to seven (7). The initial number of shares available to be sub-
scribed to by Signatories to this Agreement which become mem-
bers in accordance with A rticle 61 of this Agreement shall be that 
set forth in Annex A. No member shall have an initial subscription 
of less than one hundred (100) shares. 
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2. Dans l'exercice des fonctions mentionnées au paragraphe 1 
du présent article, la Banque travaille en étroite coopération avec 
tous ses membres et, de . la façon qui lui paraîtra appropriée dans 
le respect des dispositions du présent Accord, avec le Fonds 
monétaire international, la Banque internationale pour la recons-
truction et le développement, la Société financière internationale, 
l'Agence multilatérale de garantie des investissements et l'Organi-
sation de coopération et de développement économiques; elle 
coopère avec l'Organisation des nations-unies, ses Institutions 
spécialisées et tout autre organisme connexe, ainsi qu'avec toute 
entité, publique ou privée, qui serait concernée par le développe-
ment économique et l'investissement dans les pays d'Europe 
centrale et orientale. 

Article 3 

Membres 

1. La qualité de membre peut être accordée: 

(i) 1) aux pays européens et 2) aux pays non-européens qui sont 
membres du Fonds Monétaire International; et 

(ii) à la Communauté économique européenne et à la Banque 
européenne d'investissement. 

2. Les pays à qui la qualité de membre peut être accordée 
conformément au paragraphe 1 du présent article, mais qui ne le 
deviennent pas conformément à l'article 61 du présent Accord, 
peuvent être admis comme membres, selon des conditions et 
modalités que la Banque peut déterminer, par décision expresse 
des deux tiers au moins du nombre des gouverneurs, représen-
tant au moins les trois quarts du nombre total des voix attribuées 
aux membres. 

Chapitre II 

Capital 

Article 4 

Capital social autorisé 

1. Le capital social autorisé initial est de dix (10) milliards 
d'écus. Il se divise en un million (1 000 000) d'actions d'une valeur 
au pair de dix mille (10 000) écus chacune, ces actions ne 
pouvant être souscrites que par les membres et conformément 
aux dispositions de l'article 5 du présent Accord. 

2. Le capital social initial se compose d'actions libérées et 
d'actions sujettes à appel. La valeur totale initiale des actions 
libérées entièrement s'élève à trois (3) milliards d'écus. 

3. Le capital social autorisé peut être augmenté, à tout moment 
et dans les conditions qui paraissent les plus appropriées, par un 
vote à la majorité des deux tiers au moins du nombre des 
gouverneurs, représentant au moins les trois quarts du nombre 
total des voix attribuées aux membres. 

Article 5 

Souscription des actions 

1. Chaque membre, sous réserve de l'accomplissement des 
procédures juridiques, souscrit des parts du capital de la Banque. 
Chaque souscription au capital social initial autorisé se fait dans la 
proportion de 3 pour 7 pour les actions libérées et les actions 
sujettes à appel. Le nombre initial d'actions auxquelles peuvent 
souscrire les signataires du présent Accord qui deviennent mem-
bres conformément à l'article 61 du présent Accord est le nombre 
prévu à l'Annexe A. Aucun membre n'effectue de souscription 
initiale inférieure à cent (100) actions. 
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(2) Die Anzahl der von Ländern, die nach Artikel 3 Absatz 2 als 
Mitglieder aufgenommen werden, ursprünglich zu zeichnenden 
Anteile wird vom Gouvemeursrat beschlossen; jedoch darf keine 
derartige Zeichnung genehmigt werden, die zur Folge hätte, daß 
der von Mitgliedstaaten der Europäischen Wi rtschaftsgemein-
schaft  zusammen mit der Europäischen Wi rtschaftsgemeinschaft 

 und der Europäischen Investitionsbank gehaltene Teil des 
Stammkapitals unter die Mehrheit des gesamten gezeichneten 
Stammkapitals absinkt. 

(3) Der Gouverneursrat überprüft das Stammkapital der Bank 
mindestens alle fünf (5) Jahre. Bei einer Erhöhung des genehmig-
ten Stammkapitals wird jedem Mitglied ausreichend Gelegenheit 
gegeben, zu vom Gouverneursrat festgesetzten einheitlichen 
Bedingungen den Teil des Erhöhungsbetrags zu zeichnen, der 
dem Anteil des von dem betreffenden Mitglied gezeichneten 
Kapitals am gesamten gezeichneten Stammkapital unmittelbar 
vor der Erhöhung entspricht. Die Mitglieder sind nicht verpflichtet, 
sich an der Zeichnung von Erhöhungen des Stammkapitals zu 
beteiligen. 

(4) Der Gouverneursrat kann vorbehaltlich des Absatzes 3 auf 
Antrag eines Mitglieds dessen Zeichnungsbetrag erhöhen oder 
ihm von anderen Mitgliedern nicht übernommene Anteile des 
genehmigten Stammkapitals zuteilen; jedoch darf eine dera rtige 
Erhöhung nicht zur Folge haben, daß der von Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft  zusammen mit der Euro-
päischen Wi rtschaftsgemeinschaft  und der Europäischen Investi-
tionsbank gehaltene Teil des Stammkapitals unter die Mehrheit 
des gesamten gezeichneten Stammkapitals absinkt. 

(5) Die von den Mitgliedern ursprünglich gezeichneten Kapital-
anteile werden zum Nennwert ausgegeben. Weitere Anteile wer-
den zum Nennwert ausgegeben, sofern nicht der Gouverneursrat 
mit den Stimmen von mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, 
die mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der Mitglie-
der vertreten, beschließt, sie bei Vorliegen besonderer Umstände 
zu anderen Bedingungen auszugeben. 

(6) Die Kapitalanteile dürfen weder verpfändet noch belastet 
werden und sind nicht übertragbar; ausgenommen sind Übertra-
gungen auf die Bank nach Kapitel VII. 

(7) Die Haftung der Mitglieder aus Anteilen ist auf den nicht 
eingezahlten Teil ihres Ausgabepreises beschränkt. Ein Mitglied 
haftet nicht aufgrund seiner Mitgliedschaft für Verbindlichkeiten 
der Bank. 

Artikel 6 

Einzahlung der gezeichneten Beträge 

(1) Die Einzahlung der eingezahlten Anteile im Rahmen des 
von jedem Unterzeichner dieses Übereinkommens, der nach A rti-
kel 61 Mitglied wird, ursprünglich gezeicheten Betrags erfolgt in 
fünf (5) Raten von je zwanzig (20) v. H. des Betrags. Die erste 
Rate wird von jedem Mitglied binnen sechzig (60) Tagen nach 
Inkrafttreten dieses Übereinkommens oder nach Hinterlegung 
seiner Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde 
gemäß Artikel 61 gezahlt, falls diese nach dem Inkrafttreten 
erfolgt. Die restlichen vier Raten werden jeweils ein Jahr nach 
Fälligwerden der vorhergegangenen Rate fällig und werden vor-
behaltlich der Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen jedes 
Mitglieds eingezahlt. 

2. The initial number of shares to be subscribed to by countries 
which are admitted to membership in accordance with paragraph 
2 of Article 3 of this Agreement shall be determined by the Board 
of Governors; provided, however, that no such subscription shall 
be authorized which would have the effect of reducing the percen-
tage of capital stock held by countries which are members of the 
European Economic Community, together with the European 
Economic Community and the European Investment Bank, below 
the majority of the total subscribed capital stock. 

3. The Board of Governors shall at intervals of not more than 
five (5) years review the capital stock of the Bank. In case of an 
increase in the authorized capital stock, each member shall have 
a reasonable opportunity to subscribe, under such uniform terms 
and conditions as the Board of Governors shall determine, to a 
propo rtion of the increase in stock equivalent to the propo rtion 
which its stock subscribed bears to the total subscribed capital 
stock immediately prior to such increase. No member shall be 
obliged to subscribe to any pa rt  of an increase of capital stock. 

4. Subject to the provisions of paragraph 3 of this A rticle, the 
Board of Governors may, at the request of a member, increase the 
subscription of that member, or allocate shares to that member 
within the authorized capital stock which are not taken up by other 
members; provided, however, that such increase shall not have 
the effect of reducing the percentage of capital stock held by 
countries which are members of the European Economic Com-
munity, together with the European Economic Community and the 
European Investment Bank, below the majority of the total sub-
scribed capital stock. 

5. Shares of stock initially subscribed to by members shall be 
issued at par. Other shares shall be issued at par unless the 
Board of Governors, by a vote of not less than two-thirds of the 
Governors, representing not less than two-thirds of the total voting 
power of the members, decides to issue them in special circum-
stances on other terms. 

6. Shares of stock shall not be pledged or encumbered in any 
manner whatsoever, and they shall not be transferable except to 
the Bank in accordance with Chapter VII of this Agreement. 

7. The liability of the members on shares shall be limited to the 
unpaid portion of their issue price. No member shall be liable, by 
reason of its membership, for obligations of the Bank. 

Article 6 

Payment of subscriptions 

1. Payment of the paid-in shares of the amount initially sub-
scribed to by each Signatory to this Agreement, which becomes a 
member in accordance with A rticle 61 of this Agreement, shall be 
made in five (5) instalments of twenty (20) per cent each of such 
amount. The first instalment shall be paid by each member within 
sixty (60) days after the date of the entry into force of this 
Agreement, or after the date of deposit of its instrument of 
ratification, acceptance or approval in accordance with A rticle 61, 
if this latter is later than the date of the entry into force. The 
remaining four (4) instalments shall each become due succes-
sively one year from the date on which the preceding instalment 
became due and shall each, subject to the legislative require-
ments of each member, be paid. 
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2. Le nombre initial d'actions à souscrire par les pays admis à 
devenir membres conformément au paragraphe 2 de l'article 3 du 
présent Accord est déterminé par le Conseil des gouverneurs, 
étant entendu, cependant, qu'une telle souscription ne peut avoir 
pour effet de ramener le pourcentage d'actions détenues conjoin-
tement par les pays membres de la Communauté économique 
européenne, la Communauté économique européenne et la Ban-
que européenne d'investissement à moins de la majorité de la 
totalité du capital souscrit. 

3. Au moins tous les cinq (5) ans, le Conseil des gouverneurs 
procède à une révision du capital social de la Banque. En cas 
d'augmentation du capital social autorisé, chaque membre se voit 
offrir, selon les conditions et modalités uniformes fixées par le 
Conseil des gouverneurs, une possibilité raisonnable de souscrire 
une fraction de l'augmentation équivalente au rapport qui existe 
entre le nombre des actions déjà souscrites par lui et le capital 
social total de la Banque immédiatement avant l'augmentation. 
Aucun membre n'est tenu de souscrire une fraction quelconque 
d'une augmentation de capital. 

4. Sous réserve des dispositions du paragraphe 3 du présent 
Article, le Conseil des gouverneurs peut, à la demande d'un 
membre, augmenter la part de ce membre ou allouer à ce 
membre des parts du capital social autorisé qui n'ont pas été 
souscrites par d'autres membres; mais cette augmentation ou 
allocation de parts ne doit pas avoir pour effet de ramener le 
pourcentage d'actions détenues conjointement par les pays mem-
bres de la Communauté économique européenne, la Commu-
nauté économique européenne et la Banque européenne d'inves-
tissement à moins de la majorité de la totalité du capital souscrit. 

5. Les actions initialement souscrites par les membres sont 
émises au pair. Les autres actions sont émises au pair à moins 
que, par un vote à la majorité des deux tiers au moins du nombre 
des gouverneurs, représentant au moins les deux tiers du nombre 
total des voix attribuées aux membres, le Conseil des gouver-
neurs décide, dans des circonstances particulières, d'une sous-
cription selon d'autres modalités. 

6. Les parts ne doivent être ni données en nantissement, ni 
grevées de charges de quelque manière que ce soit, ni cédées, 
sauf à la Banque dans les conditions prévues par le chapitre VII 
du présent Accord. 

7. La responsabilité encourue par les membres au titre des 
actions est limitée à la partie non versée de leur prix d'émission. 
Aucun membre ne peut, du fait de sa qualité de membre, être tenu 
pour responsable des obligations contractées par la Banque. 

Article 6 

Paiement des souscriptions 

1. Le paiement des actions libérées du capital initial souscrit par 
les signataires du présent Accord qui deviennent membres 
conformément aux dispositions de l'article 61 du présent Accord 
s'éffectue en cinq (5) versements représentant vingt (20) pour 
cent chacun. Le premier versement est effectué par chaque 
membre dans un délai de soixante (60) jours, soit après la date 
d'entrée en vigueur du présent Accord, soit après la date du dépôt 
de son instrument de ratification, d'acceptation, ou d'approbation 
conformément aux dispositions de l'article 61, si celui-ci intervient 
après la date d'entrée en vigueur. Les quatre versements suivants 
viennent à échéance successivement le dernier jour de la période 
d'un an qui suit immédiatement l'échéance précédente et sont 
effectués sous réserve des dispositions législatives propres à 
chaque membre. 
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(2) Die Zahlung jeder Rate nach Absatz 1 dieses Artikels oder 
die Zahlung durch ein Mitglied, das nach A rtikel 3 Absatz 2 
aufgenommen wurde, kann zu fünfzig (50) v. H. in von dem 
betreffenden Mitglied ausgegebenen Schuldscheinen oder sonsti-
gen Schuldverschreibungen erfolgen, die auf ECU, US-Dollar 
oder Yen lauten; sie werden in dem Umfang abgerufen, in dem die 
Bank Mittel für Zahlungen im Rahmen ihrer Geschäftstätigkeit 
benötigt. Diese Schuldscheine oder Schuldverschreibungen sind 
nicht übertragbar, unverzinslich und auf Verlangen zum Nennwert 
an die Bank zahlbar. Zahlungsaufforderungen für solche Schuld-
scheine oder Schuldverschreibungen haben während angemes-
sener Zeiträume so zu erfolgen, daß der von einem Mitglied 
eingeforderte Betrag in ECU zum Zeitpunkt der Zahlungsaufforde-
rung der Anzahl der eingezahlten Anteile entspricht, die das 
betreffende Mitglied, das solche Schuldscheine oder Schuldver-
schreibungen hinterlegt, gezeichnet hat und hält. 

(3) Sämtliche Zahlungsverpflichtungen eines Mitglieds aus der 
Zeichnung von Anteilen am ursprünglichen Stammkapital werden 
entweder in ECU oder in US-Dollar oder Yen auf der Grundlage 
des durchschnittlichen ECU-Wechselkurses der jeweiligen Wäh-
rung für den Zeitraum vom 30. September 1989 bis zum 31. März 
1990 erfüllt. 

(4) Der auf das abrufbare Stammkapital der Bank gezeichnete 
Betrag wird unter Berücksichtigung der A rtikel 17 und 42 nur in 
dem Umfang und zu dem Zeitpunkt abgerufen, wie ihn die Bank 
zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten benötigt. 

(5) Im Fall eines Abrufs nach Absatz 4 erfolgt die Zahlung durch 
das Mitglied in ECU, US-Dollar oder Yen. Dabei haben die Abrufe 
für alle abrufbaren Anteile zu einem einheitlichen ECU-Wert zu 
erfolgen, der zum Zeitpunkt des Abrufs berechnet wird. 

(6) Der Ort für Zahlungen aufgrund dieses Artikels wird späte-
stens einen Monat nach der Eröffnungssitzung des Gouverneurs-
rats von der Bank festgelegt; bis dahin wird die erste Rate nach 
Absatz 1 an die Europäische Investitionsbank als Treuhänderin 
der Bank gezahlt. 

(7) Bei anderen Zeichnungen als den in den Absätzen 1, 2 und 
3 vorgesehenen erfolgen die Zahlungen der Mitglieder aufgrund 
der Zeichnung eingezahlter Anteile am genehmigten Stammkapi-
tal in ECU, in US-Dollar oder in Yen entweder bar oder in Form 
von Schuldscheinen oder sonstigen Schuldverschreibungen. 

(8) Im Sinne dieses Artikels umfaßt die Zahlung oder Denomi-
nierung in ECU die Zahlung oder Denominierung in jeder voll 
konvertierbaren Währung, wobei der Wert am Tag der Zahlung 
oder Einlösung dem Wert der betreffenden Verpflichtung in ECU 
entspricht. 

Artikel 7 

Ordentliches Kapital 

In diesem Übereinkommen bezeichnet der Ausdruck ,,ordent-
liches Kapital" der Bank 

i) das nach Artikel 5 gezeichnete genehmigte Stammkapital 
der Bank, zu dem sowohl die eingezahlten als auch die abruf-
baren Anteile gehören; 

ii) Mittel, die durch Kreditaufnahme der Bank kraft der ihr in 
Artikel 20 Ziffer i zugewiesenen Befugnis aufgebracht wer-
den und auf welche die Bestimmung des Artikels 6 Absatz 4 
über den Abruf Anwendung findet; 

2. Fifty (50) per cent of payment of each instalment pursuant to 
paragraph 1 of this Article, or by a member admitted in accord-
ance with paragraph 2 of Article 3 of this Agreement, may be 
made in promissory notes or other obligations issued by such 
member and denominated in ECU, in United States dollars or in 
Japanese yen, to be drawn down as the Bank needs funds for 
disbursement as a result of its operations. Such notes or obliga-
tions shall be non-negotiable, non-interest-bearing and payable to 
the Bank at par value upon demand. Demands upon such notes or 
obligations shall, over reasonable periods of time, be made so that 
the value of such demands in ECU at the time of demand from 
each member is proportional to the number of paid-in shares 
subscribed to and held by each such member depositing such 
notes or obligations. 

3. All payment obligations of a member in respect of subscrip-
tion to shares in the initial capital stock shall be settled either in 
ECU, in United States dollars or in Japanese yen on the basis of 
the average exchange rate of the relevant currency in terms of the 
ECU for the period form 30 September 1989 to 31 March 1990 
inclusive. 

4. Payment of the amount subscribed to the callable capital 
stock of the Bank shall be subject to call, taking account of A rticles 
17 and 42 of this Agreement, only as and when required by the 
Bank to meet its liabilities. 

5. In the event of a call referred to in paragraph 4 of this A rticle, 
payment shall be made by the member in ECU, in United States 
dollars or in Japanese yen. Such calls shall be uniform in ECU 
value upon each callable share calculated at the time of the call. 

6. The Bank shall determine the place for any payment under 
this Article not later than one month after the inaugural meeting of 
its Board of Governors, provided that, before such determination, 
the payment of the first instalment referred to in paragraph 1 of 
this Article shall be made to the European Investment Bank, as 
trustee for the Bank. 

7. For subscriptions other than those described in paragraphs 1, 
2 and 3 of this A rticle, payments by a member in respect of 
subscription to paid-in shares in the authorized capital stock shall 
be made in ECU, in United States dollars or in Japanese yen 
whether in cash or in promissory notes or in other obligations. 

8. For the purposes of this A rticle, payment or denomination in 
ECU shall include payment or denomination in any fully convert-
ible currency which is equivalent on the date of payment or 
encashment to the value of the relevant obligation in ECU. 

Article 7 

Ordinary capital resources 

As used in this Agreement, the term "ordinary capital resour-
ces" of the Bank shall include the following: 

(i) authorized capital stock of the Bank, including both paid-in 
and callable shares, subscribed to pursuant to A rticle 5 of this 
Agreement; 

(ii) funds raised by borrowings of the Bank by virtue of powers 
conferred by subparagraph (i) of A rticle 20 of this Agreement, 
to which the commitment to calls provided for in paragraph 4 
of Article 6 of this Agreement is applicable; 
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2. Cinquante pour cent du paiement de chaque versement dû 
au titre du paragraphe 1 du présent article ou par un membre 
admis conformément au paragraphe 2 de l'article 3 du présent 
Accord peut être fait en billets à ordre ou tout autre instrument 
émis par le membre et libellé soit en écus, soit en dollars des 
Etats-Unis, soit en yens, et prélevé en fonction des besoins de 
décaissement de la Banque liés à ses opérations. Ces billets ou 
instruments, incessibles et non porteurs d'intérêts, sont encaissés 
à leur valeur nominale à la demande de la Banque. L'encaisse-
ment de ces billets ou instruments est effectué de façon à ce que, 
sur des périodes raisonnables, leur valeur en écu soit, à la date de 
la demande, proportionnelle au nombre d'actions à libérer sous-
crites et détenues par chaque membre ayant déposé lesdits billets 
ou instruments. 

3. Tout paiement fait par un membre au titre de sa souscription 
d'actions du capital social initial s'effectue soit en écus, soit en 
dollars des Etats-Unis, soit en yens, sur la base du taux de 
change moyen de la monnaie en question par rapport à l'écu pour 
la période allant du 30 septembre 1989 au 31 mars 1990 inclus. 

4. Les montants souscrits en actions du capital social de la 
Banque sujettes à appel font l'objet d'un appel, conformément aux 
articles 17 et 42 du présent Accord, seulement aux dates et 
conditions fixées par la Banque pour faire face à ses engage-
ments. 

5. Dans le cas d'un appel tel que prévu au paragraphe 4 du 
présent article, le paiement est effectué par le membre soit en 
écus, soit en dollars des Etats-Unis, soit en yens. L'appel est 
effectué uniformément sur la base de la valeur en écus de chaque 
action sujette à appel, calculée au moment de l'appel. 

6. Un mois au plus tard après la séance inaugurale du Conseil 
des gouverneurs, la Banque détermine le lieu où tous les paie-
ments prévus par le présent article seront effectués, étant 
entendu que, jusqu'à ce que la Banque prenne cette décision, le 
paiement du premier versement visé au paragraphe 1 du présent 
article se fait auprès de la Banque Européenne d'Investissement, 
en sa qualité de mandataire (trustee) de la Banque. 

7. Pour les souscriptions autres que celles visées aux para-
graphes 1, 2 et 3 du présent article, les paiements effectués par 
un membre au titre de sa souscription des parts libérées du capital 
social autorisé de la Banque le seront en écus, en dollars des 
Etats-Unis ou en yens, qu'il s'agisse de paiement en numéraire, 
par billets à ordre ou par tout autre instrument. 

8. Aux fins du présent article, le paiement ou la dénomination en 
écus désigne notamment le paiement ou la dénomination dans 
toute monnaie pleinement convertible qui équivaut, à la date du 
paiement ou de l'encaissement, à la valeur de l'obligation concer-
née en écus. 

Article 7 

Ressources ordinaires en capital 

Aux fins du présent Accord, le terme «ressources ordinaires en 
capital» de la Banque inclut: 

(i) le capital social autorisé de la Banque, souscrit en application 
de l'article 5 du présent Accord, et composé d'actions à 
libérer et d'actions sujettes à appel; 

(ii) les fonds obtenus par la Banque par voie d'emprunt en vertu 
des pouvoirs qui lui sont conférés par l'alinéa (i) de l'article 20 
du présent Accord, et auxquels s'appliquent les dispositions 
relatives aux appels mentionnés au paragraphe 4 de l'arti-
cle 6 du présent Accord; 
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iii) Gelder aus der Rückzahlung von Darlehen oder Garantien 
und aus dem Erlös aus der Veräußerung von Kapitalbeteili-
gungen, für welche die unter den Ziffern i und ii genannten 
Mittel verwendet worden sind; 

iv) Einnahmen aus Darlehen und Kapitalbeteiligungen, für wel-
che die unter den Ziffern i und ii genannten Mittel verwendet 
worden sind, sowie Einnahmen aus Garantien und Emis-
sionsübernahmen, die nicht Bestandteil der besonderen 
Geschäftstätigkeit der Bank sind; 

v) alle sonstigen Mittel oder Einnahmen, welche die Bank erhält 
und die nicht Bestandteil ihrer in A rtikel 19 vorgesehenen 
Sonderfondsmittel sind. 

Kapitel I l l 

Geschäftstätigkeit 

Artikel 8 	

Empfängerländer und Verwendung der Mittel 

(1) Die Mittel und Fazilitäten der Bank werden ausschließlich 
zur Erfüllung des in A rtikel 1 bezeichneten Zweckes und zur 
Wahrnehmung der in Artikel 2 bezeichneten Aufgaben verwendet. 

(2) Die Bank kann ihre Geschäftstätigkeit in den mittel ;  und 
osteuropäischen Ländern ausüben, die beim Übergang zur Markt-
wirtschaft und bei der Förderung der privaten und unternehme-
rischen Initiative stetig voranschreiten und die durch konkrete 
Schritte und auf andere Weise die in A rtikel 1 bezeichneten 
Grundsätze anwenden. 

(3) In Fällen, in denen ein Mitglied eine Politik verfolgt, die mit 
A rtikel 1 unvereinbar ist, oder bei Vorliegen außergewöhnlicher 
Umstände prüft das Direktorium, ob der Zugang eines Mitglieds 
zu den Mitteln der Bank ausgesetzt oder sonst geändert werden 
sollte und kann dem Gouverneursrat entsprechende Empfehlun-
gen unterbreiten. Beschlüsse über diese Angelegenheiten faßt 
der Gouverneursrat mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drit-
teln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel der Gesamt-
stimmenzahl der Mitglieder vertreten. 

(4) i) Jedes in Frage kommende Empfängerland kann die 
Bank ersuchen, ihm während eines Zeitraums von 
drei (3) Jahren, der nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens beginnt, für begrenzte Zwecke Zugang zu 
ihren Mitteln zu gewähren. Jedes dera rtige Ersuchen 
wird, sobald es gestellt ist, diesem Übereinkommen 
als Bestandteil beigefügt. 

ii) Während dieses Zeitraums 

a) gewährt die Bank dem betreffenden Land sowie 
Unternehmen in seinem Hoheitsgebiet auf Er-
suchen technische Hilfe und andere Arten von 
Unterstützung zur Finanzierung seiner Privat-
wirtschaft, zur Erleichterung des Übergangs 
staatseigener Unternehmen in Privateigentum 
und unter private Kontrolle sowie zur Unterstüt-
zung von Unternehmen, die auf Wettbewerbs-
grundlage arbeiten und eine Teilnahme an der 
Marktwirtschaft anstreben; dabei gilt das in Arti-
kel 11 Absatz 3 festgelegte Verhältnis; 

b) darf der Gesamtbetrag dieser Hilfe und Unter-
stützung den von dem betreffenden Land für 
seine Anteile gezahlten Gesamtbetrag in Barmit-
teln und Schuldscheinen nicht übersteigen. 

(iii) funds received in repayment of loans or guarantees and 
proceeds from the disposal of equity investment made with 
the resources indicated in sub-paragraphs (i) and (ii) of this 
Article; 

(iv) income derived from loans and equity investment, made from 
the resources indicated in sub-paragraphs (i) and (ii) of this 
Article, and income derived from guarantees and underwrit-
ing not forming part  of the special operations of the Bank; and 

(v) any other funds or income received by the Bank which do not 
form part  of its Special Funds resources referred to in Article 
19 of this Agreement. 

Chapter III 
Operations 

Article 8 
Recipient countries and use of resources 

1. The resources and facilities of the Bank shall be used 
exclusively to implement the purpose and car ry  out the functions 
set forth, respectively, in Articles 1 and 2 of this Agreement. 

2. The Bank may conduct its operations in countries from 
Central and Easte rn  Europe which are proceeding steadily in the 
transition towards market oriented economies and the promotion 
of private and entrepreneurial initiative, and which apply, by 
concrete steps and otherwise, the principles as set forth in Arti-
cle 1 of this Agreement. 

3. In cases where a member might be implementing policies 
which are inconsistent with A rticle 1 of this Agreement, or in 
exceptional circumstances, the Board of Directors shall consider 
whether access by a member to Bank resources should be 
suspended or otherwise modified and may make recommenda-
tions accordingly to the Board of Governors. Any decision on 
these matters shall be taken by the Board of Governors by a 
majority of not less than two-thirds of the Governors, representing 
not less than three-fourths of the total voting power of the 
members. 

4. (i) Any potential recipient count ry  may request that the 
Bank provide access to its resources for limited pur-
poses over a period of three (3) years beginning after 
the entry into force of this Agreement. Any such 
request shall be attached as an integral pa rt  of this 
Agreement as soon as it is made. 

(ii) During such a period: 

(a) the Bank shall provide to such a count ry, and to 
enterprises in its territory, upon their request, 
technical assistance and other types of assist-
ance directed to finance its private sector, to 
facilitate the transition of state-owned enter-
prises to private ownership and control, and to 
help enterprises operating competitively and 
moving to participation in the market oriented 
economy, subject to the proportion set forth in 
paragraph 3 of Article 11 of this Agreement; 

(b) the total amount of any assistance thus provided 
shall not exceed the total amount of cash dis-
bursed and promissory notes issued by that 
country  for its shares. 
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(iii) les fonds reçus en remboursement de prêts ou de garanties, 
ou provenant de cessions de participations effectués grâce 
aux ressources visées aux alinéas (i) et (ii) du présent article; 

(iv) les revenus provenant des prêts et des investissements en 
capital financés au moyen des ressources visées aux alinéas 
(i) et (ii) du présent article, et les revenus provenant de 
garanties et de souscriptions fermes ne ressortissant pas aux 
opérations spéciales de la Banque; et 

(v) tous autres fonds ou revenus de la Banque ne ressortissant 
pas aux ressources des Fonds Spéciaux définis à l'article 19 
du présent Accord. 

Chapitre Ill 

Opérations 

Article 8 

Pays bénéficiaires et emploi des ressources 

1. Les ressources et facilités de la Banque sont exclusivement 
employées pour remplir l'objet et les fonctions définis respective-
ment à l'article 1 et à l'article 2 du présent Accord. 	• 

2. La Banque peut exécuter ses opérations dans des pays 
d'Europe centrale et orientale qui procèdent à une transition 
résolue vers l'économie de marché, participent à la promotion de 
l'initiative privée et de l'esprit d'entreprise et appliquent, grâce à 
des mesures concrètes ou autres moyens, les principes énoncés 
à l'article 1 du présent Accord. 

3. Au cas où un membre mettrait en oeuvre une politique 
incompatible avec l'article 1 du présent Accord, ou dans des 
circonstances exceptionnelles, le Conseil d'administration exa-
mine si l'accès d'un membre aux ressources de la Banque doit 
être suspendu ou modifié, et peut faire les recommandations 
nécessaires au Conseil des gouverneurs. Toute décision en la 
matière est prise par le Conseil des gouverneurs à la majorité d'au 
moins deux tiers des gouverneurs, représentant au moins trois 
quarts du total des voix attribuées aux membres. 

4. (i) Tout pays bénéficiaire potentiel peut demander que la 
Banque lui permette l'accès à ses ressources à des 
fins limitées et sur une période de trois (3) ans à 
compter de la date d'entrée en vigueur du présent 
Accord. Toute demande de cette nature est jointe en 
tant que partie intégrante du présent Accord dès 
qu'elle a été présentée. 

(ii) Au cours de cette période: 

a) la Banque fournit audit pays et aux entreprises 
situées sur son territoire, à leur demande, une 
assistance technique et tout autre type d'assis-
tance visant à financer son secteur privé, à facili-
ter le passage d'entreprises d'Etat à la propriété 
et au contrôle privés et à aider les entreprises 
fonctionnant de manière concurrentielle et se 
préparant à opérer selon les règles de l'écono-
mie de marché, et ce dans la proportion visée au 
paragraphe 3 de l'article 11 du présent Accord; 

b) le montant total de toute assistance ainsi fournie 
ne peut excéder le montant total des liquidités 
décaissées et des billets à ordre émis par ledit 
pays au titre de ses actions. 
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iii) Am Ende dieses Zeitraums wird der Beschluß, einem 
solchen Land über die unter den Buchstaben a und b 
festgesetzten Grenzen hinaus Zugang zu den Mitteln 
zu gewähren, vom Gouverneursrat mit der Mehrheit 
von mindestens drei Vierteln der Gouverneure, die 
mindestens fünfundachtzig (85) v. H. der Gesamt-
stimmenzahl der Mitglieder vertreten, gefaßt. 

Artikel 9 

Ordentliche und besondere Geschäftstätigkeit 

Die Geschäftstätigkeit der Bank gliedert sich in eine ordentliche 
Geschäftstätigkeit, die aus dem ordentlichen Kapital der Bank 
nach Artikel 7 finanziert wird, und eine besondere Geschäftstätig-
keit, die aus den in Artikel 19 vorgesehenen Sonderfondsmitteln 
finanziert wird. Die beiden Arten der Geschäftstätigkeit können 
kombiniert werden. 

Artikel 10 

Trennung der Geschäftsbereiche 
(1) Das ordentliche Kapital und die Sonderfondsmittel der Bank 

werden jederzeit und in jeder Hinsicht völlig getrennt gehalten, 
verwendet, festgelegt, angelegt oder anderweitig verwertet. Im 
Finanzausweis der Bank werden die Rücklagen der Bank zusam-
men mit der ordentlichen Geschäftstätigkeit und — getrennt davon 
— die besondere Geschäftstätigkeit der Bank aufgeführt. 

(2) Das ordentliche Kapital der Bank wird unter keinen Umstän-
den mit Verlusten oder Verbindlichkeiten aus der besonderen 
Geschäftstätigkeit oder anderen Tätigkeiten, für die ursprünglich 
Sonderfondsmittel verwendet oder bestimmt wurden, belastet 
oder zur Deckung derselben verwendet. 

(3) Ausgaben, die unmittelbar mit der ordentlichen Geschäftstä-
tigkeit zusammenhängen, gehen zu Lasten des ordentlichen 
Kapitals der Bank. Ausgaben, die unmittelbar mit der besonderen 
Geschäftstätigkeit zusammenhängen, gehen zu Lasten der Son-
derfondsmittel. Alle sonstigen Ausgaben gehen vorbehaltlich des 
Artikels 18 Absatz 1 zu Lasten desjenigen Kontos, das die Bank 
bestimmt. 

Artikel 11 

Geschäftsmethoden 

(1) Die Bank kann in Erfüllung ihres Zweckes und ihrer Aufga-
ben nach den Artikeln 1 und 2 jedes der nachstehenden 
Geschäfte einzeln oder zusammen betreiben: 

i) 	Gewährung beziehungsweise — zusammen mit multilatera

-

len Institutionen, Geschäftsbanken oder sonstigen interes-
sierten Kapitalgebern — Kofinanzierung von Darlehen oder 
Beteiligung an Darlehen an privatwirtschaftliche Unterneh-
men oder an auf Wettbewerbsgrundlage arbeitende und 
eine Teilnahme an der Marktwirtschaft anstrebende staats-
eigene Unternehmen sowie an staatseigene Unternehmen, 
deren Übergang in Privateigentum und unter private Kon-
trolle dadurch erleichtert werden soll; insbesondere soll 
dabei die Beteiligung von privatem und/oder ausländischem 
Kapital an solchen Unternehmen erleichtert beziehungs-
weise verstärkt werden; 

ii) 	a) Kapitalbeteiligung an privatwirtschaftlichen Unterneh
-men; 

b) Kapitalbeteiligung an auf Wettbewerbsgrundlage arbei-
tenden und eine Teilnahme an der Marktwirtschaft 
anstrebenden staatseigenen Unternehmen sowie an 
staatseigenen Unternehmen, deren Übergang in Privatei-
gentum und unter private Kontrolle erleichtert werden 

(iii) At the end of this period, the decision to allow such a 
country  access beyond the limits specified in sub-
paragraphs (a) and (b) shall be taken by the Board of 
Governors by a majority of not less than three-fourths 
of the Governors representing not less than eighty-
five (85) per cent of the total voting power of the 
members. 

Article 9 

Ordinary and special operations 

The operations of the Bank shall consist of ordinary operations 
financed from the ordinary capital resources of the Bank referred 
to in Article 7 of this Agreement and special operations financed 
from the Special Funds resources referred to in A rticle 19 of this 
Agreement. The -two types of operations may be combined. 

Article 10 

Separation of operations 

1. The ordinary capital resources and the Special Funds resour-
ces of the Bank shall at all times and in all respects be held, used, 
committed, invested or otherwise disposed of entirely separately 
from each other. The financial statements of the Bank shall show 
the reserves of the Bank, together with its ordinary operations, 
and, separately, its special operations. 

2. The ordinary capital resources of the Bank shall under no 
circumstances be charged with, or used to discharge, losses or 
liabilities arising out of special operations or other acitivities for 
which Special Funds resources were originally used or committed. 

3. Expenses appertaining directly to ordinary operations shall 
be charged to the ordinary capital resources of the Bank. Expen-
ses appertaining directly to special operations shall be charged to 
Special Funds resources. Any other expenses shall, subject to 
paragraph 1 of Article 18 of this Agreement, be charged as the 
Bank shall determine. 

Article 11 

Methods of operation 

1. The Bank shall carry  out its operations in furtherance of its 
purpose and functions as set out in Articles 1 and 2 of this 
Agreement in any or all of the following ways: 

(i) by making, or cofinancing together with multilateral institu-
tions, commercial banks or other interested sources, or par-
ticipating in, loans to private sector enterprises, loans to any 
state-owned enterprise operating competitively and moving 
to participation in the market oriented economy, and loans to 
any state-owned enterprise to facilitate its transition to private 
ownership and control; in particular to facilitate or enhance 
the participation of private and/or foreign capital in such 
enterprises; 

(ii) (a) by investment in the equity capital of private sector 
enterprises; 

(b) by investment in the equity capital of any state-owned 
enterprise operating competitively and moving to partici-
pation in the market oriented economy, and investment 
in the equity capital of any state-owned enterprise to 
facilitate its transition to private ownership and control; 
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(iii) A la fin de cette période, la décision de permettre 
l'accès aux ressources audit pays au-delà des limites 
indiquées aux alinéas (a) et (b) est prise par le 
Conseil des gouverneurs à la majorité d'au moins 
trois quarts des gouverneurs, représentant au moins 
quatre-vingt cinq (85) pour cent du nombre total des 
voix attribuées des membres. 

Article 9 

Opérations ordinaires et spéciales 

Les opérations de la Banque comprennent les opérations ordi-
naires financées sur des ressources ordinaires en capital de la 
Banque, définies à l'article 7 du présent Accord, et les opérations 
spéciales financées sur des ressources des Fonds Spéciaux 
définies à l'article 19 du présent Accord. Les deux types d'opéra-
tions peuvent être combinés. 

Article 10 

Séparation des opérations 

1. Les ressources ordinaires en capital et celles des Fonds 
Spéciaux de la Banque sont, à tout moment et à tous égards, 
détenues, utilisées, engagées, investies ou autrement employées 
de manière totalement séparée. Les états financiers de la Banque 
font apparaître les réserves de la Banque ainsi que ses opérations 
ordinaires et, de manière séparée, ses opérations spéciales. 

2. Les ressources ordinaires en capital de la Banque ne peu-
vent en aucun cas supporter ou servir à apurer les pertes ou les 
obligations découlant d'opérations spéciales ou d'autres activités 
pour lesquelles des ressources des Fonds Spéciaux ont été à 
l'origine utilisées ou engagées. 

3. Les dépenses directement liées aux opérations ordinaires 
sont imputées sur les ressources ordinaires en capital. Les 
dépenses directement liées aux opérations spéciales sont impu-
tées sur les ressources des Fonds Spéciaux. Toute autre forme 
de dépense est imputée, sous réserve du paragraphe 1 de l'arti-
cle 18 du présent Accord, dans les conditions définies par la 
Banque. 

Article 11 

Méthodes de fonctionnement 

1. Dans la poursuite de ses objectifs et l'exercice de sa mission 
tels qu'ils sont définis aux articles 1 et 2 du présent Accord, la 
Banque effectue ses opérations de l'une quelconque ou de toutes 
les manières suivantes: 

(i) Soit en accordant des prêts en faveur d'entreprises du sec-
teur privé, de toute entreprise d'Etat fonctionnant de manière 
concurrentielle et se préparant à opérer selon les règles de 
l'économie de marché ou de toute entreprise d'Etat en vue de 
favoriser sa transition vers la propriété et le contrôle privés, 
soit en cofinançant de tels prêts avec des institutions multi-
latérales, des banques commerciales ou d'autres sources de 
financement intéressées, soit en participant à de tels prêts, le 
but étant notamment de renforcer ou de faciliter la participa-
tion des capitaux privés et/ou étrangers dans ces entre-
prises; 

(ii) (a) en prenant des participations dans des entreprises du 
secteur privé; 

(b) en prenant des participations dans toute entreprise 
d'Etat fonctionnant de manière concurrentielle et se 
préparant à opérer selon les règles de l'économie de 
marché et en prenant des participations dans toute 
entreprise d'Etat en vue de favoriser sa transition vers la 
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soll; insbesondere soll dabei die Beteiligung von privatem 
und/oder ausländischem Kapital an solchen Unterneh-
men erleichtert beziehungsweise verstärkt werden; 

 

c) Übernahme von Wertpapieremissionen privatwirtschaftli-
cher Unternehmen sowie der unter Buchstabe b genann-
ten staatseigenen Untemehmen für die unter jenem 
Buchstaben genannten Ziele, falls andere Finanzierungs-
formen nicht geeignet sind; 

iii) Erleichterung des Zugangs zu inländischen und internatio

-

nalen Kapitalmärkten für privatwirtschaftliche Unternehmen 
oder andere unter Ziffer i bezeichnete Unternehmen zur 
Erfüllung der unter der genannten Ziffer erwähnten Ziele 
durch Gewährung von Garantien, falls andere Finanzie-
rungsformen nicht geeignet sind, sowie durch Finanzbera-
tung und sonstige Formen der Unterstützung; 

iv) Einsatz von Sonderfondsmitteln entsprechend den für ihre 
Verwendung geltenden Übereinkünften; 

v) Gewährung von Darlehen oder Beteiligung an Darlehen 
sowie Bereitstellung technischer Hilfe zum Wiederaufbau 
oder zum Ausbau der für die Entwicklung einer Privatwirt-
schaft und den Übergang zur Marktwirtschaft erforderlichen 
Infrastruktur einschließlich Umweltprogramme. 

Im Sinne dieses Absatzes gilt ein staatseigenes Unternehmen nur 
dann als auf Wettbewerbsgrundlage arbeitend, wenn es wei-
sungsungebunden ist und in einem vom Wettbewerb geprägten 
marktwirtschaftlichen Umfeld tätig ist sowie dem Konkursrecht 
unterliegt. 

(2) i) 	Das Direktorium überprüft mindestens einmal jährlich 
die Geschäftstätigkeit und die Kreditvergabestrategie 
der Bank in den einzelnen Empfängerländern, um 
sicherzustellen, daß dem Zweck und den Aufgaben 
der Bank nach den Artikeln 1 und 2 voll entsprochen 
wird. Beschlüsse auf der Gundlage einer solchen 
Überprüfung bedürfen einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der Direktoren, die mindestens drei Vier-
tel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten. 

ii) im Rahmen dieser Überprüfung werden unter ande-
rem die Fortschritte der einzelnen Empfängerländer 
bei der Dezentralisierung, Beseitigung der Monopole 
und Privatisierung sowie die jeweiligen Anteile der 
Darlehen an privatwirtschaftliche Unternehmen, an 
staatseigene Unternehmen, die sich im Übergang zur 
Teilnahme an der Marktwirtschaft oder in Privatisie-
rung befinden, für Infrastruktur, technische Hilfe und 
sonstige Zwecke geprüft. 

(3: i 	Unbeschadet der in diesem Artikel genannten sonsti

-

gen Tätigkeiten der Bank werden höchstens vierzig 
(40) v. H. des Gesamtbetrags der von der Bank 
gewährten Darlehen, Garantien und Kapitalbeteili-
gungen dem staatlichen Sektor zur Verfügung 
gestellt. Diese prozentuale Einschränkung gilt 
zunächst für einen Gesamtzeitraum von zwei (2) Jah-
ren ab dem Tag der Aufnahme der Geschäftstätigkeit 
der Bank, danach für jedes einzelne Geschäftsjahr. 

in particular to facilitate or enhance the pa rticipation of 
private and/or foreign capital in such enterprises; and 

(c) by underwriting, where other means of financing are not 
appropriate, the equity issue of securities by both private 
sector enterprises and such state-owned enterprises 
referred to in (b) above for the ends mentioned in that 
subparagraph; 

(iii) by facilitating access to domestic and inte rnational capital 
markets by private sector enterprises or by other enterprises 
referred to in subparagraph (i) of this paragraph for the ends 
mentioned in that subparagraph, through the provision of 
guarantees, where other means of financing are not appro-
priate, and through financial advice and other forms of assist-
ance; 

(iv) by deploying Special Funds resources in accordance with the 
agreements determining their use; and 

(v) by making or participating in loans and providing technical 
assistance for the reconstruction or development of infra-
structure, including environmental programmes, necessary 
for private sector development and the transition to a mar-
ket oriented economy. 

For the purposes of this paragraph, a state-owned enterprise 
shall not be regarded as operating competitively unless it operates 
autonomously in a competitive market environment and unless it 
is subject to bankruptcy laws. 

2. (i) The Board of Directors shall review at least annually 
the Bank's operations and lending strategy in each 
recipient country  to ensure that the purpose and the 
functions of the Bank, as set out in Articles 1 and 2 of 
this Agreement, are fully served. Any decision pur-
suant to such a review shall be taken by a majority of 
not less than two-thirds of the Directors, representing 
not less than three-fourths of the total voting power of 
the members. 

(ii) The said review shall involve the consideration of, 
inter alia, each recipient country's progress made on 
decentralization, demonopolization and privatization 
and the relative shares of the Bank's lending to pri-
vate enterprises, to state-owned enterprises in the 
process of transition to participation in the market-
oriented economy or privatization, for infrastructure, 
for technical assistance, and for other purposes. 

3. (i) Not more than forty (40) per cent of the amount of the 
Bank's total committed loans, guarantees and equity 
investments, without prejudice to its other operations 
referred to in this A rticle, shall be provided to the state 
sector. Such percentage limit shall apply initially over 
a two (2) year period, from the date of commence-
ment of the Bank's operations, taking one year with 
another, and thereafter in respect of each subsequent 
financial year. 
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propriété et le contrôle privés, le but étant notamment de 
faciliter ou de renforcer la participation des capitaux 
privés et/ou étrangers dans ces entreprises; 

(c) en garantissant, lorsque d'autres moyens de finance-
ment ne sont pas adéquats, l'émission de titres par des 
entreprises du secteur privé et des entreprises d'Etat 
telles que celles visées à l'alinéa (b) ci-dessus aux fins 
mentionnées dans cet alinéa; 

(iii) en facilitant l'accès des marchés de capitaux nationaux et 
internationaux aux entreprises du secteur privé ou aux autres 
entreprises visées à l'alinéa (i) du présent paragraphe aux 
fins décrites par cet alinéa, par l'octroi de garanties, lorsque 
d'autres moyens de financement ne sont pas adéquats, et 
par la mise à disposition de conseils en matière financière ou 
de toutes autres formes d'assistance; 

(iv) en employant les ressources des Fonds Spéciaux conformé-
ment aux accords définissant leur utilisation; et 

(v) en accordant ou en participant à des prêts et en fournissant 
une assistance technique pour la reconstruction et le déve-
loppement des infrastructures, y compris les programmes 
liés à la protection de l'environnement, nécessaires au déve-
loppement du secteur privé et à la transition vers une écono-
mie de marché; 

Aux fins du présent paragraphe, une entreprise d'Etat n'est pas 
considérée comme fonctionnant de manière concurrentielle si elle 
n'est pas gérée de façon autonome dans un environnement de 
marché concurrentiel et si elle n'est pas soumise aux lois régis-
sant la faillite. 

2. (i) Le Conseil d'administration procède à un examen au 
moins annuel des opérations et de la stratégie de la 
Banque en matière de prêts dans chaque pays béné-
ficiaire pour s'assurer que l'objet et la mission de la 
Banque tels qu'ils sont définis aux articles 1 et 2 du 
présent Accord sont pleinement remplis. Toute déci-
sion résultant de cet examen est prise à la majorité 
des deux tiers au moins des administrateurs, repré-
sentant au moins les trois quarts du nombre total des 
voix attribuées aux membres. 

(ii) Cet examen comprend, entre autres, l'analyse des 
progrès réalisés par chaque pays bénéficiaire en 
matière de décentralisation, de démantèlement des 
monopoles et de privatisation de son économie; il 
tient compte également de la proportion des prêts 
consentis aux entreprises privées et aux entreprises 
d'Etat engagées dans un processus d'évolution vers 
l'économie de marché ou de privatisation, au titre des 
infrastructures, de l'assistance technique et à d'autres 
fins. 

3. (i) Sans préjudice des autres opérations visées par le 
présent article, quarante (40) pour cent au plus du 
montant total des engagements de la Banque en 
matière de prêts, de garanties et de prises de partici-
pation, sont consacrés au secteur d'Etat. Dans un 
premier temps, cette limite s'appliquera pendant une 
période de deux (2) ans considérée globalement à 
compter du début des opérations de la Banque, puis 
pour chaque exercice ultérieur. 
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ii) Unbeschadet der in diesem A rtikel genannten sonsti-
gen Tätigkeiten der Bank werden je Land höchstens 
vierzig (40) v. H. des Gesamtbetrags der von ihr 
gewährten Darlehen, Garantien und Kapitalbeteili-
gungen während eines Gesamtzeitraums von fünf (5) 
Jahren dem staatlichen Sektor zur Verfügung gestellt. 

iii) Im Sinne dieses Absatzes 

a) umfaßt der staatliche Sektor die Zentralregierun-
gen und Gebietskörperschaften, ihre Behörden 
sowie die ihnen gehörenden oder von ihnen kon-
trollierten Unternehmen; 

b) gelten Darlehen oder Garantien an staatseigene 
Unternehmen, die ein Programm zur Überfüh-
rung in P rivateigentum und unter private Kon-
trolle durchführen, oder Kapitalbeteiligungen an 
solchen Unternehmen nicht als dem staatlichen 
Sektor zur Verfügung gestellt; 

c) gelten Darlehen an einen Finanzmittler zur Wei-
tergabe an die Privatwirtschaft nicht als dem 
staatlichen Sektor gewährt. 

Artikel 12 

Grenzen der ordentlichen Geschäftstätigkeit 

(1) Der ausstehende Gesamtbetrag der von der Bank im Rah-
men ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit gewährten Darlehen, 
Kapitalbeteiligungen und Garantien darf zu keiner Zeit erhöht 
werden, wenn dadurch der Gesambetrag des unverminderten 
gezeichneten Kapitals und der zum ordentlichen Kapital gehö-
renden Rücklagen und Überschüsse überschritten würde. 

(2) Der Betrag einer Kapitalbeteiligung darf nomalerweise einen 
vom Direktorium aufgrund einer allgemeinen Regel als angemes-
sen festgesetzten Hundertsatz des Grundkapitals des betreffen-
den Unternehmens nicht überschreiten. Die Bank wird durch eine 
derartige Beteiligung keinen beherrschenden Einfluß auf das 
Unternehmen anstreben; sie wird keinen derartigen Einfluß aus-
üben noch eine direkte Verantwortung für die Leitung eines Unter-
nehmens übernehmen, an dem sie beteiligt ist, es sei denn bei 
tatsächlicher oder drohender Nichterfüllung der Verpflichtungen in 
bezug auf die Beteiligung, bei tatsächlicher oder drohender Zah-
lungsunfähigkeit des Unternehmens, an dem sie beteiligt ist, oder 
bei Vorliegen anderer Umstände, die nach Auffassung der Bank 
die Beteiligung zu gefährden drohen; in diesem Fall kann die Bank 
alle Maßnahmen ergreifen und alle Rechte ausüben, die sie zum 
Schutz ihrer Interessen für erforderlich erachtet. 

(3) Der Betrag der von der Bank eingegangenen Kapitalbeteili-
gungen darf den Gesamtbetrag ihres unverminde rten eingezahl-
ten gezeichneten Kapitals, ihrer Überschüsse und ihrer allgemei-
nen Rücklage zu keiner Zeit überschreiten. 

(4) Die Bank darf weder Garantien für Exportkredite überneh-
men noch Versicherungsgeschäfte betreiben. 

Artikel 13 

Geschäftsgrundsätze 

Für die Geschäftstätigkeit der Bank gelten folgende Grund-
sätze: 

i) 	Die Bank wendet bei allen ihren Geschäften gesunde Bank

-

grundsätze an; 

(ii) For any country, not more than forty (40) per cent of 
the amount of the Bank's total committed loans, 
guarantees and equity investments over a period of 
five (5) years, taking one year with another, and 
without prejudice to the Bank's other operations refer-
red to in this Article, shall be provided to the state 
sector. 

(iii) For the purposes of this paragraph, 

(a) the state sector includes national and local gov-
ernments, their agencies, and enterprises owned 
or controlled by any of them; 

(b) a loan or guarantee to, or equity investment in, a 
state-owned enterprise which is implementing a 
programme to achieve private ownership and 
control shall not be considered as made to the 
state sector; 

(c) loans to a financial intermediary for onlending to 
the private sector shall not be considered as 
made to the state sector. 

Article 12 

Limitations on ordinary operations 

1. The total amount of outstanding loans, equity investments 
and guarantees made by the Bank in its ordinary operations shall 
not be increased at any time, if by such increase the total amount 
of its unimpaired subscribed capital, reserves and surpluses 
included in its ordinary capital resources would be exceeded. 

2. The amount of any equity investment shall not normally 
exceed such percentage of the equity  capital of the enterprise 
concerned as shall be determined, by a general rule, to be 
appropriate by the Board of Directors. The Bank shall not seek to 
obtain by such an investment a controlling interest in the enter-
prise concerned and shall not exercise such control or assume 
direct responsibility for managing any enterprise in which it has an 
investment, except in the event of actual or threatened default on 
any of its investments, actual or threatened insolvency of the 
enterprise in which such investment shall have been made, or 
other situations which, in the opinion of the Bank, threaten to 
jeopardize such investment, in which case the Bank may take 
such action and exercise such rights as it may deem necessary for 
the protection of its interests. 

3. The amount of the Bank's disbursed equity investments shall 
not at any time exceed an amount corresponding to its total 
unimpaired paid-in subscribed capital, surpluses and general 
reserve. 

4. The Bank shall not issue guarantees for export credits nor 
undertake insurance acitivities. 

Article 13 

Operating principles 

The Bank shall operate in accordance with the following prin-
ciples: 

(i) 	the Bank shall apply sound banking principles to all its 
operations; 
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(ii) Quel que soit le pays, et sans préjudice des autres 
opérations visées par le présent article, quarante (40) 
pour cent au plus du montant total des engagements 
de la Banque en matière de prêts, de garanties et de 
prises de participation sont consacrés au secteur 
d'Etat pendant une période de cinq (5) ans considé-
rée globalement. 

(iii) Aux fins du présent paragraphe, 

a) le secteur d'Etat comprend les gouvernements 
nationaux, les administrations locales, les orga-
nismes et les entreprises qu'ils possèdent ou 
contrôlent; 

b) ne s'ont pas considérés comme concours au 
secteur d'Etat les prêts et garanties accordés à 
des entreprises d'Etat ou les prises de participa-
tion effectuées au sein de telles entreprises qui 
mettent en oeuvre un programme les privatisant 
ou faisant passer leur direction sous propriété et 
contrôle privés; 

c) ne sont pas considérés comme concours au 
secteur d'Etat les prêts consentis à des intermé-
diaires financiers qui les utilisent pour financer 
des opérations du secteur privé. 

Article 12 

Limitation des opérations ordinaires 

1. Le montant total de l'encours des prêts, des participations et 
des garanties réalisés par la Banque au titre de ses opérations 
ordinaires ne doit à aucun moment être augmenté si cette aug-
mentation entraîne un dépassement du montant total de son 
capital social net d'obligations, des réserves et des excédents 
compris dans ses ressources ordinaires en capital. 

2. Le montant total de toute prise de participation ne dépasse 
pas, en règle générale, le pourcentage du capital social de 
l'entreprise concernée que le Conseil d'administration juge appro-
prié. La Banque ne cherche pas à obtenir par de telles prises de 
participation le contrôle de l'entreprise concernée; elle n'exerce 
pas un tel contrôle et n'assume pas de responsabilité directe dans 
la gestion des entreprises dans lesquelles elle a investi, sauf en 
cas de défaut ou de menace de défaut pesant sur ses investisse-
ments, ou en cas d'insolvabilité effective ou potentielle de l'entre

-

prise auprès de laquelle elle a fait ces investissements, ou dans 
d'autres situations qui, du point de vue de la Banque, menacent 
lesdits investissements, la Banque peut prendre toute initiative ou 
exercer tout droit qu'elle juge nécessaire auxquels cas pour 
protéger ses intérêts. 

3. L'encours des prises de participation décaissées par la 
Banque ne doit à aucun moment dépasser le montant de son 
capital souscrit en actions à libérer net d'obligations, augmenté 
des excédents et de la réserve générale. 

4. La Banque n'accorde pas de garanties sur des crédits à 
l'exportation et n'exerce aucune activité d'assurance. 

Article 13 

Principes des opérations 

Les opérations de la Banque sont menées selon les principes 
suivants: 

(i) 	la Banque applique les principes d'une saine gestion ban

-

caire dans toutes ses opérations: 



Drucksache 11/7997 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

ii) die Geschäftstätigkeit der Bank dient der Finanzierung 
bestimmter Vorhaben, bei denen es sich entweder um 
Einzelvorhaben oder um Vorhaben im Rahmen bestimmter 
Investitionsprogramme handeln kann, sowie der Bereitstel-
lung technischer Hilfe zur Erfüllung ihres Zweckes und ihrer 
Aufgaben nach den Artikeln 1 und 2; 

iii) die Bank finanziert keine Vorhaben im Hoheitsgebiet eines 
Mitglieds, wenn dieses Mitglied dagegen Einspruch erhebt; 

iv) die Bank läßt nicht zu, daß ein unverhältnismäßig großer 
Teil ihrer Mittel zugunsten eines einzelnen Mitglieds ver-
wendet wird; 

v) die Bank achtet bei allen ihren Kapitalanlagen auf eine 
angemessene Streuung; 

vi) ein Darlehen oder eine Garantie wird erst dann gewährt 
oder eine Kapitalbeteiligung wird erst dann eingegangen, 
wenn der Antragsteller einen geeigneten Vorschlag einge-
reicht und der Präsident der Bank dem Direktorium einen 
auf eine Untersuchung der Bank gestützten schriftlichen 
Bericht mit Empfehlungen vorgelegt hat; 

vii) die Bank stellt keine Finanzierungsmittel oder Fazilitäten 
zur Verfügung, wenn der Antragsteller anderweitig ausrei-
chende Finanzierungsmittel oder Fazilitäten zu Bedingun-
gen erhalten  kann, die der Bank  als ihm zumutbar erschei-
nen. 

viii) bei der Beschattung oder Garantierung von Finanzierungen 
wird die Bank gebührend berücksichtigen, ob der Darle-
hensnehmer und gegebenenfalls der Bürge Aussicht bie-
ten, ihre Verpflichtungen aus dem Finanzierungsvertrag zu 
erfüllen; 

ix) im Fall eines von der Bank gewährter, direkten Darlehens 
gestattet die Bank dem Darlehensnehmer die Inanspruch-
nahme der Mittel nur in Höhe der tatsächlich entstehenden 
Ausgaben; 

x) die Bank wird sich bemühen, ihre Mi ttel durch Verkauf von 
Kapitalanlagen an private Anleger wieder zu mobilisieren, 
wann immer dies angemessen und zu zufriedenstellenden 
Bedingungen möglich ist; 

xI) 	bei Kapitalanlagen in einzelnen Unternehmen gewährt die 
Bank ihre Finanzierungsmittel zu Bedingungen, die ihr unter 
Berücksichtigung des Bedarfs des Unternehmens, der von 
der Bank übernommenen Risiken und der von privaten 
Anlegern für ähnliche Finanzierungen üblicherweise erziel-
ten Bedingungen angemessen erscheinen; 

xii) die Bank unterwirft die Beschaffung von Waren und Dienst-
leistungen in einem Land mit Hilfe der Mittel aus Darlehen, 
Kapitalanlagen oder sonstigen Finanzierungen, die im Rah-
men der ordentlichen oder der besonderen Geschäftstätig-
keit der Bank getätigt worden sind, keinerlei Beschränkun-
gen; in allen geeigneten Fällen macht sie ihre Darlehen und 
sonstigen Geschäftstätigkeiten von der Durchführung inter-
nationaler Ausschreibungen abhängig; 

xiii) die Bank trifft alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzu-
stellen, daß die Mittel aus Darlehen, welche die Bank 
gewährt oder garantiert oder an denen sie sich beteiligt hat, 
oder aus Kapitalbeteiligungen nur für die Zwecke, für die 
das Darlehen gewährt oder die Beteiligung eingegangen 
worden ist, und unter gebührender Berücksichtigung von 
Wi rtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit verwendet wer-
den. 

Artikel 14 

Bedingungen für Darlehen und Garantien 

(1) Bei Darlehen, welche die Bank gewährt oder garantiert oder 
an denen sie sich beteiligt, werden die jeweiligen Bedingungen, 
darunter diejenigen für die Zahlung von Kapital, Zinsen und 

(ii) the operations of the Bank shall provide for the financing of 
specific projects, whether individual or in the context of 
specific investment programmes, and for technical assist-
ance, designed to fulfil its purpose and functions as set out 
in Articles 1 and 2 of this Agreement; 

(iii) the Bank shall not finance any undertaking in the territory of 
a member if that member objects to such financing; 

(iv) the Bank shall not allow a disproportionate amount of its 
resources to be used for the benefit of any member; 

 
(v) the Bank shall seek to maintain reasonable diversification in 

all its investments; 

(vi) before a loan, guarantee or equity investment is granted, 
the applicant shall have submitted an adequate proposal 
and the President of the Bank shall have presented to the 
Board of Directors a written report  regarding the proposal, 
together with recommendations, on the basis of a sta ff 

 study; 

(vii) the Bank shall not undertake any financing, or provide any 
facilities, when the applicant is able to obtain sufficient 
tinancing or facilities elsewhere on terms and conditions 
that the Bank considers reasonable; 

(vin) in providing or guaranteeing financing, the Bank shall pay 
due regard to the prospect that the borrower and its guaran-
tor, if any, will be in a position to meet their obligations under 
the financing contract; 

(ix) in case of a direct loan made by the Bank, the borrower shall 
be permitted by the Bank to draw its funds only to meet 
expenditure as it is actually incurred; 

(x) the Bank shall seek to revolve its funds by selling its 
investments to private investors whenever it can appropri-
ately do so on satisfactory terms; 

(xi) in its investments in individual enterprises, the Bank shall 
undertake its financing on terms and condi tions which it 
considers appropriate, taking into account the requirements 
of the enterprise, the risks being undertaken by the Bank, 
and the terms and conditions normally obtained by private 
investors tor similar financing; 

(xii) the Bank shall place no rest riction upon the procurement of 
goods and services from any country  form the proceeds of 
any loan, investment or other financing undertaken in the 
ordinary or special operations of the Bank, and shall, in all 
appropriate cases, make its loans and other operations 
conditional on international invitations to tender being ar-
ranged; and 

(xiii) the Bank shall take the necessary measures to ensure that 
the proceeds of any loan made, guaranteed or participated 
in by the Bank, or any equity investment, are used only for 
the purposes for which the loan or the equity investment 
was granted and with due attention to considerations of 
economy and efficiency. 

Article 14 

Terms and conditions for loans and guarantees 

1. In the case of loans made, participated in, or guaranteed by 
the Bank, the contract shall establish the terms and conditions for 
the loan or the guarantee concerned, including those relating to 
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(ii) les opérations de la Banque assurent le financement de 
projets spécifiques, qu'ils soient ponctuels ou qu'ils s'inscri-
vent dans le cadre de programmes spécifiques d'investisse-
ment, ainsi que la mise en oeuvre de l'assistance technique, 
correspondant à l'objet et aux fonctions décrits aux articles 
1 et 2 du présent Accord; 

(iii) la Banque ne finance aucune entreprise sur le territoire d'un 
membre si celui-ci s'y oppose; 

(iv) la Banque ne permet pas qu'une part disproportionnée de 
ses ressources soit employée au profit de l'un quelconque 
de ses membres; 

(v) la Banque s'efforce de maintenir une diversification raison-
nable en ce qui concerne ses investissements; 

(vi) avant qu'un prêt ou une garantie ne soient accordés, ou 
qu'une prise de participation ne soit réalisée, le demandeur 
doit avoir soumis une proposition adéquate et le président 
de la Banque doit avoir présenté au Conseil d'administra-
tion un rapport écrit concernant la proposition, ainsi que ses 
recommandations, établies sur la base d'une étude réalisée 
par les services de la Banque; 

(vii) la Banque n'accorde aucun financement ni aucune facilité 
lorsque le demandeur peut obtenir ailleurs des finance-
ments ou facilités suffisants, selon des conditions et moda-
lités que la Banque juge raisonnables; 

(viii) la Banque, en accordant ou en garantissant un finance-
ment, donne l'importance qui lui est due à l'examen de la 
capacité de l'emprunteur et, le cas échéant, du garant, de 
faire face à leurs engagements dans le cadre du contrat de 
financement; 

(ix) lorsque la Banque accorde un prêt direct, elle n'autorise 
l'emprunteur à prélever les fonds que pour couvrir les frais 
au fur et à mesure qu'ils ont engagés; 

(x) chaque fois qu'elle peut le faire de manière appropriée et 
dans des conditions satisfaisantes, la Banque s'efforce de 
renouveler ses ressources en cédant ses investissements à 
des investisseurs privés; 

(xi) la Banque, selon les conditions et modalités qui lui parais-
sent appropriées, procède à des investissements dans des 
entreprises individuelles en tenant compte des besoins de 
ces entreprises, des risques qu'elle encourt, ainsi que des 
conditions et modalités qui sont normalement obtenues par 
les investisseurs privés pour des financements similaires; 

(xii) la Banque n'impose aucune restriction à l'utilisation du 
produit d'un prêt, d'un investissement ou d'un autre finance-
ment consentis dans le cadre de ses opérations ordinaires 
ou au titre de ses opérations spéciales, en vue de l'acquisi-
tion de biens et de services dans quelque pays que ce soit; 
dans tous les cas appropriés, ses prêts et autres opérations 
sont accordés sous réserve de l'organisation d'appels d'of-
fres internationaux; et 

(xiii) la Banque prend les dispositions nécessaires pour s'assu-
rer que le produit d'un prêt quelconque consenti ou garanti 
par elle ou auquel elle participe, ou de toute prise de 
participation en capital est employé exclusivement aux fins 
auxquelles ledit prêt ou ladite participation a été accordée, 
en donnant aux considérations d'économie et d'efficacité 
l'importance qui leur est due. 

Article 14 

Conditions et modalités d'octroi des prêts et des garanties 

1. Les contrats de prêts consentis par la Banque, auxquels elle 
participe ou qu'elle garantit, en fixent les conditions et modalités, 
notamment en ce qui concerne le remboursement du principal, le 



Drucksache 11/7997 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

sonstigen Gebühren und Spesen, sowie die jeweiligen Fälligkeits-  
und Zahlungstermine im Vertrag festgelegt. Bei der Festsetzung 
dieser Bedingungen trägt die Bank der erforderlichen Sicherung 
ihrer Einnahmen voll Rechnung. 

(2) Ist der Empfänger eines Darlehens oder einer Darlehens-
garantie nicht selbst Mitglied, sondern ein staatseigenes Unter-
nehmen, so kann die Bank, wenn dies wünschenswert erscheint, 
unter Berücksichtigung des für öffentliche und im Übergang in 
Privateigentum und unter privater Kontrolle befindliche staatsei-
gene Unternehmen geeigneten unterschiedlichen Vorgehens ver-
langen, daß das oder die Mitglieder, in deren Hoheitsgebiet das 
betreffende Vorhaben durchgeführt werden soll, oder eine der 
Bank annehmbar erscheinende öffentliche Stelle oder Einrichtung 
des oder der betreffenden Mitglieder die Rückzahlung des Kapi-
tals und die Zahlung der Zinsen und sonstigen Gebühren und 
Spesen für das Darlehen nach Maßgabe der jeweiligen Darle-
hensbedingungen garantieren. Die diesbezügliche Praxis der 
Bank wird unter gebührender Berücksichtigung ihrer Kreditwür-
digkeit alljährlich vom Direktorium überprüft. 

(3) Im Darlehens- oder Garantievertrag wird ausdrücklich fest-
gelegt, in welcher Währung oder welchen Währungen alle ver-
traglichen Zahlungen an die Bank zu erfolgen haben, oder ob sie 
in ECU zu erfolgen haben. 

Artikel 15 

Provisionen und Gebühren 

(1) Die Bank erhebt außer den Zinsen eine Provision für Dar-
lehen, die sie im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit 
gewährt oder an denen sie sich in diesem Rahmen beteiligt. Die 
Bedingungen für diese Provision werden vom Direktorium fest-
gelegt. 

(2) Bei der Garantierung eines Darlehens im Rahmen ihrer 
ordentlichen Geschäftstätigkeit oder der Übernahme von We rt

-papieremissionen erhebt die Bank als angemessene Entschädi-
gung für die von ihr übernommenen Risiken Gebühren, deren 
Höhe und Zahlungstermine vom Direktorium festgelegt werden. 

(3) Das Direktorium kann beliebige andere Spesen der Bank im 
Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit sowie Provisionen, 
Gebühren oder sonstige Spesen im Rahmen ihrer besonderen 
Geschäftstätigkeit festsetzen. 

Artikel 16 

Sonderrücklage 

(1) Die nach Artikel 15 von der Bank eingenommenen Provisio-
nen und Gebühren werden als Sonderrücklage zurückgestellt, die 
zur Deckung von Verlusten der Bank nach Artikel 17 verwendet 
wird. Die Sonderrücklage wird in einer von der Bank zu beschlie-
ßenden Form liquide angelegt. 

(2) Stellt das Direktorium fest, daß die Sonderrücklage aus-
reicht, so kann es beschließen, daß die Provisionen oder Ge-
bühren künftig ganz oder teilweise zu den Einnahmen der Bank 
gehören sollen. 

Artikel 17 

Methoden der Deckung von Verlusten der Bank 

(1) Tritt bei Darlehen, welche die Bank im Rahmen ihrer ordent-
lichen Geschäftstätigkeit gewährt oder garantiert oder an denen 
sie sich beteiligt, Zahlungsverzug oder Nichtzahlung ein, oder 
treten bei Emissionsübernahmen oder Kapitalbeteiligungen, wel-
che die Bank in diesem Rahmen vornimmt, Verluste auf, so trifft 
die Bank die ihr angebracht erscheinenden Maßnahmen. Die 
Bank bildet angemessene Rückstellungen für etwaige Verluste.  

payment of principal, interest and other fees, charges, maturities 
and dates of payment in respect of the loan or the guarantee, 
respectively. In setting such terms and conditions, the Bank shall 
take fully into account the need to safeguard its income. 

2. Where the recipient of loans or guarantees of loans is not 
itself a member, but is a state-owned enterprise, the Bank may, 
when it appears desirable, bearing in mind the different 
approaches appropriate to public and state-owned enterprises in 
transition to private ownership and control, require the member or 
members in whose territory the project concerned is to be carried 
out, or a public agency or any instrumentality of such member or 
members acceptable to the Bank, to guarantee the repayment of 
the principal and the payment of interest and other fees and 
charges of the loan in accordance with the terms thereof. The 
Board of Directors shall review annually the Bank's practice in this 
matter, paying due attention to the Bank's creditworthiness. 

3. The loan or guarantee contract shall expressly state the 
currency or currencies, or ECU, in which all payments to the Bank 
thereunder shall be made. 

Article 15 

Commission and fees 

1. The Bank shall charge, in addition to interest, a commission 
on loans made or participated in as pa rt  of its ordinary operations. 
The terms and conditions of this commission shall be determined 
by the Board of Directors. 

2. In guaranteeing a loan as pa rt  of its ordinary operations, or in 
underwriting the sale of securities, the Bank shall charge fees, 
payable at rates and times determined by the Board of Directors, 
to provide suitable compensation for its risks. 

3. The Board of Directors may determine any other charges of 
the Bank in its ordinary operations and any commission, fees or 
other charges in its special operations. 

Article 16 

Special reserve 

1. The amount of commissions and fees received by the Bank 
pursuant to Article 15 of this Agreement shall be set aside as a 
special reserve which shall be kept for meeting the losses of the 
Bank in accordance with Article 17 of this Agreement. The special 
reserve shall be held in such liquid form as the Bank may decide. 

2. If the Board of Directors determines that the size of the 
special reserve is adequate, it may decide that all or pa rt  of the 
said commission or fees shall henceforth form pa rt  of the income 
of the Bank. 

Article 17 

Methods of meeting the losses of the Bank 

1. In the Bank's ordinary operations, in cases of arrears or 
default on loans made, participated in, or guaranteed by the Bank, 
and in cases of losses on underwriting and in equity investment, 
the Bank shall take such action as it deems appropriate. The Bank 
shall maintain appropriate provisions against possible losses. 
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paiement des intérêts et autres commissions ou charges, les 
échéances et les dates de paiement. En arrêtant ces conditions et 
modalités, la Banque prend pleinement en compte la nécessité de 
préserver ses revenus. 

2. Dans le cas où le bénéficiaire de prêts ou de garanties de 
prêts n'est pas un membre mais une entreprise d'Etat, la Banque 
peut, lorsque cela lui apparaît souhaitable, en gardant à l'esprit 
des approches différentes selon qu'il s'agit d'entreprises publi-
ques ou d'Etat évoluant vers un système de propriété et de 
contrôle privés, exiger du membre ou des membres sur le terri-
toire duquel ou desquels le projet doit être réalisé, ou d'un 
organisme public ou de toute émanation de ce membre ou ces 
membres agréés par la Banque, qu'ils garantissent, conformé-
ment au contrat de prêt, le remboursement du principal, le paie-
ment des intérêts et autres charges et commissions liés au prêt. 
Le Conseil d'administration procède à un examen annuel de la 
stratégie de la Banque en ce domaine, en prenant dûment en 
compte sa solvabilité. 

3. Le contrat de prêt ou de garantie indique expressément la ou 
les monnaies, ou l'écu, dans lesquels tous les paiements dus à la 
Banque au titre de ce prêt ou de cette garantie seront effectués. 

Article 15 

Commission et redevances 

1. La Banque perçoit, en sus des intérêts, une commission sur 
les prêts qu'elle consent ou auxquels elle participe au titre de ses 
opérations ordinaires. Les conditions et modalités de cette com

-

mission sont fixées par le Conseil d'administration. 

2. Lorsqu'elle apporte sa garantie à un prêt dans le cadre de 
ses opérations ordinaires, ou lorsqu'elle garantit la vente de titres, 
la Banque perçoit, comme juste compensation des risques qu'elle 
assume, une redevance payable selon des taux et à des dates 
fixés par le Conseil d'administration. 

3. Le Conseil d'administration peut fixer les autres charges à 
payer au titre des opérations ordinaires de la Banque ainsi que les 
commissions, redevances et charges diverses afférentes aux 
opérations spéciales. 

Article 16 

Réserve spéciale 

1. Le montant des commissions et redevances perçu par la 
Banque en vertu de l'article 15 du présent Accord est constitué en 
réserve spéciale que la Banque conserve pour faire face à ses 
pertes conformément à l'article 17 du présent Accord. La réserve 
spéciale est conservée sous la forme de liquidité que la Banque 
jugera appropriée. 

2. Si le Conseil d'administration estime que le montant de la 
réserve spéciale est suffisant,. il peut décider que tout ou partie 
desdites commissions ou redevances seront désormais consi-
dérés comme faisant partie des revenus de la Banque. 

Article 17 

Méthodes permettant à la Banque de faire face à ses pertes 

1. Pour ses opérations ordinaires, en cas d'arriérés ou de 
défaut de paiement relatifs aux prêts qu'elles a consentis, aux-
quels elle participe ou qu'elle garantit, et en cas de pertes liées à 
des garanties d'émission ou à des prises de participation, la 
Banque engage toute action qu'elle juge appropriée. La Banque 
conserve des provisions suffisantes de façon à couvrir les pertes 
éventuelles. 



Drucksache 11/7997 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

(2) Mit Verlusten im Rahmen der ordentlichen Geschäftstätig-
keit der Bank werden belastet 

i) an erster Stelle die in Absatz 1 genannten Rückstellungen; 

ii) an zweiter Stelle die Reineinnahmen; 

iii) an dritter Stelle die in A rtikel 16 vorgesehene Sonderrück-
lage; 

iv) an vierter Stelle die allgemeine Rücklage und die Über-
schüsse; 

v) an fünfter Stelle das unverminde rte eingezahlte Kapital; 

vi) an letzter Stelle ein entsprechender Betrag des unabgerufe-
nen, bei Abruf zahlbaren gezeichneten Kapitals, der nach 
Artikel 6 Absätze 4 und 5 abgerufen wird. 

Artikel 18 

Sonderfonds 

(1) Die Bank kann die Verwaltung von Sonderfonds überneh-
men, die ihrem Zweck dienen und in ihren Aufgabenbereich fallen. 
Sämtliche Kosten für die Verwaltung eines solchen Sonderfonds 
gehen zu Lasten des betreffenden Sonderfonds. 

(2) Die von der Bank übernommenen Sonderfonds können in 
jeglicher Weise und zu jeglichen Bedingungen verwendet werden, 
die mit dem Zweck und den Aufgaben der Bank, den sonstigen 
einschlägigen Bestimmungen dieses Übereinkommens sowie der 
oder den über diese Fonds geschlossenen Übereinkünften ver-
einbar sind. 

(3) Die Bank erläßt alle für die Errichtung, Verwaltung und 
Verwendung der einzelnen Sonderfonds erforderlichen Regelun-
gen. Diese müssen mit den Bestimmungen dieses Übereinkom-
mens mit Ausnahme derjenigen, die ausdrücklich nur auf die 
ordentliche Geschäftstätigkeit der Bank anwendbar sind, verein-
bar sein. 

Artikel 19 

Sonderfondsmittel 

Der Ausdruck „Sonderfondsmittel" bezeichnet die Mittel der 
einzelnen Sonderfonds; dazu gehören 

i) Mittel, welche die Bank zur Aufnahme in einen Sonderfonds 
übernommen hat; 

ii) Mittel aus Rückzahlungen im Zusammenhang mit Darlehen 
oder Garantien sowie Erlöse aus Kapitalbeteiligungen, die 
mit Sonderfondsmitteln finanziert wurden und die nach den 
für den betreffenden Sonderfonds geltenden Regelungen 
diesem Sonderfonds zufallen; 

iii) Einnahmen aus der Anlage von Sonderfondsmitteln. 

Kapitel IV 
Kreditaufnahme und sonstige Befugnisse 

Artikel 20 

Allgemeine Befugnisse 

(1) Neben den anderweitig in diesem Übereinkommen genann-
ten Befugnissen hat die Bank die Befugnis, 

i) 	in den Mitgliedländern oder anderswo Kredite aufzuneh

-

men, vorausgesetzt, 

2. Losses arising in the Bank's ordinary operations shall be 
charged: 

(i) first, to the provisions referred to in paragraph 1 of this A rticle; 

(ii) second, to net income; 

(iii) third, against the special reserve provided for in A rticle 16 of 
this Agreement; 

(iv) fourth, against its general reserve and surpluses; 

(v) fifth, against the unimpaired paid-in capital; and 

(vi) last, against an appropriate amount of the uncalled sub-
scribed callable capital which shall be called in accordance 
with the provisions of paragraphs 4 and 5 of A rt icle 6 of this 
Agreement. 

Article 18 

Special Funds 
1. The Bank may accept the administration of Special Funds 

which are designed to serve the purpose and come within the 
functions of the Bank. The full cost of administering any such 
Special Fund shall be charged to that Special Fund. 

2. Special Funds accepted by the Bank may be used in any 
manner and on any terms and conditions consistent with the 
purpose and the functions of the Bank, with the other applicable 
provisions of this Agreement, and with the agreement or agree-
ments relating to such Funds. 

3. The Bank shall adopt such rules and regulations as may be 
required for the establishment, administration and use of each 
Special Fund. Such rules and regulations shall be consistent with 
the provisions of this Agreement, except for those provisions 
expressly applicable only to ordinary operations of the Bank. 

Article 19 

Special Funds resources 

The term "Special Funds resources" shall refer to the resources 
of any Special Fund and shall include: 

(i) funds accepted by the Bank for inclusion in any Special Fund; 

(ii) funds repaid in respect of loans or guarantees, and the 
proceeds of equity investments, financed from the resources 
of any Special Fund which, under the rules and regulations 
governing that Special Fund, are received by such Special 
Fund; and 

(iii) income derived from investment of Special Funds resources. 

Chapter IV 

Borrowing and other miscellaneous powers 

Article 20 

General powers 

1. The Bank shall have, in addition to the powers specified 
elsewhere in this Agreement, the power to: 

(i) 	borrow funds in member countries or elsewhere, provided 
always that: 
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2. Les pertes intervenant au titre des opérations ordinaires de la 
Banque sont imputées: 

(i) en premier lieu, sur les provisions visées au paragraphe 1 du 
présent article; 

(ii) en deuxième lieu, sur son revenu net; 

(iii) en troisième lieu, sur la réserve spéciale prévue à l'article 16 
du présent Accord; 

(iv) en quatrième lieu, sur la réserve générale et les excédents; 

(v) en cinquième lieu, sur le capital d'actions libérées net d'obli-
gations; et 

(vi) en dernier lieu, sur un montant approprié du capital souscrit 
en actions sujettes à appel mais non encore appelées et dont 
l'appel est effectué conformément aux dispositions des para-
graphes 4 et 5 de l'article 6 du présent Accord. 

Article 18 

Fonds Spéciaux 

1. La Banque peut accepter la gestion de Fonds Spéciaux créés 
pour la réalisation de son objet et entrant dans le cadre de sa 
mission. Les frais de gestion de chaque Fonds Spécial sont 
imputés à ce fonds. 

2. Les Fonds Spéciaux acceptés par la Banque peuvent être 
utilisés de quelque manière que ce soit selon toutes conditions et 
modalités compatibles avec l'objet et la mission de la Banque, 
avec toute autre disposition applicable du présent Accord ainsi 
qu'avec la ou les conventions régissant ces Fonds. 

3. La Banque adopte les règles et règlements nécessaires à 
l'institution, à la gestion et à l'utilisation de chaque Fonds Spécial. 
Ces règles et règlements doivent être compatibles avec les dispo-
sitions du présent Accord, à l'exception de celles se rapportant 
expressément et exclusivement aux opérations ordinaires de la 
Banque. 

Article 19 

Ressources des Fonds Spéciaux 

L'expression «ressources des Fonds Spéciaux» désigne les 
ressources de tout fonds spécial et comprend: 

(i) les fonds acceptés par la Banque en vue de leur affectation à 
un Fonds Spécial; 

(ii) les fonds remboursés au titre de prêts ou garanties ainsi que 
le produit de prises de participations, financées au moyen 
des ressources d'un fonds spécial, et qui font retour audit 
fonds, conformément aux règles et règlements applicables à 
ce fonds; et 

(iii) les revenus provenant de l'investissement des ressources 
des Fonds Spéciaux. 

Chapitre IV 

Pouvoir d'emprunt et autres pouvoirs 

Article 20 

Pouvoirs généraux 

1. Outre les pouvoirs qui lui sont conférés par d'autres disposi-
tions du présent Accord, la Banque est habilitée à: 

(i) 	emprunter des fonds dans les pays membres ou ailleurs, à 
condition que: 
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a) daß die Bank vor Veräußerung eigener Schuldverschrei-
bungen im Hoheitsgebiet eines Landes dessen Zu-
stimmung einholt; 

b) daß die Bank, wenn ihre Schuldverschreibungen auf die 
Währung eines Mitglieds lauten sollen, dessen Zu-
stimmung einholt; 

ii) Mittel, die sie für ihre Geschäfte nicht benötigt, anzulegen 
oder anderweitig einzuzahlen; 

iii) Wertpapiere, die sie ausgegeben oder garantiert oder in 
denen sie Mittel angelegt hat, auf dem Sekundärmarkt zu 
kaufen und zu verkaufen; 

iv) Wertpapiere, in denen sie Mittel angelegt hat, zu garantie-
ren, um ihren Verkauf zu erleichtern, 

v) die Emission von Wertpapieren zu übernehmen, die von 
einem Unternehmen für mit dem Zweck und den Aufgaben 
der Bank in Übereinstimmung stehende Zwecke ausge-
geben werden, beziehungsweise sich an dera rtigen Über-
nahmen zu beteiligen; 

vi) technische Beratung und Hilfe zu gewähren, die ihrem 
Zweck dienen und in ihren Aufgabenbereich fallen; 

vii) alle sonstigen Befugnisse auszuüben und alle Regelungen 
zu erlassen, die zur Förderung ihres Zweckes und ihrer 
Aufgaben im Einklang mit diesem Übereinkommen not-
wendig oder sachdienlich sind; 

viii) Übereinkünfte zur Zusammenarbeit mit öffentlichen oder 
privaten Rechtsträgem zu schließen. 

(2) Jedes von der Bank ausgegebene oder garantierte Wertpapier 
hat auf der Vorderseite einen deutlich sichtbaren Vermerk zu 
tragen, daß das Wertpapier keine Verbindlichkeit einer Regierung  

oder eines Mitglieds darstellt, es sei denn, daß es sich tatsächlich 
um die Verbindlichkeit einer bestimmten Regierung oder eines 
bestimmten Mitglieds handelt; in diesem Fall hat der Vermerk 
entsprechend zu lauten. 

Kapitel V 

Währungen 

Artikel 21 

Festlegung und Verwendung von Währungen 

(1) Wird es aufgrund dieses Übereinkommens notwendig, fest-
zulegen, ob eine Währung im Sinne dieses Übereinkommens voll 
konvertierbar ist, so trifft die Bank diese Festlegung unter Berück-
sichtigung der vorrangigen Notwendigkeit, ihre eigenen finanziel-
len Interessen zu wahren, falls erforderlich nach Konsultation mit 
dem Internationalen Währungsfonds. 

(2) Die Mitglieder dürfen der Bank keine Beschränkungen 
bezüglich der Entgegennahme, des Besitzes, der Verwendung 
oder der Übertragung folgender Mittel auferlegen: 

i) Währungen oder ECU, welche die Bank nach A rtikel 6 für 
Zeichnungen auf ihr Stammkapital erhält; 

ii) Währungen, welche die Bank durch Kreditaufnahme erwirbt; 

iii) Währungen und sonstige Mi ttel, die als Sonderfondsbeiträge 
von der Bank verwaltet werden; 

iv) Währungen, welche die Bank durch Kapitalrückzahlung oder 
durch Zahlung von Zinsen, Dividenden oder sonstigen Spe-
sen für Darlehen oder Kapitalanlagen oder als Erlös aus der 
Veräußerung solcher Anlagen, die mit den unter den Ziffern i 
bis m genannten Mitteln vorgenommen wurden, oder durch 
Zahlung von Provisionen, Gebühren oder sonstigen Spesen 
erhält. 

(a) before making a sale of its obligations in the territory of a 
country, the Bank shall have obtained its approval; and 

(b) where the obligations of the Bank are to be denominated 
in the currency of a member, the Bank shall have 
obtained its approval; 

(ii) invest or deposit funds not needed in its operations; 

(iii) buy and sell securities, in the secondary market, which the 
Bank has issued or guaranteed or in which it has invested; 

(iv) guarantee securities in which it has invested in order to 
facilitate their sale; 

(v) underwrite, or participate in the underwriting of, securities 
issued by any enterprise for purposes consistent with the 
purpose and functions of the Bank; 

(vi) provide technical advice and assistance which serve its 
purpose and come within its functions; 

(vii) exercise such other powers and adopt such rules and 
regulations as may be necessary or appropriate in further-
ance of its purpose and functions, consistent with the provi-
sions of this Agreement; and 

(viii) conclude agreements of cooperation with any public or 
private entity or entities. 

2. Every security issued or guaranteed by the Bank shall bear 
on its face a conspicuous statement to the effect that it is not an 
obligation of any Government or member, unless it is in fact the 
obligation of a particular Government or member, in which case it 
shall so state. 

Chapter V 

Currencies 

Article 21 

Determination and use of currencies 
1. Whenever it shall become necessary under this Agreement 

to determine whether any currency is fully conve rtible for the 
purposes of this Agreement. such determination shall be made by 
the Bank, taking into account the paramount need to preserve its 
own financial interests, after consultation, if necessary, with the 
International Monetary Fund. 

2. Members shall not impose any restrictions on the receipt, 
holding, use or transfer by the Bank of the following: 

(i) currencies or ECU received by the Bank In payment of 
subscriptions to its capital stock, in accordance with A rticle 6 
of this Agreement; 

(ii) currencies obtained by the Bank by borrowing; 

(iii) currencies and other resources administered by the Bank as 
contributions to Special Funds; and 

(iv) currencies received by the Bank in payment on account of 
principal, interest, dividends or other charges in respect of 
loans or investments, or the proceeds of disposal of such 
investments made out of any of the funds referred to in sub-
paragraphs (i) to (iii) of this paragraph, or in payment of 
commission, fees or other charges. 
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a) avant de mettre ses obligations en vente sur le territoire 
d'un pays, elle ait obtenu l'assentiment dudit pays; et 

b) lorsque ses obligations doivent être libellées dans la 
monnaie d'un membre, elle ait obtenu l'assentiment de 
celui-ci; 

(ii) placer ou mettre en dépôt les fonds dont elle n'a pas besoin 
pour ses opérations; 

(iii) acheter et vendre, sur le marché secondaire, les titres 
qu'elle a émis ou garantis ou dans lesquels elle a placé des 
fonds; 

(iv) garantir les titres dans lesquels elle a fait des placements, 
pour en faciliter la vente; 

{v) 	souscrire ferme ou participer à la souscription ferme de 
titres émis par toute entreprise dans un but compatible avec 
l'objet et la mission de la Banque; 

(vi) donner tous les conseils et toute l'assistance techniques qui 
servent ses objectifs et entrent dans le cadre de ses fonc-
tions; 

(vii) exercer tous autres pouvoirs et adopter toutes règles et tous 
règlements compatibles avec les dispositions du présent 
Accord qui pourraient être nécessaires ou appropriées à la 
poursuite de ses objectifs et à l'accomplissement de ses 
fonctions; et 

(viii) conclure des accords de coopération avec toute entité 
publique ou privée. 

2. Il est clairement indiqué, au recto de tout titre émis ou garanti 
par la Banque que ce titre ne constitue pas un engagement pour 
un gouvernement ou un membre quel qu'il soit, à moins que la 
responsabilité d'un gouvernement ou d'un membre déterminé ne 
soit effectivement engagée, auquel cas mention expresse en est 
portée sur le titre. 

Chapitre V 

Monnaies 

Article 21 

Détermination et utilisation des monnaies 

1. Lorsqu'il devient nécessaire, aux termes du présent Accord, 
de déterminer si une monnaie est pleinement convertible aux fins 
de celui-ci, il appartient à la Banque de le faire en tenant compte 
de la nécessité primordiale de préserver ses intérêts financiers et, 
si nécessaire, après consultation du Fonds monétaire interna-
tional. 

2. Les membres n'imposent aucune restriction à la Banque en 
ce qui concerne la réception, la détention, l'utilisation ou le trans-
fert: 

(i) des monnaies ou des écus que la Banque reçoit en paiement 
des souscriptions au capital social, conformément aux dispo-
sitions de l'article 6 du présent Accord; 

(ii) des monnaies que la Banque se procure par voie d'emprunt; 

(iii) des monnaies et autres ressources que la Banque gère au 
titre des contributions aux Fonds Spéciaux; et 

(iv) des monnaies que la Banque reçoit en paiement du principal, 
des intérêts, des dividendes et autres charges, perçus au 
titre des prêts, ou investissements ou du produit de la ces-
sion de ces investissements, effectués au moyen des res-
sources visées aux alinéas (i), (ii) et (iii) du présent para-
graphe, ainsi qu'en paiement de commissions, de rede-
vances ou d'autres charges. 
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Kapitel VI 

Organisation und Geschäftsführung 

Artikel 22 

Aufbau 

Die Bank hat einen Gouverneursrat, ein Direktorium, einen 
Präsidenten, einen oder mehrere Vizepräsidenten sowie alle 
weiteren für erforderlich erachteten leitenden und sonstigen 
Bediensteten. 

Artikel 23 

Gouverneursrat: Zusammensetzung 

(1) Jedes Mitglied ist im Gouverneursrat vertreten und ernennt 
einen Gouverneur und einen Stellvertreter. Jeder Gouverneur und 
jeder Stellvertreter bleibt im Amt, solange ihn das Mitglied, das ihn 
ernannt hat, nicht abberuft. Stellvertreter nehmen nur bei Ab-
wesenheit ihres Gouverneurs an der Abstimmung teil. Auf jeder 
seiner Jahrestagungen wählt der Rat einen der Gouverneure zum 
Vorsitzenden; dieser bleibt bis zur Wahl des nächsten Vorsitzen-
den im Amt. 

(2) Die Gouverneure und Stellvertreter sind in dieser Eigen-
schaft ohne Vergütung durch die Bank tätig. 

Artikel 24 

Gouverneursrat: Befugnisse 

(1) Alle Befugnisse der Bank liegen beim Gouverneursrat. 

(2) Der Gouverneursrat kann seine Befugnisse ganz oder teil-
weise auf das Direktorium übertragen; davon ausgenommen ist 
jedoch die Befugnis, 

i) neue Mitglieder aufzunehmen und die Bedingungen für ihre 
Aufnahme festzusetzen; 

ii) das genehmigte Stammkapital der Bank zu erhöhen oder 
herabzusetzen; 

iii) ein Mitglied zu suspendieren; 

iv) über Berufungen gegen die Auslegung oder Anwendung 
dieses Übereinkommens durch das Direktorium zu ent-
scheiden; 

v) den Abschluß allgemeiner Übereinkünfte zur Zusammen-
arbeit mit anderen internationalen Organisationen zu ge-
nehmigen; 

vi) die Direktoren und den Präsidenten der Bank zu wählen; 

vii) die Bezüge der Direktoren und ihrer Stellvertreter sowie das 
Gehalt und die sonstigen Bedingungen des Dienstvertrags 
des Präsidenten festzusetzen; 

viii) nach Prüfung des Berichts der Rechnungsprüfer die all-
gemeine Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung der 
Bank zu genehmigen; 

ix) über die Rücklagen sowie die Zuweisung und Verteilung der 
Reingewinne der Bank zu befinden; 

x) dieses Übereinkommen zu ändern; 

xi) die Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank und die 
Verteilung ihrer Vermögenswerte zu beschließen; 

xii) alle sonstigen Befugnisse auszuüben, die in diesem Über-
einkommen ausdrücklich dem Gouverneursrat zugewiesen 
sind. 

(3) Der Gouverneursrat behält volle Weisungsbefugnis in allen 
nach Absatz 2 oder anderswo in diesem Übereinkommen dem 
Direktorium übertragenen oder zugewiesenen Angelegenheiten. 

Chapter VI 

Organization and management 

Article 22 

Structure 

The Bank shall have a Board of Governors, a Board of Direc-
tors, a President, one or more Vice-Presidents and such other 
officers and staff  as may be considered necessary. 

Article 23 

Board of Governors: Composition 

1. Each member shall be represented on the Board of Gover-
nors and shall appoint one Governor and one Alternate. Each 
Governor and Alternate shall se rve at the pleasure of the appoint-
ing member. No Alternate may vote except in the absence of his 
or her principal. At each of its annual meetings, the Board shall 
elect one of the Governors as Chairman who shall hold o ffice until 
the election of the next Chairman. 

2. Governors and Alternates shall se rve as such without remun-
eration from the Bank. 

Article 24 

Board of Governors: Powers 

1. All the powers of the Bank shall be vested in the Board of 
Governors. 

2. The Board of Governors may delegate to the Board of 
Directors any or all of its powers, except the power to: 

(i) admit new members and determine the conditions of their 
admission; 

(ii) increase or decrease the authorized capital stock of the 
Bank; 

(iii) suspend a member; 

(iv) decide appeals from interpretations or applications of this 
Agreement given by the Board of Directors; 

(v) authorize the conclusion of general agreements for co-
operation with other international organizations; 

(vi) elect the Directors and the President of the Bank; 

(vii) determine the remuneration of the Directors and Alternate 
Directors and the salary and other terms of the contract of 
service of the President; 

(viii) approve, after reviewing the auditors' repo rt , the general 
balance sheet and the statement of profit and loss of the 
Bank; 

(ix) determine the reserves and the allocation and distribution of 
the net profits of the Bank; 

(x) amend this Agreement; 

(xi) decide to terminate the operations of the Bank and to 
distribute its assets; and 

(xii) exercise such other powers as are expressly assigned to 
the Board of Governors in this Agreement. 

3. The Board of Governors shall retain full power to exercise 
authority over any matter delegated or assigned to the Board of 
Directors under paragraph 2 of this A rt icle, or elsewhere in this 
Agreement. 
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Chapitre VI 

Organisation et gestion 

Article 22 

Structure 

La Banque est dotée d'un Conseil des gouverneurs, d'un 
Conseil d'administration, d'un président, d'un ou plusieurs vice-
présidents et de tous autres fonctionnaires et agents jugés néces-
saires. 

Article 23 

Conseil des gouverneurs: Composition 

1. Chaque membre est représenté au Conseil des gouverneurs 
et nomme un gouverneur et un suppléant. Chaque gouverneur et 
chaque suppléant est révocable à tout moment au gré du membre 
qui l'a nommé. Aucun suppléant n'est admis à voter si ce n'est en 
l'absence du titulaire. Lors de chaque assemblée annuelle, le 
Conseil choisit pour président l'un des gouverneurs, qui exercera 
ses fonctions jusqu'à l'élection du président à l'assemblée 
annuelle suivante. 

2. Les gouverneurs et suppléants ne reçoivent pas de rétribu-
tion de la Banque. 

Article 24 

Conseil des gouverneurs: Pouvoirs 

1. Tous les pouvoirs de la Banque sont dévolus au Conseil des 
gouverneurs. 

2. Le Conseil des gouverneurs peut déléguer au Conseil d'ad-
ministration tout ou partie de ses pouvoirs à l'exception du pou-
voir: 

(i) d'admettre de nouveaux membres et de fixer les conditions 
de leur admission; 

(ii) d'augmenter ou de réduire le capital social autorisé de la 
Banque; 

(iii) de suspendre un membre; 

(iv) de statuer sur les recours exercés contre les décisions du 
Conseil d'administration en matière d'interprétation ou d'ap-
plication du présent Accord; 

(v) d'autoriser la conclusion d'accords généraux de coopéra-
tion avec d'autres organisations internationales; 

(vi) d'élire les administrateurs et le président de la Banque; 

(vii) de fixer la rémunération des administrateurs et de leurs 
suppléants ainsi que les émoluments et les autres clauses 
du contrat qui lie le président à la Banque; 

(viii) d'approuver, après examen du rapport de vérification des 
comptes, le bilan général et le compte des pertes et profits 
de la Banque; 

(ix) de déterminer le montant des réserves, l'affectation et la 
répartition des bénéfices nets de la Banque; 

(x) de modifier le présent Accord; 

(xi) de décider l'arrêt définitif des opérations de la Banque et de 
répartir ses avoirs; et 

(xii) d'exercer tous autres pouvoirs que le présent Accord 
confère expressément au Conseil des gouverneurs. 

3. Le Conseil des gouverneurs conserve tout pouvoir pour 
exercer son autorité au sujet de toute affaire qu'il a déléguée 
ou confiée au Conseil d'administration conformément au para-
graphe 2 du présent article ou à toute autre disposition du présent 
Accord. 
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Artikel 25 

Gouverneursrat: Verfahren 

(1) Der Gouverneursrat hält eine Jahrestagung ab; weitere 
Tagungen können vom Gouverneursrat selbst oder vom Direkto-
rium anberaumt werden. Das Direktorium beraumt eine Tagung 
des Gouverneursrats an, sobald dies von mindestens fünf (5) 
Mitgliedern der Bank oder von Mitgliedern mit einem Stimmen-
anteil von mindestens einem Viertel der Gesamtstimmenzahl der 
Mitglieder verlangt wird. 

(2)Der Gouverneursrat ist verhandlungs- und beschlußfähig, 
wenn auf einer Sitzung zwei Drittel der Gouverneure anwesend 
sind und diese Mehrheit mindestens zwei Drittel der Gesamt-
stimmenzahl der Mitglieder vertritt. 

(3) Der Gouverneursrat kann durch Verfügung ein Verfahren 
festlegen, wonach das Direktorium, wenn es dies für ratsam hält, 
eine Abstimmung der Gouverneure über eine bestimmte Frage 
erwirken kann, ohne eine Tagung des Gouverneursrats anzube-
raumen. 

(4) Der Gouverneursrat und, soweit dazu ermächtigt, das Direk-
torium können die für die Führung der Geschäfte der Bank er-
forderlichen oder geeigneten Regelungen erlassen und Neben-
organe einsetzen. 

Artikel 26 

Direktorium: Zusammensetzung 

(1) Das Direktorium besteht aus dreiundzwanzig (23) Mitglie-
dern, die nicht dem Gouverneursrat angehören dürfen; davon 
werden 

i) elf (11) von den Gouverneuren gewählt, die Belgien, Däne-
mark, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Grie-
chenland, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Po rtu-
gal, Spanien, das Vereinigte Königreich, die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft  und die Europäische Investitions-
bank vertreten; 

ii) zwölf (12) von den Gouverneuren gewählt, die andere Mit-
glieder vertreten, und zwar 

a) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als mittel- und osteuropäische Länder, die für die Unter-
stützung durch die Bank in Frage kommen, aufgeführten 
Länder vertreten; 

b) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als andere europäische Länder aufgeführten Länder 
vertreten; 

c) vier (4) von den Gouverneuren, welche die in Anlage A 
als nichteuropäische Länder aufgeführten Länder ver-
treten. 

Die Direktoren können neben den Mitgliedern, von deren Gou-
verneuren sie gewählt worden sind, auch Mitglieder vertreten, die 
ihnen ihre Stimmen übertragen. 

(2) Die Direktoren müssen hochqualifizierte Wirtschafts- und 
Finanzfachleute sein; sie werden nach Maßgabe der Anlage B 
gewählt. 

(3) Der Gouverneursrat kann mit Zustimmung von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel der 
Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, die Zahl der Mitglie-
der des Direktoriums erhöhen oder verringern oder seine Zusam-
mensetzung ändern, um Änderungen in der Zahl der Mitglieder 
der Bank Rechnung zu tragen. Unbeschadet der Ausübung dieser 
Befugnisse bei späteren Wahlen richten sich die Zahl der Mitglie-
der und die Zusammensetzung des zweiten Direktoriums nach 
Absatz 1. 

(4) Jeder Direktor ernennt einen Stellvertreter, der bevollmäch-
tigt ist, in seiner Abwesenheit für ihn zu handeln. Die Direktoren 

Article 25 

Board of Governors: Procedure 

1. The Board of Governors shall hold an annual meeting and 
such other meetings as may be provided for by the Board or called 
by the Board of Directors. Meetings of the Board of Governors 
shall be called, by the Board of Directors, whenever requested by 
not less than five (5) members of the Bank or members holding 
not less than one quarter of the total voting power of the members. 

2. Two-thirds of the Governors shall constitute a quorum for any 
meeting of the Board of Governors, provided such majority repre-
sents not less than two-thirds of the total voting power of the 
members. 

3. The Board of Governors may by regulation establish a 
procedure whereby the Board of Directors may, when the la tter 
deems such action advisable, obtain a vote of the Governors on a 
specific question without calling a meeting of the Board of Gover-
nors. 

4. The Board of Governors, and the Board of Directors to the 
extent authorized, may adopt such rules and regulations and 
establish such subsidiary bodies as may be necessary or approp-
riate to conduct the business of the Bank. 

Article 26 

Board of Directors: Composition 

1. The Board of Directors shall be composed of twenty-three 
(23) members who shall not be members of the Board of Gover-
nors, and of whom: 

(i) Eleven (11) shall be elected by the Governors representing 
Belgium, Denmark, France, the Federal Republic of Ger-
many, Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, 
Portugal, Spain, the United Kingdom, the European 
Economic Community and the European Investment Bank; 
and 

(ii) Twelve (12) shall be elected by the Governors representing 
other members, of whom: 

(a) four (4), by the Governors representing those countries 
listed in Annex A as Central and Eastern European 
countries eligible for assistance from the Bank; 

(b) four (4), by the Governors representing those countries 
listed in Annex A as other European countries; 

(c) four (4), by the Governors representing those countries 
listed in Annex A as non-European countries. 

Directors, as well as representing members whose Governors 
have elected them, may also represent members who assign their 
votes to them. 

2. Directors shall be persons of high competence in economic 
and financial matters and shall be elected in accordance with 
Annex B. 

3. The Board of Governors may increase of decrease the size, 
or revise the composition, of the Board of Directors, in order to 
take into account changes in the number of members of the Bank, 
by an affirmative vote of not less than two-thirds of the Governors, 
representing not less than three-fourths of the total voting power 
of the members. Without prejudice to the exercise of these powers 
for subsequent elections, the number and composition of the 
second Board of Directors shall be as set out in paragraph 1 of this 
Article. 

4. Each Director shall appoint an Alternate with full power to act 
for him or her when he or she is not present. Directors and 
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Article 25 

Conseil des gouverneurs: Procédure 

1. Le Conseil des gouverneurs tient une assemblée annuelle et 
se réunit en outre à sa propre initiative ou sur convocation du 
Conseil d'administration. Une réunion du Conseil des gouver-
neurs est convoqué par le Conseil d'administration lorsque cinq 
(5) membres au moins de la Banque, ou des membres détenant 
au moins un quart du nombre total des voix attribuées aux 
membres en font la demande. 

2. Le quorum, pour toute réunion du Conseil des gouverneurs, 
est atteint lorsque deux tiers au moins des gouverneurs sont 
présents, à condition qu'ils représentent au moins les deux tiers 
du nombre total des voix attribuées aux membres. 

3. Le Conseil des gouverneurs peut, par voie de règlement, 
instituer une procédure permettant au Conseil d'administration, 
lorsque celui-ci le juge opportun, d'obtenir sur une question déter-
minée, un vote des gouverneurs sans convoquer d'assemblée du 
Conseil des gouverneurs. 

4. Le Conseil des gouverneurs ainsi que, dans la mesure où il y 
est autorisé, le Conseil d'administration, peuvent créer les 
organes subsidiaires et adopter les règles et les règlements 
nécessaires ou appropriés pour la conduite des affaires de la 
Banque. 

Article 26 

Conseil d'administration: Composition 

1. Le Conseil d'administration est composé de vingt-trois (23) 
membres qui ne font pas partie du Conseil des gouverneurs et 
dont: 

(i) Onze (11) sont élus par les gouverneurs représentant la 
République Fédérale d'Allemagne, la Belgique, le Danemark, 
l'Espagne, la France, la Grèce, l'Irlande, l'Italie, le Luxem-
bourg, les Pays-Bas, le Portugal, le Royaume-Uni, la Com-
munauté économique européenne et la Banque européenne 
d'investissement; et 

(ii) Douze (12) sont élus par les gouverneurs représentant d'au-
tres membres, et dont: 

a) quatre (4) sont élus par les gouverneurs représentant 
les pays énumérés à l'annexe A dans la catégorie pays 
d'Europe centrale et orientale et qui peuvent bénéficier 
de l'assistance de la Banque; 

b) quatre (4) sont élus par les gouverneurs représentant 
les pays énumérés à l'Annexe A du présent Accord 
dans la catégorie autres pays européens; 

c) quatre (4) sont élus par les gouverneurs représentant 
les pays énumérés à l'Annexe A dans la catégorie pays 
non-européens. 

Les administrateurs représentent les membres par les gouver-
neurs desquels ils ont été élus et peuvent également représenter 
les membres qui leur confient leurs voix. 

2. Les administrateurs sont des personnes de haute compé-
tence en matière économique et financière; ils sont élus suivant la 
procédure définie à l'Annexe B. 

3. Le Conseil des gouverneurs peut, par une décision expresse 
des deux tiers au moins des gouverneurs, représentant au moins 
les trois quarts du nombre total des voix attribuées aux membres, 
augmenter ou réduire le nombre des membres du Conseil d'admi-
nistration, ou revoir la composition de celui-ci afin de prendre en 
considération les modifications intervenues dans le nombre des 
membres de la Banque. Sans préjudice de l'exercice de ces 
pouvoirs pour les élections suivantes, le nombre des membres et 
la composition du deuxième Conseil d'administration sont ceux 
visés au paragraphe 1 du présent article. 

4. Chaque administrateur désigne un suppléant qui, en son 
absence, agit en son nom. Les administrateurs et les suppléants 
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und ihre Stellvertreter müssen Staatsangehörige von Mitglied

-

ländern sein. Ein Mitglied darf nur von einem einzigen Direktor 
vertreten werden. Stellvertreter dürfen an den Sitzungen des 
Direktoriums teilnehmen, jedoch nur dann mit abstimmen, wenn 
sie für ihren Direktor handeln. 

(5) Die Amtszeit der Direktoren beträgt drei (3) Jahre; sie 
können wiedergewählt werden; jedoch wird das erste Direktorium 
vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssitzung gewählt und 
bleibt bis zur nächsten unmittelbar folgenden Jahrestagung des 
Gouverneursrats oder, falls der Gouverneursrat dies auf dieser 
Jahrestagung beschließt, bis zur nächsten darauffolgenden Jah-
restagung im Amt. Ein Direktor bleibt im Amt, bis sein Nachfolger 
gewählt ist und sein Amt antritt. Verwaist das Amt eines Direktors 
mehr als hundertachtzig (180) Tage vor Ende seiner Amtszeit, so 
wählen die Gouverneure, die den früheren Direktor gewählt hat-
ten, nach Maßgabe der Anlage B einen Nachfolger für den Rest 
der Amtszeit. Dabei ist die Mehrheit der von diesen Gouverneuren 
abgegebenen Stimmen erforderlich. Verwaist das Amt eines 
Direktors hundertachtzig (180) oder weniger Tage vor Ende sei-
ner Amtszeit, so können die Gouverneure, die den früheren 
Direktor gewählt hatten, auf dieselbe Weise einen Nachfolger für 
den Rest der Amtszeit wählen; dabei ist die Mehrheit der von 
diesen Gouverneuren abgegebenen Stimmen erforderlich. 
Solange das Amt verwaist ist, übt der Stellvertreter des bisherigen 
Direktors dessen Befugnisse aus, ausgenommen diejenige zur 
Ernennung eines Stellvertreters. 

Artikel 27 

Direktorium: Befugnisse 

Das Direktorium ist unbeschadet der Befugnisse des Gouver-
neursrats nach Artikel 24 für die Leitung der allgemeinen 
Geschäftstätigkeit der Bank verantwortlich und übt zu diesem 
Zweck neben den ihm in diesem Übereinkommen ausdrücklich 
zugewiesenen Befugnissen alle diejenigen aus, die ihm vom 
Gouverneursrat übertragen werden, insbesondere die Befugnis, 

i) die Arbeit des Gouverneursrats vorzubereiten; 

ii) im Einklang mit den allgemeinen Weisungen des Gouver-
neursrats geschäftspolitische Grundsätze aufzustellen sowie 
Beschlüsse zu fassen über Darlehen, Garantien, Kapitalbe-
teiligungen, Kreditaufnahme durch die Bank, Bereitstellung 
technischer Hilfe und die sonstige Geschäftstätigkeit der 
Bank; 

iii) dem Gouverneursrat auf jeder Jahrestagung den geprüften 
Jahresabschluß für das jeweilige Geschäftsjahr zur Geneh-
migung vorzulegen und 

iv) den Haushaltsplan der Bank zu genehmigen. 

Artikel 28 

Direktorium: Verfahren 
(1) Die Arbeit des Direktoriums vollzieht sich normalerweise am 

Sitz der Bank; es tritt zusammen, sooft  die Geschäfte der Bank 
dies erfordern. 

(2) Das Direktorium ist verhandlungs- und beschlußfähig, wenn 
auf einer Sitzung eine Mehrheit der Direktoren anwesend ist, die 
mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder 
vertritt. 

(3) Der Gouverneursrat erläßt Regelungen, nach denen ein 
Mitglied, falls keiner der Direktoren dessen Staatsangehörigkeit 
besitzt, einen Vertreter zur Teilnahme ohne Stimmrecht an den 
Sitzungen des Direktoriums entsenden kann, wenn eine dieses 
Mitglied besonders berührende Frage behandelt wird. 

Alternates shall be nationals of member countries. No member 
shall be represented by more than one Director. An Alternate may 
participate in meetings of the Board but may vote only when he or 
she is acting in place of his or her principal. 

5. Directors shall hold office for a term of three (3) years and 
may be reelected; provided that the first Board of Directors shall 
be elected by the Board of Governors at its inaugural meeting, and 
shall hold office until the next immediately following annual meet-
ing of the Board of Governors or, if that Board shall so decide at 
that annual meeting, until its next subsequent annual meeting. 
They shall continue in office until their successors shall have been 
chosen and assumed office. If the office of a Director becomes 
vacant more than one hundred and eighty (180) days before the 
end of his or her term, a successor shall be chosen in accordance 

' with Annex B, for the remainder of the term, by the Governors who 
elected the former Director. A majority of the votes cast by such 
Governors shall be required for such election. If the office of a 
Director becomes vacant one hundred and eighty (180) days or 
less before the end of his or her term, a successor may similarly 
be chosen for the remainder of the term, by the votes cast by such 
Governors who elected the former Director, in which election a 
majority of the votes cast by such Governors shall be required. 
While the o ffice remains vacant, the Alternative of the former 
Director shall exercise the powers of the la tter, except that of 
appointing an Alternate. 

Article 27 

Board of Directors: Powers 

Without prejudice to the powers of the Board of Governors as 
provided in A rticle 24 of this Agreement, the Board of Directors 
shall be responsible for the direction of the general operations of 
the Bank and, for this purpose, shall, in addition to the powers 
assigned to it expressly by this Agreement, exercise all the 
powers delegated to it by the Board of Governors, and in par-
ticular: 

(i) prepare the work of the Board of Governors; 

(ii) in conformity with the general directions of the Board of 
Governors, establish policies and take decisions concerning 
loans, guarantees, investments in equity capital, borrowing 
by the Bank, the furnishing of technical assistance, and other 
operations of the Bank; 

(iii) submit the audited accounts for each financial year for ap-
proval of the Board of Governors at each annual meeting; 
and 

(iv) approve the budget of the Bank. 

Article 28 

Board of Directors: Procedure 

1. The Board of Directors shall normally function at the principal 
office of the Bank and shall meet as often as the business of the 
Bank may require. 

2. A majority of the Directors shall constitute a quorum for any 
meeting of the Board of Directors, provided such majority repre-
sents not less than two-thirds of the total voting power of the 
members. 

3. The Board of Governors shall adopt regulations under which, 
if there is no Director of its nationality, a member may send a 
representative to a ttend, without right to vote, any meeting of the 
Board of Directors when a matter particularly affecting that 
member is under consideration. 
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sont des ressortissants des pays membres. Aucun membre ne 
peut être représenté par plus d'un administrateur. Les suppléants 
peuvent prendre part aux réunions du Conseil mais ne peuvent 
voter qu'en l'absence de l'administrateur qu'ils remplacent. 

5. Les administrateurs sont élus pour trois (3) ans et sont 
rééligibles, étant entendu que le premier Conseil d'administration 
est élu par le Conseil des gouverneurs lors de sa séance inaugu-
rale et reste en fonction jusqu'à l'assemblée annuelle du Conseil 
des gouverneurs qui la suit immédiatement ou, si ce dernier en 
décide ainsi lors de cette assemblée annuelle, jusqu'à l'assem-
blée annuelle suivante. Ils restent en fonction jusqu'à la désigna-
tion et la prise de fonction de leurs successeurs. Si le poste d'un 
administrateur devient vacant plus de cent quatre-vingt (180) 
jours avant l'expiration de son mandat, il sera pourvu, conformé-
ment aux dispositions de l'annexe B, par un nouvel administrateur 
choisi, par les gouverneurs qui avaient désigné l'ancien adminis-
trateur; ce nouvel administrateur demeurera en fonction pour la 
durée dudit mandat restant à courir. Cette élection doit être faite à 
la majorité des voix exprimées par les gouverneurs concernés. Si 
le poste d'un administrateur devient vacant cent quatre-vingt 
(180) jours ou moins avant l'expiration de son mandat, un succes-
seur peut de la même manière être choisi pour la durée dudit 
mandat restant à courir par un vote des gouverneurs qui ont élu 
l'ancien administrateur; l'élection doit se faire à la majorité des 
voix exprimées par ces gouverneurs. Pendant la vacance du 
poste, le suppléant de l'ancien administrateur exerce les pouvoirs 
de ce dernier, sauf celui de nommer un suppléant. 

Article 27 

Conseil d'administration: Pouvoirs 

Sans préjudice des pouvoirs que l'article 24 du présent Accord 
confère au Conseil des gouverneurs, le Conseil d'administration 
assure la direction des opérations générales de la Banque; à cette 
fin, il exerce, outre les compétences qui lui sont expressément 
attribuées par le présent Accord, tous les pouvoirs qui lui sont 
délégués par le Conseil des gouverneurs, et en particulier: 

(i) il prépare le travail du Conseil des gouverneurs; 

(ii) conformément aux directives générales que le Conseil des 
gouverneurs lui donne, il élabore les politiques et prend les 
décisions concernant les prêts, garanties, prises de participa-
tion, emprunts, assistance technique ainsi que les autres 
opérations de la Banque; 

(iii) il soumet à l'approbation du Conseil des gouverneurs, lors de 
l'assemblée annuelle de celui-ci, les comptes de l'exercice 
après vérification; et 

(iv) il approuve le budget de la Banque. 

Article 28 

Conseil d'administration: Procédure 

1. Le Conseil d'administration exerce normalement ses fonc-
tions au siège de la Banque et se réunit aussi souvent que les 
affaires de la Banque l'exigent. 

2. Le quorum, pour toute réunion du Conseil d'administration, 
est atteint lorsque la majorité des administrateurs représentant les 
deux tiers au moins du nombre total des voix attribuées aux 
membres sont présents. 

3. Le Conseil des gouverneurs adopte un règlement aux termes 
duquel un membre qui n'a pas d'administrateur de sa nationalité 
peut envoyer un représentant assister sans droit de vote à toute 
réunion du Conseil d'administration au cours de laquelle est 
examinée une question qui le concerne particulièrement. 
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Artikel 29 

Abstimmung 

(1) Die Stimmenzahl eines Mitglieds ist gleich der Anzahl der 
von ihm gezeichneten Anteile am Stammkapital der Bank. Zahlt 
ein Mitglied einen Teil des aufgrund seiner Zeichnungsverpflich-
tungen nach Artikel 6 fälligen Betrags nicht, so ist es, solange es 
nicht zahlt, nicht berechtigt, den Hundertsatz seiner Stimmrechte 
auszuüben, der dem des fälligen, aber nicht gezahlten Betrags 
am Gesamtbetrag der von diesem Mitglied gezeichneten einge-
zahlten Anteile am Stammkapital der Bank entspricht. 

(2) Bei Abstimmungen im Gouverneursrat ist jeder Gouverneur 
zur Abgabe der Stimmen des von ihm vertretenen Mitglieds 
berechtigt. Sofern in diesem Übereinkommen nicht ausdrücklich 
etwas anderes vorgesehen ist, bedürfen Beschlüsse zu allen dem 
Gouverneursrat vorliegenden Fragen einer Mehrheit der Stim-
menzahl der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder. 

(3) Bei Abstimmungen im Direktorium ist jeder Direktor zur 
Abgabe der Anzahl von Stimmen berechtigt, die den Gouverneu-
ren zusteht, von denen er gewählt worden ist, sowie der Stimmen, 
die den Gouverneuren zustehen, die ihm nach Anlage B Abschnitt 
D ihre Stimmen übertragen haben. Ein Direktor, der mehrere 
Mitglieder vertritt, kann die Stimmen der von ihm vertretenen 
Mitglieder gesondert abgeben. Sofern in diesem Übereinkommen 
nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist, und außer im 
Fall der Beschlüsse über die allgemeine Politik, die mit einer 
Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Gesamtstimmenzahl 
der an der Abstimmung teilnehmenden Mitglieder zu fassen sind, 
bedürfen Beschlüsse zu allen dem Direktorium vorliegenden Fra-
gen einer Mehrheit der Stimmenzahl der an der Abstimmung 
teilnehmenden Mitglieder. 

Artikel 30 

Der Präsident 

(1) Der Gouverneursrat wählt mit den Stimmen einer Mehrheit 
aller Gouverneure, die mindestens eine Mehrheit der Gesamt

-

stimmenzahl der Mitglieder vertreten, einen Präsidenten der 
Bank. Der Präsident darf während seiner Amtszeit weder Gouver-
neur noch Direktor noch Stellvertreter eines Gouverneurs oder 
Direktors sein. 

(2) Die Amtszeit des Präsidenten beträgt vier (4) Jahre. Er kann 
wiedergewählt werden. Er hat jedoch aus dem Amt auszuschei-
den, wenn der Gouverneursrat dies mit Zustimmung von minde-
stens zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens zwei Drittel 
der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, beschließt. Ver-
waist das Amt des Präsidenten aus irgendeinem Grund, so wählt 
der Gouverneursrat nach Absatz 1 einen Nachfolger für eine 
Dauer von bis zu vier (4) Jahren. 

(3) Der Präsident hat, abgesehen von der entscheidenden 
Stimme bei Stimmengleichheit, kein Stimmrecht. Er kann an 
Sitzungen des Gouverneursrats teilnehmen und führt bei den 
Sitzungen des Direktoriums den Vorsitz. 

(4) Der Präsident ist der gesetzliche Vertreter der Bank. 

(5) Der Präsident ist Vorgesetzter des Personals der Bank. Er 
ist entsprechend den vom Direktorium zu erlassenden Regelun-
gen für das Organisationswesen sowie für die Einstellung und 
Entlassung der leitenden und sonstigen Bediensteten verantwort-
lich. Bei der Einstellung von leitenden und sonstigen Bediensteten 
hat der Präsident unter Berücksichtigung der vorrangigen Bedeu- 

Article 29 

Voting 

1. The voting power of each member shall be equal to the 
number of its subscribed shares in the capital stock of the Bank. In 
the event of any member failing to pay any part of the amount due 
in respect of its obligations in relation to paid-in shares under 
Article 6 of this Agreement, such member shall be unable for so 
long as such failure continues to exercise that percentage of its 
voting power which corresponds to the percentage which the 
amount due but unpaid bears to the total amount of paid-in shares 
subscribed to by that member in the capital stock of the Bank. 

2. In voting in the Board of Governors, each Governor shall be 
entitled to cast the votes of the member he or she represents. 
Except as otherwise expressly provided in this Agreement, all 
matters before the Board of Governors shall be decided by a 
majority of the voting power of the members voting. 

3. In voting in the Board of Directors each Director shall be 
entitled to cast the number of votes to which the Governors who 
have elected him or her are entitled and those to which any 
Governors who have assigned their votes to him or her, pursuant 
to Section D of Annex B, are entitled. A Director representing 
more than one member may cast separately the votes of the 
members he or she represents. Except as otherwise expressly 
provided in this Agreement, and except for general policy deci-
sions in which cases such policy decisions shall be taken by a 
majority of not less than two-thirds of the total voting power of the 
members voting, all matters before the Board of Directors shall be 
decided by a majority of the voting power of the members voting. 

Article 30 

The President 

1. The Board of Governors, by a vote of a majority of the total 
number of Governors, representing not less than a majority of the 
total voting power of the members, shall elect a President of the 
Bank. The President, while holding office, shall not be a Governor 
or a Director or an Alternate for either. 

2. The term of office of the President shall be four (4) years. He 
or she may be re-elected. He or she shall, however, cease to hold 
office when the Board of Governors so decides by an affirmative 
vote of not less than two-thirds of the Governors, representing not 
less than two-thirds of the total voting power of the members. If the 
office of the President for any reason becomes vacant, the Board 
of Governors, in accordance with the provisions of paragraph 1 of 
this Article, shall elect a successor for up to four (4) years. 

3. The President shall not vote, except that he or she may cast a 
deciding vote in case of an equal division. He or she may partipate 
in meetings of the Board of Governors and shall chair the meet-
ings of the Board of Directors. 

4. The President shall be the legal representative of the Bank. 

5. The President shall be chief of the staff of the Bank. He or she 
shall be responsible for the organisation, appointment and dismis-
sal of the officers and staff in accordance with regulations to be 
adopted by the Board of Directors. In appointing officers and staff, 
he or she shall, subject to the paramount impo rtance of efficiency 
and technical competence, pay due regard to recruitment on a 
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Article 29 

Vote 

1. Le nombre des voix attribuées à chaque membre doit être 
égal au nombre des actions qu'il a souscrites dans le capital social 
de la Banque. Lorsqu'un membre n'a pas payé une quelconque 
partie du montant exigible au titre des obligations contractées 
pour les actions à libérer, définies à l'article 6 du présent Accord, 
ce membre ne peut, aussi longtemps que dure ce défaut de 
paiement, exercer la fraction de ses droits de vote qui correspond 
au rapport entre le montant dû et non payé et le montant total des 
actions à libérer souscrites par ce membre dans le capital social 
de la Banque. 

2. En votant au Conseil des gouverneurs, chaque gouverneur 
dispose des voix du membre qu'il représente. Sauf disposition 
contraire du présent Accord, toutes les questions que le Conseil 
des gouverneurs est appelé à connaître sont tranchées à la 
majorité des voix attribuées aux membres prenant part au vote. 

3. Lors d'un vote au Conseil d'administration, chaque adminis-
trateur dispose du nombre de voix attribuées aux gouverneurs qui 
l'ont élu et des voix dont dispose tout gouverneur lui ayant confié 
ses voix, conformément aux dispositions de la Section D de 
l'annexe B. Un administrateur représentant plus d'un membre ne 
doit pas nécessairement émettre en bloc les voix des membres 
qu'il représente. Sauf disposition contraire du présent Accord, et 
hormis le cas des décisions de politique générale qui sont prises à 
la majorité d'au moins deux tiers des voix attribuées aux membres 
prenant part au vote, toutes les questions dont le Conseil d'admi-
nistration est appelé à connaître sont tranchées à la majorité des 
voix attribuées aux membres prenant part au vote. 

Article 30 

Président 

1. Le Conseil des gouverneurs, par un vote à la majorité du 
nombre total des gouverneurs, représentant au moins la majorité 
du nombre total des voix attribuées aux membres, élit le président 
de la Banque. Le président ne peut exercer, pendant la durée de 
son mandat, les fonctions de gouverneur, d'administrateur ou de 
suppléant pour l'une ou l'autre de ces fonctions. 

2. Le mandat du président est de quatre (4) ans. Il est rééligible. 
Toutefois, le président cesse d'exercer ses fonctions sur décision 
du Conseil des gouverneurs prise par une décision expresse d'au 
moins deux tiers des gouverneurs, représentant au moins deux 
tiers du nombre total des voix attribuées aux membres. Si le poste 
de président devient vacant pour quelque raison que ce soit, le 
Conseil des gouverneurs élit conformément aux dispositions du 
paragraphe 1 du présent article, un nouveau président pour un 
mandat pouvant aller jusqu'à quatre ans. 

3. Le président ne prend pas part aux votes, sauf en cas de 
partage égal des voix, auquel cas il peut voter et sa voix est alors 
prépondérante. Il peut participer aux réunions du Conseil des 
gouverneurs et préside les réunions du Conseil d'administration. 

4. Le président est le représentant légal de la Banque. 

5. Le président est le chef du personnel de la Banque. Il est 
responsable de l'organisation, de la nomination et du licenciement 
des fonctionnaires et des agents dans le cadre des réglementa-
tions qui seront adoptées par le Conseil d'administration. En 
nommant les fonctionnaires et les agents de la Banque, le prési-
dent, tout en ayant pour préoccupation principale d'assurer à la 



Drucksache 11/7997 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

tung von Leistungsfähigkeit und fachlichem Können gebührend 
darauf zu achten, daß die Auswahl auf breiter geographischer 
Grundlage unter den Mitgliedern der Bank erfolgt. 

(6) Der Präsident führt nach den Weisungen des Direktoriums 
die laufenden Geschäfte der Bank. 

Artikel 31 

Vizepräsident(en) 

(1) Das Direktorium ernennt auf Empfehlung des Präsidenten 
einen oder mehrere Vizepräsidenten. Amtszeit, Befugnisse und 
Aufgaben der einzelnen Vizepräsidenten in der Verwaltung der 
Bank werden vom Direktorium bestimmt. Bei Abwesenheit oder 
Dienstunfähigkeit des Präsidenten werden dessen Befugnisse 
und Aufgaben von einem Vizepräsidenten wahrgenommen. 

(2) Ein Vizepräsident kann an den Sitzungen des Direktoriums 
teilnehmen, hat jedoch kein Stimmrecht, abgesehen von der 
entscheidenden Stimme, wenn er für den Präsidenten handelt. 

Artikel 32 

Internationaler Charakter der Bank 

(1) Die Bank nimmt keinerlei Sonderfonds oder sonstige Darle-
hen oder Unterstützung an, die ihren Zweck oder ihre Aufgaben in 
irgendeiner Weise beeinträchtigen, verfälschen oder in anderer 
Weise ändern können. 

(2) Die Bank, ihr Präsident, ihr(e) Vizepräsident(en) sowie die 
leitenden und sonstigen Bediensteten berücksichtigen bei ihren 
Beschlüssen nur Erwägungen, die für den Zweck, die Aufgaben 
und die Geschäfte der Bank im Sinne dieses Übereinkommens 
maßgeblich sind. Diese Erwägungen werden unpa rteiisch gegen-
einander abgewogen, um den Zweck der Bank zu erfüllen und 
ihre Aufgaben durchzuführen. 

(3) Der Präsident, der oder die Vizepräsident(en) sowie die 
leitenden und sonstigen Bediensteten der Bank sind bei der 
Ausübung ihrer dienstlichen Tätigkeit allein der Bank und keiner 
sonstigen Stelle verpflichtet. Jedes Mitglied der Bank achtet den 
internationalen Charakter dieser Verpflichtung und unterläßt alle 
Versuche, diese Personen bei der Erfüllung ihrer Pflichten zu 
beeinflussen. 

Artikel 33 

Sitz 

(1) Der Sitz der Bank befindet sich in London. 

(2) Die Bank kann Niederlassungen oder Zweigstellen im 
Hoheitsgebiet jedes ihrer Mitglieder errichten. 

Artikel 34 

Hinterlegungsstellen 
und Verbindungsstellen 

(1) Jedes Mitglied benennt seine Zentralbank oder eine andere 
mit der Bank vereinbarte Stelle als Hinterlegungsstelle für alle 
Guthaben der Bank in seiner Währung sowie für sonstige Vermö-
genswerte der Bank. 

(2) Jedes Mitglied benennt eine geeignete amtliche Stelle, mit 
der sich die Bank bezüglich jeder Angelegenheit, die sich im 
Rahmen dieses Übereinkommens ergibt, in Verbindung setzen 
kann. 

Artikel 35 

Veröffentlichung von Berichten und 
Bereitstellung von Informationen 

(1) Die Bank veröffentlicht einen Jahresbericht mit einem 
geprüften Jahresabschluß und übermittelt ihren Mitgliedern vier- 

wide geographical basis among members of the Bank. 

6. The President shall conduct, under the direction of the Board 
of Directors, the current business of the Bank. 

Article 31 

Vice-President(s) 

1.One or more Vice-Presidents shall be appointed by the Board 
of Directors on the recommendation of the President. A Vice-
President shall hold office for such term, exercise such authority 
and perform such functions in the administration of the Bank, as 
may be determined by the Board of Directors. In the absence or 
incapacity of the President, a Vice-President shall exercise the 
authority and perform the functions of the President. 

2. A Vice-President may participate in meetings of the Board of 
Directors but shall have no vote at such meetings, except that he 
or she may cast the deciding vote when acting  in place of the 
President. 

Article 32 

International character of the Bank 

1. The Bank shall not accept Special Funds or other loans or 
assistance that may in any way be prejudice, deflect or otherwise 
alter its purpose or functions. 

2. The Bank, its President, Vice-President(s), officers and staff 
shall in their decisions take into account only considerations 
relevant to the Bank's purpose, functions and operations, as set 
out in this Agreement. Such considerations shall be weighed 
impartially in order to achieve and carry  out the purpose and 
functions of the Bank. 

3. The President, Vice-President(s), officers and staff of the 
Bank, in the discharge of their offices, shall owe their duty entirely 
to the Bank and to no other authority. Each member of the Bank 
shall respect the international character of this duty and shall 
refrain from all attempts to influence any of them in the discharge 
of their duties. 

Article 33 

Location of offices 

1. The principal office of the Bank shall be located in London. 

2. The Bank may establish agencies or branch offices in the 
territory of any member of the Bank. 

Article 34 

Depositories and channels of communication 

1. Each member shall designate its central bank, or such other 
institution as may be agreed upon with the Bank, as a depository 
for all the Bank's holdings of its currency as well as other assets of 
the Bank. 

2. Each member shall designate an appropriate official entity 
with which the Bank may communicate in connection with any 
matter arising under this Agreement. 

Article 35 

Publication of reports and provision of information 

1. The Bank shall publish an annual report  containing an 
audited statement of its accounts and shall circulate to members 
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Banque les services des personnes possédant les plus hautes 
qualités de rendement et de compétence technique, veille à 
recruter le personnel sur une large base géographique, parmi les 
membres de la Banque. 

6. Le président conduit les affaires courantes de la Banque, 
sous la direction du Conseil d'administration. 

Article 31 

Vice-président(s) 

1. Le Conseil d'administration nomme un ou plusieurs vice-
présidents sur recommandation du président. Le Conseil d'admi-
nistration détermine la durée du mandat du ou des vice-prési-
dents, les pouvoirs qu'ils détiennent, et les fonctions d'administra-
tion de la Banque dont ils s'acquittent. En cas d'absence ou 
d'incapacité du président, un vice-président exerce l'autorité et 
accomplit les fonctions du président. 

2. Un vice-président peut participer aux réunions du Conseil 
d'administration mais ne prend pas part au vote lors de ces 
réunions sauf s'il remplace le président, auquel cas il peut voter et 
sa voix est alors prépondérante. 

Article 32 

Caractère international de la Banque 

1. La Banque n'accepte ni fonds spéciaux, ni prêts, ni assis-
tance qui puissent de quelque façon compromettre, fausser ou 
altérer son objet ou sa mission. 

2. La Banque, son président, son ou ses vice-présidents, ses 
fonctionnaires et ses agents se fondent dans leurs décisions sur 
des considérations relevant exclusivement de l'objet, de la mis-
sion et des opérations de la Banque tels que définis dans le 
présent Accord. Ces considérations sont prises en compte de 
façon impartiale afin que la Banque puisse remplir son objet et sa 
mission. 

3. Dans l'exercice de leurs fonctions, le président, le ou les vice-
présidents, les fonctionnaires et les agents de la Banque n'ont de 
devoirs qu'envers la Banque, à l'exclusion de toute autre autorité. 
Tous les membres de la Banque respectent le caractère interna-
tional de ces devoirs et s'abstiennent de toute démarche visant à 
influencer l'une quelconque de ces personnes dans l'accomplis-
sement de ses tâches. 

Article 33 

Siège 

1. Le siège de la Banque est établi à Londres. 

2. La Banque peut ouvrir des agences ou des succursales sur le 
territoire de ses membres. 

Article 34 

Dépositaires et moyens de communication 

1. Chaque membre désigne sa banque centrale ou toute autre 
institution en accord avec la Banque comme dépositaire auprès 
duquel celle-ci peut conserver tous les avoirs qu'elle possède 
dans la monnaie dudit membre, ainsi que d'autres avoirs. 

2. Chaque membre désigne une entité officielle appropriée 
avec laquelle la Banque peut se mettre en rapport au sujet de 
toute question relevant du présent Accord. 

Article 35 

Publication de rapports et communication d'informations 

1. La Banque publie un rapport annuel contenant un état certifié 
de ses comptes et fait parvenir à ses membres, à intervalles de 
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teljährlich oder in kürzeren Abständen eine zusammenfassende 
Darstellung über ihre finanzielle Lage sowie eine Gewinn- und 
Verlustrechnung, in der die Ergebnisse ihrer Geschäftstätigkeit 
ausgewiesen werden. Die Finanzbuchhaltung wird in ECU 
geführt. 

(2) Die Bank berichtet jährlich über die ökologischen Auswir-
kungen ihrer Tätigkeiten und kann weitere Berichte veröffentli-
chen, soweit sie dies zur Förderung ihres Zweckes für wün-
schenswert hält. 

(3) Exemplare aller aufgrund dieses Artikels erstellten Berichte, 
Darstellungen und Veröffentlichungen werden an die Mitglieder 
verteilt. 

Artikel 36 

Zuweisung und Verteilung der Reineinnahmen 

(1) Der Gouverneursrat legt mindestens einmal im Jahr fest, 
welcher Teil der Reineinnahmen der Bank nach Bildung von 
Rücklagen und, falls erforderlich, von Rückstellungen für etwaige 
Verluste nach Artikel 17 Absatz 1 als Überschuß oder für andere 
Zwecke einbehalten wird und welcher Teil gegebenenfalls verteilt 
wird. Beschlüsse über die Verwendung der Reineinnahmen der 
Bank für andere Zwecke bedürfen einer Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens zwei Drittel der 
Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten. Es erfolgt keine 
Zuweisung und keine Verteilung bis die allgemeine Rücklage 
mindestens zehn (10) v. H. des genehmigten Stammkapitals 
erreicht hat. 

(2) Die Verteilung nach Absatz 1 erfolgt im Verhältnis der 
Anzahl der eingezahlten Anteile der einzelnen Mitglieder; bei der 
Berechnung dieser Anzahl werden jedoch nur Barzahlungen und 
Schuldscheine berücksichtigt, die spätestens am Ende des betref-
fenden Geschäftsjahrs eingegangen beziehungsweise eingelöst 
worden sind. 

(3) Die Zahlungen an die einzelnen Mitglieder erfolgen in der 
vom Gouverneursrat festgelegten Art  und Weise. Diese Zahlun-
gen sowie ihre Verwendung durch das Empfängerland unterlie-
gen keiner Beschränkung durch die Mitglieder. 

Kapitel VII 

Austritt und Suspendierung der Mitgliedschaft; 
vorübergehende Einstellung und Beendigung 

der Geschäftstätigkeit 

Artikel 37 

Austrittsrecht der Mitglieder 

(1) Ein Mitglied kann jederzeit aus der Bank austreten, indem es 
ihr an ihrem Sitz eine schriftliche Anzeige zugehen läßt. 

(2) Der Austritt eines Mitglieds wird wirksam und seine Mitglied-
schaft erlischt zu dem in der Anzeige angegebenen Zeitpunkt, 
frühestens jedoch sechs (6) Monate nach Eingang der Anzeige 
bei der Bank. Vor dem endgültigen Wirksamwerden des Austritts 
hat das Mitglied jedoch jederzeit die Möglichkeit, die Austrittsan-
zeige durch eine schriftliche Mitteilung an die Bank zurückzuneh-
men. 

Artikel 38 

Suspendierung der Mitgliedschaft 

(1) Kommt ein Mitglied einer seiner Verpflichtungen gegenüber 
der Bank nicht nach, so kann diese seine Mitgliedschaft durch 
Beschluß einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der Gou-
verneure, die mindestens zwei Drittel der Gesamtstimmenzahl der 
Mitglieder vertreten, suspendieren. Die Mitgliedschaft des 
suspendierten Mitglieds erlischt automatisch ein Jahr nach dem 

at intervals of three (3) months or less a summary statement of its 
financial position and a profit and loss statement showing the 
results of its operations. The financial accounts shall be kept in 
ECU. 

2. The Bank shall report  annually on the environmental impact of 
its activities and may publish such other repo rts as it deems 
desirable to advance its purpose. 

3. Copies of all reports, statements and publications made 
under this Article shall be distributed to members. 

Article 36 

Allocation and distribution of net income 

1. The Board of Governors shall determine at least annually 
what part  of the Bank's net income, after making provision for 
reserves and, if necessary, against possible losses under para-
graph 1 of Article 17 of this Agreement, shall be allocated to 
surplus or other purposes and what pa rt, if any, shall be distri-
buted. Any such decision on the allocation of the Bank's net 
income to other purposes shall be taken by a majority of not less 
than two-thirds of the Governors, representing not less than two-
thirds of the total voting power of the members. No such alloca-
tion, and no distribution, shall be made until the general reserve 
amounts to at least ten (10) per cent of the authorized capital 
stock. 

2. Any distribution referred to in the preceding paragraph shall 
be made in proportion to the number of paid-in shares held by 
each member; provided that in calculating such number account 
shall be taken only of payments received in cash and promissory 
notes encashed in respect of such shares on or before the end of 
the relevant financial year. 

3. Payments to each member shall be made in such manner as 
the Board of Governors shall determine. Such payments and their 
use by the receiving country  shall be without restriction by any 
member. 

Chapter VII 
Withdrawal and suspension of membership: 

Temporary suspension and termination 
of operations 

Article 37 

Right of members to withdraw 

1. Any member may withdraw from the Bank at any time by 
transmitting a notice in writing to the Bank at its principal o ffice. 

2. Withdrawal by a member shall become effective, and its 
membership shall cease, on the date specified in its notice but in 
no event less than six (6) months after such notice is received by 
the Bank. However, at any time before the withdrawal becomes 
finally effective, the member may notify the Bank in writing of the 
cancellation of its notice of intention to withdraw. 

Article 38 

Suspension of membership 

1. If a member fails to fulfil any of its obligations to the Bank, the 
Bank may suspend its membership by decision of a majority of not 
less than two-thirds of the Governors, representing not less than 
two-thirds of the total voting power of the members. The member 
so suspended shall automatically cease to be a member one year 
from the date of its suspension unless a decision is taken by not 
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trois (3) mois au plus, un résumé sommaire de sa situation 
financière et un état de ses profits et pertes faisant ressortir les 
résultats de ses opérations. Les comptes financiers sont tenus en 
écus. 

2. La Banque publie chaque année un rapport sur l'incidence de 
ses activités sur l'environnement et peut publier d'autres rapports 
si elle le juge souhaitable pour favoriser la réalisation de son objet. 

3. Des exemplaires de tous les rapports, relevés et publications 
effectués en application du présent article sont adressés aux 
membres. 

Article 36 

Affectation et répartition du revenu net 

1. Le Conseil des gouverneurs détermine au moins chaque 
année la partie du revenu net de la Banque qui, après déduction 
des fonds à verser aux réserves ou, si nécessaire, des pertes 
éventuelles en application du paragraphe 1 de l'article 17 du 
présent Accord, est affectée aux excédents, à d'autres emplois 
ou, s'il en existe, distribuée. Toute décision sur l'affectation du 
revenu net de la Banque à d'autres emplois est prise à la majorité 
d'au moins deux tiers des gouverneurs, représentant au moins 
deux tiers du nombre total des voix attribuées aux membres. 
Aucune distribution ni aucune affectation n'est faite avant que la 
réserve générale n'atteigne dix (10) pour cent au moins du capital 
social autorisé. 

2. Les distributions visées au paragraphe précédent sont pro-
portionnelles au nombre d'actions libérées détenues par chaque 
membre; il est entendu que, dans le calcul de ce nombre, seuls 
sont pris en compte les paiements reçus en numéraire et les 
billets à ordre encaissés au titre de ces actions à la fin de 
l'exercice concerné ou antérieurement. 

3. Les paiements destinés à chaque membre sont effectués 
dans les conditions déterminées par le Conseil des gouverneurs. 
Ces paiements et leur emploi par le pays bénéficiaire ne font 
l'objet d'aucune restriction de la part des autres membres. 

Chapitre VII 

Retrait et suspension d'un membre: 
Arrêt temporaire et arrêt définitif des opérations 

Article 37 

Droit de retrait des membres 

1. Tout membre peut se retirer de la Banque à tout moment par 
une notification écrite au siège de la Banque. 	. 

2. Le retrait prend effet et la qualité de membre cesse à la date 
précisée dans la notification mais en aucun cas moins de six (6) 
mois après la date à laquelle la notification a été reçue par la 
Banque. Toutefois, le membre peut à tout moment, avant que son 
retrait ne devienne effectif, revenir sur sa décision de retrait en 
adressant une notification écrite à la Banque. 

Article 38 

Suspension d'un membre 

1. Si un membre manque à l'une de ses obligations envers la 
Banque, celle-ci peut le suspendre par une décision prise à la 
majorité d'au moins deux tiers des gouverneurs, représentant au 
moins les deux tiers du nombre total des voix attribuées aux 
membres. Le membre ainsi suspendu perd automatiquement sa 
qualité de membre un an après la date de cette suspension, à 
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Zeitpunkt der Suspendierung, sofern nicht mit mindestens der 
gleichen Mehrheit beschlossen wird, das Mitglied wieder in seine 
Mitgliedschaft einzusetzen. 

(2) Während der Suspendierung kann das Mitglied keine 
Rechte aus diesem Übereinkommen mit Ausnahme des Austritts-

rechts wahrnehmen, hat aber alle seine Verpflichtungen aus dem 
Obereinkommen zu erfüllen. 

Artikel 39 

Abrechnung mit früheren Mitgliedern 
(1) Ein Mitglied haftet auch nach Erlöschen seiner Mitglied-

schaft weiterhin für seine unmi ttelbaren Verpflichtungen und 
Eventualverbindlichkeiten gegenüber der Bank, solange ein Teil 
der vor dem Erlöschen seiner Mitgliedschaft gewährten Darlehen 
oder Garantien beziehungsweise eingegangenen Kapitalbeteili-
gungen aussteht; ihm entstehen jedoch keine Verbindlichkeiten in 
bezug auf später von der Bank gewährte Darlehen und Garantien 
beziehungsweise eingegangene Kapitalbeteiligungen, und es ist 
weder an den Einnahmen noch an den Ausgaben der Bank 
beteiligt. 

(2) Zum Zeitpunkt des Erlöschens der Mitgliedschaft eines 
Mitglieds trifft die Bank im Rahmen der Abrechnung mit dem 
früheren Mitglied nach diesem A rtikel Vorkehrungen für den Rück-
kauf seiner Anteile. Als Rückkaufpreis der Anteile gilt dabei der 
Buchwert am Tag des Erlöschens der Mitgliedschaft, im Höchst-
fall jedoch der ursprüngliche Kaufpreis der einzelnen Anteile. 

(3) Die Bezahlung der aufgrund dieses Artikels durch die Bank 
zurückgekauften Anteile erfolgt zu den nachstehenden Bedingun-
gen: 

i) Die dem früheren Mitglied für seine Anteile geschuldeten 
Beträge werden einbehalten, solange das frühere Mitglied, 
seine Zentralbank beziehungsweise eine seiner Dienststel-
len oder Einrichtungen als Kreditnehmer oder Bürge Verbind-
lichkeiten gegenüber der Bank hat und können bei Fälligkeit 
dieser Verbindlichkeiten von der Bank zu deren Deckung 
verwendet werden. Für Verbindlichkeiten des früheren Mit-
glieds aufgrund der Zeichnung von Anteilen nach Artikel 6 
Absätze 4, 5 und 7 wird jedoch nichts einbehalten. In jedem 
Fall werden die einem früheren Mitglied für seine Anteile 
zustehenden Beträge nicht vor Ablauf von sechs (6) Monaten 
nach Erlöschen seiner Mitgliedschaft ausgezahlt; 

ii) soweit der als Rückkaufpreis nach Absatz 2 geschuldete 
Betrag die unter Ziffer i genannten Gesamtverbindlichkeiten 
für Darlehen, Garantien und Kapitalbeteiligungen übersteigt, 
können gegen Rückgabe der betreffenden Anteile von Zeit 
zu Zeit Zahlungen auf Anteile geleistet werden, bis das 
frühere Mitglied den vollen Rückkaufpreis erhalten hat; 

iii) die Zahlungen erfolgen in den von der Bank festgelegten voll 
konvertierbaren Währungen beziehungsweise in ECU sowie 
zu den von ihr festgelegten Bedingungen und Zeitpunkten; 

iv) erleidet die Bank Verluste auf bei Erlöschen der Mitglied-
schaft eines Mitglieds ausstehende Garantien, Beteiligungen 
an Darlehen oder Darlehen oder einen Nettoverlust auf zu 
diesem Zeitpunkt von der Bank gehaltene Kapitalbeteiligun-
gen und übersteigen diese Verluste den Umfang der bei 
Erlöschen der Mitgliedschaft vorhandenen Rückstellungen 
für Verluste, so hat das frühere Mitglied auf Verlangen den 
Betrag zurückzuzahlen, um den der Rückkaufpreis seiner 
Anteile herabgesetzt worden wäre, wenn die Verluste bei der 
Ermittlung des Rückkaufpreises berücksichtigt worden 
wären. Außerdem ist das frühere Mitglied bei Abruf nicht 
eingezahlter Zeichnungen nach Artikel 6 Absatz 4 weiterhin 

less than the same majority to restore the member to good 
standing. 

2. While under suspension, a member shall not be entitled to 
exercise any rights under this Agreement, except the right of 
withdrawal, but shall remain subject to all its obligations. 

Article 39 
Settlement of accounts with former members 

1. After the date on which a member ceases to be a member, 
such former member shall remain liable for its direct obligations to 
the Bank and for its contingent liabilities to the Bank so long as 
any part  of the loans, equity investments or guarantees contracted 
before it ceased to be a member are outstanding; but it shall 
cease to incur such liabilities with respect to loans, equity invest-
ments and guarantees entered into thereafter by the Bank and to 
share either in the income or the expenses of the Bank. 

2. At the time a member ceases to be a member, the Bank shall 
arrange for the repurchase of such former member's shares as a 
part  of the settlement of accounts with such former member in 
accordance with the provisions of this A rticle. For this purpose, the 
repurchase price of the shares shall be the value shown by the 
books of the Bank on the date of cessation of membership, with 
the original purchase price of each share being its maximum 
value. 

3. The payment for shares repurchased by the Bank under this 
Article shall be governed by the following conditions: 

(i) any amount due to the former member for its shares shall be 
withheld so long as the former member, its central bank or 
any of its agencies or instrumentalities remains liable, as 
borrower or guarantor, to the Bank and such amount may, at 
the option of the Bank, be applied on any such liability as it 
matures. No amount shall be withheld on account of the 
liability of the former member resulting from its subscription 
for shares in accordance with paragraphs 4, 5 and 7 of Article 
6 of this Agreement. In any event, no amount due to a 
member for its shares shall be paid until six (6) months after 
the date upon which the member ceases to be a member; 

(ii) payments for shares may be made from time to time, upon 
their surrender by the former member, to the extent by which 
the amount due as the repurchase price in accordance with 
paragraph 2 of this Article exceeds the aggregate amount of 
liabilities on loans, equity investments and guarantees in sub-
paragraph (i) of this paragraph until the former member has 
received the full repurchase price; 

(iii) payments shall be made on such conditions and in such fully 
convertible currencies, or ECU, and on such dates, as the 
Bank determines; and 

(iv) if losses are sustained by the Bank on any guarantees, 
participations in loans, or loans which were outstanding on 
the date when the member ceased to be a member, or if a net 
loss is sustained by the Bank on equity investments held by it 
on such date, and the amount of such losses exceeds the 
amount of the reserves provided against losses on the date 
when the member ceased to be a member, such former 
member shall repay, upon demand, the amount by which the 
repurchase price of its shares would have been reduced if the 
losses had been taken into account when the repurchase 
price was determined. In addition, the former member shall 
remain liable on any call for unpaid subscriptions under 
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moins que les gouverneurs ne décident à la même majorité de lui 
rendre sa qualité de membre. 

2. Un membre frappé de suspension ne peut exercer aucun des 
droits conférés par le présent Accord, exception faite du droit de 
retrait; il reste néanmoins soumis à toutes ses obligations de 
membre. 

Article 39 

Apurement des comptes des anciens membres de la Banque 
1. Après la date à laquelle un membre perd sa qualité de 

membre, il reste tenu par ses obligations directes ainsi que par 
ses engagements conditionnels envers la Banque aussi long-
temps que subsiste un encours des prêts et des garanties 
consentis ou des prises de participation réalisées avant qu'il ait 
cessé d'être membre; cependant, ce membre cesse d'être res-
ponsable des prêts et garanties et des prises de participation 
consentis et réalisés ultérieurement par la Banque, et de partici-
per, soit aux revenus, soit aux dépenses de la Banque. 

2. Lorsqu'un membre perd cette qualité, la Banque procède à 
un règlement partiel des comptes avec ce membre, en prenant, 
conformément aux dispositions du présent article, toute mesure 
en vue du rachat des actions de celui-ci. A cette fin, le prix de 
rachat de ces actions est constitué par leur valeur constatée dans 
les livres de la Banque à la date à laquelle ce membre perd sa 
qualité de membre, le prix initial d'achat de chaque action consti-
tuant la valeur maximale. 

3. Le paiement des parts rachetées par la Banque conformé-
ment au présent article est régi par les conditions suivantes: 

(i) tout montant dû au membre au titre de ses actions est retenu 
par la Banque aussi longtemps que ce membre, sa Banque 
centrale, !'un de ses organismes ou l'une de ses émanations, 
reste redevable vis-à-vis de la Banque en tant qu'emprunteur 
ou garant; ce montant peut, au gré de la Banque, être affecté 
à la liquidation de ces engagements lorsque ceux-ci arrivent 
à échéance. Aucun montant n'est retenu à raison des enga-
gements de l'ancien membre résultant de sa souscription aux 
actions de la Banque conformément aux paragraphes 4, 5 
et 7 de l'article 6 du présent Accord. En tout état de cause, 
aucun montant dû à un ancien membre au titre de ses 
actions ne sera versé avant l'expiration d'un délai de six (6) 
mois à compter de la date à laquelle il cesse d'être membre; 

(ii) le paiement peut s'effectuer par acomptes, après remise des 
actions à la Banque par l'ancien membre et jusqu'à ce que 
ledit ancien membre ait reçu la totalité du prix de rachat pour 
autant que, conformément au paragraphe 2 du présent arti-
cle, le montant correspondant au prix de rachat excède le 
montant global des dettes résultant des prêts, investisse-
ments en capital et garanties visés à l'alinéa (i) du présent 
paragraphe; 

(iii) les paiements sont effectués aux conditions, dans les de-
vises pleinement convertibles ou en écus, et aux dates fixées 
par la Banque; et 

(iv) si la Banque subit des pertes, du fait de l'encours des 
garanties, de participations à des prêts, ou de prêts existant à 
la date à laquelle le membre a perdu cette qualité ou si une 
perte nette est supportée par la Banque sur les investisse-
ments en capital qu'elle détient à cette date, et si le montant 
de ces pertes dépasse, à cette date, le montant de la réserve 
constituée pour y faire face à la date à laquelle le membre a 
perdu sa qualité, ledit ancien membre est tenu de rembour-
ser, sur demande, le montant à concurrence duquel le prix de 
rachat de ses actions aurait été réduit s'il avait été tenu 
compte de ces pertes au moment de la fixation du prix de 
rachat. En outre, l'ancien membre reste soumis à tout appel 
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in der Höhe zur Zahlung verpflichtet, in der es hätte beitragen 
müssen, wenn die Kapitalminderung und der Abruf zum 
Zeitpunkt der Ermittlung des Rückkaufpreises seiner Anteile 
erfolgt wären. 

(4) Stellt die Bank binnen sechs (6) Monaten nach Erlöschen 
der Mitgliedschaft eines Mitglieds ihre Geschäftstätigkeit nach 
Art ikel 41 ein, so bestimmen sich alle Rechte des früheren Mit-
glieds nach den Artikeln 41 bis 43. 

Artikel 40 

Vorübergehende Einstellung der Geschäftstätigkeit 

In Notfällen kann das Direktorium die Geschäftstätigkeit im 
Hinblick auf neue Darlehen, Garantien, Emissionsübernahmen, 
technische Hilfe und Kapitalbeteiligungen vorübergehend einstel-
len, bis der Gouvemeursrat Gelegenheit hat, sich zu beraten und 
Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 41 

Beendigung der Geschäftstätigkeit 

Die Bank kann ihre Geschäftstätigkeit mit Zustimmung von 
mindestens zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei 
Viertel der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, been-
den. Mit dieser Beendigung stellt die Bank sofort ihre gesamte 
Tätigkeit mit Ausnahme der Arbeiten ein, welche die ordnungsge-
mäße Verwertung, Sicherung und Erhaltung ihrer Vermögens-
werte sowie die Erfüllung ihrer Verbindlichkeiten betreffen. 

Artikel 42 

Haftung der Mitglieder und Begleichung von Forderungen 

(1) Im Fall der Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank 
bleibt die Haftung aller Mitglieder für nicht abgerufene Zeichnun-
gen auf das Stammkapital der Bank bestehen, bis alle Forderun-
gen von Gläubigern einschließlich aller Eventualforderungen 
beglichen sind. 

(2) Gläubiger im Zusammenhang mit der ordentlichen 
Geschäftstätigkeit, die unmi ttelbare Forderungen halten, werden 
an erster Stelle aus den Vermögenswerten der Bank, an zweiter 
Stelle aus der Bank geschuldeten Zahlungen für eingezahlte 
Anteile, die bislang nicht eingezahlt worden sind, und schließlich 
aus der Bank geschuldeten Zahlungen für abrufbares Stammkapi-
tal befriedigt. Bevor Zahlungen an Gläubiger mit unmi ttelbaren 
Forderungen geleistet werden, trifft das Direktorium alle nach 
seiner Ansicht notwendigen Vorkehrungen zur Gewährleistung 
einer anteiligen Verteilung auf Gläubiger mit unmi ttelbaren Forde-
rungen und Gläubiger mit Eventualforderungen. 

Artikel 43 

Verteilung der Vermögenswerte 

(1) Eine Verteilung von Vermögenswerten nach diesem Kapitel 
an die Mitglieder aufgrund ihrer Zeichnungen auf das Stammkapi-
tal der Bank erfolgt erst, 

i) wenn alle Verbindlichkeiten gegenüber Gläubigern erfüllt 
sind oder hierfür Vorsorge getroffen ist; 

ii) wenn der Gouverneursrat mit den Stimmen von mindestens 
zwei Dritteln der Gouverneure, die mindestens drei Viertel 
der Gesamtstimmenzahl der Mitglieder vertreten, eine Vertei-
lung beschlossen hat. 

(2) Die Verteilung der Vermögenswerte der Bank an die Mitglie-
der erfolgt im Verhältnis ihres jeweiligen Anteils am Stammkapital 

paragraph 4 of A rticle 6 of this Agreement, to the extent that it 
would have been required to respond if the impairment of 
capital had occurred and the call had been made at the time 
the repurchase price of its shares was determined. 

4. If the Bank terminates its operations pursuant to A rticle 41 of 
this Agreement within six (6) months of the date upon which any 
member ceases to be a member, all rights of such former member 
shall be determined in accordance with the provisions of Arti-
cles 41 to 43 of this Agreement. 

Article 40 

Temporary suspension of operations 

In an emergency, the Board of Directors may suspend tem-
porarily operations in respect of new loans, guarantees, underwrit-
ing, technical assistance and equity investments pending an 
opportunity for further consideration and action by the Board of 
Governors. 

Article 41 

Termination of operations 

The Bank may terminate its operations by the affirmative vote of 
not less than two-thirds of the Governors, representing not less 
than three-fourths of the total voting power of the members. Upon 
such termination of operations the Bank shall forthwith cease all 
activities, except those incident to the orderly realization, conser-
vation and preservation of its assets and settlement of its obliga-
tions. 

Article 42 

Liability of members and payment of claims 

1. In the event of termination of the operations of the Bank, the 
liability of all members for uncalled subscriptions to the capital 
stock of the Bank shall continue until all claims of creditors, 
including all contingent claims, shall have been discharged. 

2. Creditors on ordinary operations holding direct claims shall 
be paid first out of the assets of the Bank, secondly out of the 
payments to be made to the Bank in respect of unpaid paid-in 
shares, and then out of payments to be made to the Bank in 
respect of callable capital stock. Before making any payments to 
creditors holding direct claims, the Board of Directors shall make 
such arrangements as are necessary, in its judgment, to ensure a 
pro rata distribution among holders of direct and holders of 
contingent claims. 

Article 43 

Distribution of assets 

1. No distribution under this Chapter shall be made to members 
on account of their subscriptions to the capital stock of the Bank 
until: 

(i) all liabilities to creditors have been discharged or provided 
for; and 

(ii) the Board of Governors has decided by a vote of not less 
than two-thirds of the Governors, representing not less than 
three-fourths of the total voting power of the members, to 
make a distribution. 

2. Any distribution of the assets of the Bank to the members 
shall be in proportion to the capital stock held by each member 
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de souscriptions non libérées, au titre du paragraphe 4 de 
l'article 6 du présent Accord, dans la mesure où il y aurait été 
tenu si la réduction de capital était survenue et l'appel fait au 
jour de la fixation du prix de rachat. 

4. Si la Banque met fin à ses opérations, conformément à 
l'article 41 du présent Accord, dans les six (6) mois suivant la date 
à laquelle un membre perd cette qualité, tous les droits de cet 
ancien membre sont déterminés conformément aux dispositions 
des articles 41 à 43 du présent Accord. 

Article 40 

Arrêt temporaire des opérations 

En cas d'urgence, le Conseil d'administration peut suspendre 
temporairement les opérations en matière de nouveaux prêts et 
nouvelles garanties, garanties d'émission, assistance technique 
et prises de participation, en attendant que le Conseil des gouver-
neurs ait la possibilité d'en délibérer et d'en décider. 

Article 41 

Arrêt définitif des opérations 

La Banque peut mettre fin à ses opérations par décision 
expresse des deux tiers au moins du nombre des gouverneurs, 
représentant au moins les trois quarts du nombre total des voix 
attribuées aux membres. Dès l'arrêt définitif des opérations, la 
Banque cesse toutes ses activités, à l'exception de celles qui se 
rapportent à la réalisation ordonnée, à la conservation et à la 
sauvegarde de ses avoirs, ainsi qu'au règlement de ses obliga-
tions. 

Article 42 

Responsabilité des membres et liquidation des créances 

1. En cas d'arrêt définitif des opérations de la Banque, la 
responsabilité de tous les membres résultant de leurs souscrip-
tions non appelées au capital social de la Banque subsiste jusqu'à 
ce que toutes les créances, y compris toutes les créances condi-
tionnelles, soient liquidées. 

2. Tous les créanciers au titre des opérations ordinaires titu-
laires de créances directes sont payés en premier lieu sur les 
avoirs de la Banque, en deuxième lieu sur les sommes dues à la 
Banque au titre des actions à libérer non versées, et enfin sur les 
sommes dues à la Banque au titre du capital social appelable. 
Avant d'effectuer quelque paiement que ce soit à des créanciers 
titulaires de créances directes, le Conseil d'administration prend 
toute disposition qu'il juge nécessaire, pour assurer une réparti-
tion au prorata entre les créanciers titulaires de créances directes 
et les créanciers titulaires de créances conditionnelles. 

Article 43 

Distribution des avoirs 

1. Dans le cadre du présent chapitre, aucune distribution des 
avoirs n'est faite au profit des membres en raison de leurs 
souscriptions au capital social de la Banque avant: 

(i) que toutes les obligations envers les créanciers aient été 
liquidées ou aient fait l'objet de mesures appropriées; et 

(ii) que le Conseil des gouverneurs ait pris la décision de procé-
der à une distribution, par un vote des deux tiers au moins 
des gouverneurs représentant au moins trois quarts du nom-
bre total des voix attribuées aux membres. 

2. Toute distribution des avoirs entre les membres est propor-
tionnelle à la part de capital social détenu par chaque membre, et 
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und zu den Zeitpunkten und Bedingungen, die der Bank gerecht 
und billig erscheinen. Die verteilten Vermögensanteile brauchen 
hinsichtlich ihrer Art nicht einheitlich zu sein. Ein Mitglied hat bei 
der Verteilung der Vermögenswerte erst dann Anspruch auf sei-
nen Anteil, wenn es alle seine Verbindlichkeiten gegenüber der 
Bank erfüllt hat. 

(3) Ein Mitglied, das aufgrund dieses Artikels verteilte Vermö-
genswerte erhält, genießt hinsichtlich dieser Vermögenswerte 
dieselben Rechte, wie sie der Bank vor der Verteilung zustanden. 

Kapitel VIII 

Rechtsstellung, Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen 

Artikel 44 

Zweck dieses Kapitels 

Um der Bank die Erfüllung ihres Zweckes und der ihr zugewie-
senen Aufgaben zu ermöglichen, werden ihr im Hoheitsgebiet 
jedes Mitgliedlands die Rechtsstellung sowie die Immunitäten, 
Vorrechte und Befreiungen gewährt, die in diesem Kapitel festge-
legt sind. 

Artikel 45 

Rechtsstellung der Bank 

Die Bank besitzt volle Rechtspersönlichkeit und insbesondere 
die uneingeschränkte Rechtsfähigkeit, 

i) Verträge zu schließen; 

ii) unbewegliches und bewegliches Vermögen zu erwerben und 
darüber zu verfügen; 

iii) vor Gericht zu stehen. 

Artikel 46 

Stellung der Bank in bezug auf gerichtliche Verfahren 

Klagen gegen die Bank können nur vor einem zuständigen 
Gericht im Hoheitsgebiet eines Landes erhoben werden, in dem 
die Bank eine Geschäftsstelle besitzt, einen Vertreter für die 
Entgegennahme gerichtlicher Urkunden ernannt oder Wertpa-
piere ausgegeben oder garantiert hat. Es dürfen jedoch keine 
Klagen von Mitgliedern oder von Personen erhoben werden, die 
Mitglieder vertreten oder Forderungen von Mitgliedern ableiten. 
Das Eigentum und die Vermögenswerte der Bank, gleichviel wo 
und in wessen Besitz sie sich befinden, genießen Immunität von 
jeder Form der Beschlagnahme, Pfändung oder Vollstreckung, 
solange nicht ein endgültiges Urteil gegen die Bank ergangen ist. 

Artikel 47 

Befreiung der Vermögenswerte von Zugriff 

Das Eigentum und die Vermögenswerte der Bank, gleichviel wo 
und in wessen Besitz sie sich befinden, sind von Zugriff durch 
Durchsuchung, Beschlagnahme, Einziehung, Enteignung oder 
jede andere Form der Wegnahme oder Zwangsvollstreckung auf 
dem Verwaltungs- oder Gesetzesweg befreit. 

Artikel 48 

Unverletzlichkeit der Archive 

Die Archive der Bank sowie ganz allgemein alle ihr gehörenden 
oder in ihrem Besitz befindlichen Schriftstücke sind unverletzlich. 

Artikel 49 

Befreiung der Vermögenswerte von Beschränkungen 

Soweit es die Erfüllung des Zweckes und der Aufgaben der 
Bank erfordert und vorbehaltlich dieses Übereinkommens sind 
das gesamte Eigentum und alle Vermögenswerte der Bank von 

and shall be effected at such times and under such conditions as 
the Bank shall deem fair and equitable. The shares of assets 
distributed need not be uniform as to type of assets. No member 
shall be entitled to receive its share in such a distribution of assets 
until it has settled all of its obligations to the Bank. 

3. Any member receiving assets distributed pursuant to this 
Article shall enjoy the same rights with respect to such assets as 
the Bank enjoyed prior to their distribution. 

Chapter VIII 

Status, immunities, privileges and exemptions 

Article 44 

Purposes of chapter 

To enable the Bank to fulfil its purpose and the functions with 
which it is entrusted, the status, immunities, privileges and exemp-
tions set forth in this Chapter shall be accorded to the Bank in the 
territory of each member count ry . 

Article 45 

Status of the Bank 

The Bank shall possess full legal personality and, in pa rticular, 
the full legal capacity: 

(i) to contract; 

(ii) to acquire, and dispose of, immovable and movable property; 
and 

(iii) to institute legal proceedings. 

Article 46 

Position of the Bank with regard to judicial process 

Actions may be brought against the Bank only in a cou rt  of 
competent jurisdiction in the territory of a count ry  in which the 
Bank has an office, has appointed an agent for the purpose of 
accepting service or notice of process, or has issued or guaran-
teed securities. No actions shall, however, be brought by mem-
bers or persons acting for or deriving claims from members. The 
property and assets of the Bank shall, wheresoever located and 
by whomsoever held, be immune from all forms of seizure, 
attachment or execution before the delivery of final judgment 
against the Bank. 

Article 47 

Immunity of assets from seizure 

Property and assets of the Bank, wheresoever located and by 
whomsoever held, shall be immune from search, requisition, 
confiscation, expropriation or any other form of taking or foreclo-
sure by executive or legislative action. 

Article 48 

Immunity of archives 

The archives of the Bank, and in general all documents belong-
ing to it or held by it, shall be inviolable. 

Article 49 

Freedom of assets from restrictions 

To the extent necessary to carry  out the purpose and functions 
of the Bank and subject to the provisions of this Agreement, all 
property and assets of the Bank shall be free from restrictions, 
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elle est effectuée aux dates et dans les conditions que la Banque 
trouve justes et équitables. Les parts d'avoirs distribuées ne sont 
pas nécessairement de la même catégorie. Aucun membre ne 
peut recevoir sa part des avoirs ainsi distribués aussi longtemps 
qu'il ne s'est pas acquitté de toutes ses obligations envers la 
Banque. 

3. Tout membre qui reçoit des avoirs distribués conformément 
aux dispositions du présent article est subrogé dans tous les 
droits que la Banque possédait sur ces avoirs avant leur réparti-
tion. 

Chapitre VIII 

Statut, immunités, privilèges et exemptions 

Article 44 

Objet du présent chapitre 

Pour pouvoir atteindre son but et exercer les fonctions qui lui 
sont confiées, le statut, les immunités, privilèges et exemptions 
définis dans le présent chapitre sont accordés à la Banque sur le 
territoire de chaque pays membre. 

Article 45 

Statut de la Banque 

La Banque possède la pleine personnalité juridique et, en 
particulier, la pleine capacité juridique: 

(i) de conclure des contrats; 

(ii) d'acquérir et d'aliéner des biens mobiliers et immobiliers; et 

(iii) d'ester en justice. 

Article 46 

Situation de la Banque au regard d'actions en justice 

Il ne peut être intenté d'action en justice contre la Banque que 
devant un tribunal compétent sur le territoire d'un pays où celle-ci 
possède un bureau ou a nommé un agent aux fins de recevoir 
toute assignation en justice ou sommation, ou a émis ou garanti 
des titres. Aucune action en justice ne peut cependant être 
intentée contre la Banque par des membres ou par des personnes 
agissant pour le compte desdits membres, ou détenant d'eux des 
créances. Les biens et avoirs de la Banque, où qu'ils soient situés 
et quel qu'en soit le détenteur, sont exemptés de toute forme de 
saisie, ou mesures d'exécution aussi longtemps qu'un arrêt défini-
tif n'a pas été rendu contre la Banque. 

Article 47 

Insaisissabilité des avoirs 

Les biens et avoirs de la Banque, où qu'ils se trouvent et quel 
qu'en soit le détenteur, sont exemptés de perquisition, réquisition, 
confiscation, expropriation ou de toute autre forme de saisie ou de 
mainmise, de la part du pouvoir exécutif ou législatif. 

Article 48 

Inviolabilité des archives 

Les archives de la Banque et, d'une manière générale, tous les 
documents qui lui appartiennent ou qu'elle détient sont inviola-
bles. 

Article 49 

Exemptions relatives aux avoirs 

Dans la mesure nécessaire pour que la Banque atteigne son 
but et s'acquitte de ses fonctions, et sous réserve des dispositions 
du présent Accord, tous ses biens et autres avoirs sont exemptés 
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Beschränkungen, Verwaltungsvorschriften, Kontrollen und Mora-
torien jeder Art  befreit. 

Artikel 50 

Vorrecht für den Nachrichtenverkehr 

Jedes Mitglied gewährt dem amtlichen Nachrichtenverkehr der 
Bank dieselbe Behandlung, die es dem amtlichen Nachrichtenver-
kehr anderer Mitglieder gewährt. 

Artikel 51 

Immunitäten der leitenden und sonstigen Bediensteten 

Alle Gouverneure, Direktoren, Stellvertreter, leitenden und son-
stigen Bediensteten der Bank sowie die im Auftrag der Bank 
tätigen Sachverständigen genießen Immunität von der Gerichts-
barkeit hinsichtlich ihrer in amtlicher Eigenschaft vorgenommenen 
Handlungen, sofern nicht die Bank diese Immunität aufhebt; alle 
ihre amtlichen Schriftstücke sind unverletzlich. Diese Immunität 
gilt jedoch nicht für die zivilrechtliche Haftung für Schäden, die 
sich aus einem von einem Gouverneur, Direktor, Stellvertreter, 
leitenden oder sonstigen Bediensteten oder Sachverständigen 
verursachten Straßenverkehrsunfall ergeben. 

Artikel 52 

Vorrechte der leitenden und sonstigen Bediensteten 

(1) Alle Gouverneure, Direktoren, Stellvertreter, leitenden und 
sonstigen Bediensteten der Bank sowie die im Auftrag der Bank 
tätigen Sachverständigen 

i) genießen, falls sie nicht Inländer sind, die gleiche Befreiung 
von Einwanderungsbeschränkungen, von der Meldepflicht 
für Ausländer und von staatlichen Dienstverpflichtungen so-
wie die gleichen devisenrechtlichen Erleichterungen, wie sie 
die Mitglieder den in vergleichbarem Rang stehenden Vertre-
tern und Bediensteten anderer Mitglieder gewähren; 

ii) genießen in bezug auf Reiseerleichterungen die gleiche 
Behandlung, wie sie die Mitglieder den in vergleichbarem 
Rang stehenden Vertretern und Bediensteten anderer Mit-
glieder gewähren. 

(2) Die Ehegatten und unmittelbaren Angehörigen der Direkto-
ren, stellvertretenden Direktoren, leitenden oder sonstigen 
Bediensteten und Sachverständigen der Bank, die in dem Land 
ansässig sind, in dem sich der Sitz der Bank befindet, erhalten 
Gelegenheit zur Aufnahme einer Beschäftigung in diesem Land. 
Den Ehegatten und unmittelbaren Angehörigen der Direktoren, 
stellvertretenden Direktoren, leitenden oder sonstigen Bedienste-
ten und Sachverständigen der Bank, die in einem Land ansässig 
sind, in dem sich eine Niederlassung oder Zweigstelle der Bank 
befindet, soll in diesem Land im Einklang mit dem innerstaatlichen 
Recht nach Möglichkeit eine ähnliche Gelegenheit eingeräumt 
werden. Die Bank handelt mit dem Land, in dem sich der Sitz der 
Bank befindet, sowie gegebenenfalls mit den anderen betroffenen 
Ländern Sondervereinbarungen zur Umsetzung der Bestimmun-
gen dieses Absatzes aus. 

Artikel 53 

Befreiung von der Besteuerung 

(1) Im Rahmen ihrer amtlichen Tätigkeiten sind die Bank, ihre 
Vermögenswerte, ihr Eigentum und ihre Einnahmen von allen 
direkten Steuern befreit. 

(2) Werden von der Bank Käufe von beträchtlichem Wert getä-
tigt oder Dienstleistungen von beträchtlichem Wert in Anspruch 
genommen, die für die Durchführung der amtlichen Tätigkeiten 
der Bank notwendig sind, und enthält der Kaufpreis oder der Preis 
für die Dienstleistungen Steuern oder sonstige Abgaben, so trifft 

regulations, controls and moratoria of any nature. 

Article 50 

Privilege for communications 

The official communications of the Bank shall be accorded by 
each member the same treatment that it accords to the official 
communications of any other member. 

Article 51 

Immunities of officers and employees 

All Governors, Directors, Alternates, officers and employees of 
the Bank and experts performing missions for the Bank shall be 
immune from legal process with respect to acts performed by 
them in their official capacity, except when the Bank waives this 
immunity, and shall enjoy inviolability of all their o fficial papers and 
documents. This immunity shall not apply, however, to civil liability 
in the case of damage arising from a road traffic accident caused 
by any such Governor, Director, Alternate, officer, employee or 
expert . 

Article 52 

Privileges of officers and employees 

1. All Governors, Directors, Alternates, officers and employees 
of the Bank and experts of the Bank performing missions for the 
Bank: 

(i) not being local nationals, shall be accorded the same im-
munities from immigration restrictions, alien registration re-
quirements and national se rvice obligations, and the same 
facilities as regards exchange regulations, as are accorded 
by members to the representatives, officials, and employees 
of comparable rank of other members; and 

(ii) shall be granted the same treatment in respect of travelling 
facilities as is accorded by members to representatives, 
officials and employees of comparable rank of other mem-
bers. 

2. The spouses and immediate dependants of those Directors, 
Alternate Directors, officers, employees and expe rts of the Bank 
who are resident in the count ry  in which the principal office of the 
Bank is located shall be accorded opportunity to take employment 
in that country. The spouses and immediate dependants of those 
Directors, Alternate Directors, officers, employees and expe rts of 
the Bank who are resident in a country  in which any agency or 
branch office of the Bank is located should, wherever possible, in 
accordance with the national law of that count ry, be accorded 
similar opportunity in that count ry. The Bank shall negotiate 
specific agreements implementing the provisions of this para-
graph with the count ry  in which the principal office of the Bank is 
located and, as appropriate, with the other countries concerned. 

Article 53 

Exemption from taxation 

1. Within the scope of its official activities the Bank, its assets, 
property, and income shall be exempt from all direct taxes. 

2. When purchases or se rvices of substantial value and neces-
sary for the exercise of the official activities of the Bank are made 
or used by the Bank and when the price of such purchases or 
services includes taxes or duties, the member that has levied the 
taxes or duties shall, if they are identifiable, take appropriate 
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de restrictions, réglementations, contrôles et moratoires de toute 
nature. 

Article 50 

Privilèges en matière de communications 

Chaque membre applique aux communications officielles de la 
Banque le régime qu'il applique a ux communications officielles 
des autres membres. 

Article 51 

Immunités des fonctionnaires et agents 

Tous les gouverneurs, administrateurs, suppléants, fonction-
naires et employés de la Banque ainsi que les experts effectuant 
des missions pour le compte de celle-ci ne peuvent faire l'objet de 
poursuites à raison des actes accomplis par eux dans l'exercice 
officiel de leurs fonctions, sauf lorsque la Banque lève cette 
immunité; et tous leurs papiers et documents officiels sont inviola-
bles. Toutefois, cette immunité ne s'applique pas aux actions 
tendant à la mise en oeuvre de la responsabilité civile d'un 
gouverneur, d'un administrateur, d'un suppléant, d'un fonction-
naire, d'un employé ou d'un expert de la Banque, en cas de 
dommage provenant d'un accident de la route causé par ces 
derniers. 

Article 52 

Privilèges des fonctionnaires et employés 

1. Les gouverneurs, administrateurs, suppléants, fonctionnaires 
et employés de la Banque ainsi que les experts de la Banque 
effectuant des missions pour son compte: 

(i) quant ils ne sont pas des ressortissants du pays où ils 
exercent leurs fonctions, bénéficient des mêmes immunités 
relatives aux dispositions limitant l'immigration, aux forma-
lités d'enregistrement des étrangers et aux obligations de 
service national ou militaire, et des mêmes facilités en ma-
tière de réglementation des changes, que celles qui sont 
accordées par les membres aux représentants, fonction-
naires et employés de rang analogue des autres membres; et 

(ii) bénéficient, du point de vue des facilités de déplacement, du 
même traitement que celui qui est accordé par les membres 
aux représentants, fonctionnaires et employés de rang ana-
logue des autres membres. 

2. Les conjoints et les personnes à charge des administrateurs, 
des administrateurs-suppléants, des fonctionnaires, des 
employés et des experts de la Banque, qui sont résidents dans le 
pays où est établi le siège de la Banque, peuvent exercer un 
emploi dans ce pays. Les conjoints et les personnes à charge des 
administrateurs, des administrateurs-suppléants, des fonction-
naires, des employés et des experts de la Banque, qui sont 
résidents dans le pays où est établie une agence ou une succur-
sale de la Banque, peuvent exercer, dans la mesure du possible 
et conformément aux lois du pays, un emploi dans ce pays. De 
façon à mettre en oeuvre les dispositions du présent paragraphe, 
la Banque négociera des accords spécifiques avec le pays où est 
établi le siège de la Banque et, selon le cas, avec les autres pays 
concernés. 

Article 53 

Immunités fiscales 

1. Dans le cadre de ses activités officielles, la Banque, ses 
avoirs, ses biens et ses revenus sont exemptés de tous impôts 
directs. 

2. Lorsque des achats ou des services d'une valeur substan-
tielle et nécessaires à l'exercice des activités officielles de la 
Banque sont effectués ou utilisés par la Banque et lorsque le prix 
de ces achats ou de ces services comprend des taxes ou des 
droits, le membre qui les perçoit prend les mesures appropriées 
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das Mitglied, das die Steuern oder sonstigen Abgaben erhoben 
hat, geeignete Maßnahmen, um Befreiung von diesen Steuern 
oder sonstigen Abgaben zu gewähren oder für ihre Erstattung zu 
sorgen, sofern sie feststellbar sind. 

(3) Von der Bank eingeführte Waren, die für die Durchführung 
ihrer amtlichen Tätigkeiten notwendig sind, sind von allen Einfuhr-
zöllen und -abgaben sowie von allen Einfuhrverboten und 
-beschränkungen befreit. Ebenso sind von der Bank ausgeführte 
Waren, die für die Durchführung ihrer amtlichen Tätigkeit notwen-
dig sind, von allen Ausfuhrzöllen und -abgaben sowie von allen 
Ausfuhrverboten und -beschränkungen befreit. 

(4) Die erworbenen oder eingeführten und nach diesem A rtikel 
befreiten Waren dürfen nur in Übereinstimmung mit den von den 
Mitgliedern, welche die Befreiungen oder Erstattungen gewährt 
haben, festgelegten Bedingungen verkauft, vermietet, verliehen 
oder gegen Entgelt oder unentgeltlich weitergegeben werden. 

(5) Dieser A rtikel gilt nicht für Steuern oder sonstige Abgaben, 
die lediglich die Vergütung für Leistungen öffentlicher Versor-
gungsbetriebe darstellen. 

(6) Die Direktoren, stellvertretenden Direktoren, leitenden und 
sonstigen Bediensteten der Bank unterliegen für die von ihr 
gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge nach Maßgabe der 
vom Gouverneursrat innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten 
dieses Übereinkommens festzulegenden Bedingungen und zu 
beschließenden Regeln einer internen effektiven Steuer zugun-
sten der Bank. Vom Tag der Erhebung dieser Steuer an sind 
diese Gehälter und Bezüge von der staatlichen Einkommensteuer 
befreit. Die Mitglieder können jedoch die befreiten Gehälter und 
Bezüge bei der Festsetzung des auf Einkommen aus anderen 
Quellen zu erhebenden Steuerbetrags berücksichtigen. 

(7) Ungeachtet des Absatzes 6 kann ein Mitglied mit seiner 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde eine Erklä-
rung hinterlegen, wonach es sich und seinen Gebietskörperschaf-
ten das Recht vorbehält, die von der Bank an seine eigenen 
Staatsangehörigen gezahlten Gehälter und sonstigen Bezüge zu 
besteuern. Die Bank ist von der Verpflichtung zur Entrichtung, 
Einbehaltung oder Einziehung solcher Steuern befreit. Diese 
Steuern werden von der Bank nicht erstattet. 

(8) Absatz 6 ist auf Renten und Ruhegehälter, die von der Bank 
gezahlt werden, nicht anzuwenden. 

(9) Von der Bank ausgegebene Schuldverschreibungen oder 
Wertpapiere einschließlich der Dividenden oder Zinsen dafür, 
gleichviel in wessen Besitz sie sich befinden, unterliegen keiner 
Art  von Besteuerung, 

i) die eine solche Schuldverschreibung oder ein solches We rt
-papier nur deshalb benachteiligt, weil diese Urkunde von der 

Bank ausgegeben worden ist, oder 

ii) deren einzige rechtliche Grundlage der Ort oder die Wäh-
rung, in denen diese Urkunde ausgegeben oder bezahlt 
worden oder zahlbar ist, oder der Standort einer Geschäfts-
stelle oder eines Büros der Bank ist. 

(10) Von der Bank garantierte Schuldverschreibungen oder 
Wertpapiere einschließlich der Dividenden oder Zinsen dafür, 
gleichviel in wessen Besitz sie sich befinden, unterliegen keiner 
Art  von Besteuerung, 

i) die eine solche Schuldverschreibung oder ein solches We rt
-papier nur deshalb benachteiligt, weil diese Urkunde von der 

Bank garantiert ist, oder 

measures to grant exemption from such taxes or duties or to 
provide for their reimbursement. 

3. Goods imported by the Bank and necessary for the exercise 
of its official activities shall be exempt from all impo rt  duties and 
taxes, and from all import  prohibitions and restrictions. Similarly 
goods exported by the Bank and necessary for the exercise of its 
official activities shall be exempt from all export duties and taxes, 
and from all export prohibitions and restrictions. 

4. Goods acquired or imported and exempted under this A rt icle 
shall not be sold, hired out, lent or given away against payment or 
free of charge, except in accordance with conditions laid down by 
the members which have granted exemptions or reimbursements. 

5. The provisions of this A rticle shall not apply to taxes or duties 
which are no more than charges for public utility services. 

6. Directors, Alternate Directors, officers and employees of the 
Bank shall be subject to an internal effective tax for the benefit of 
the Bank on salaries and emoluments paid by the Bank, subject to 
conditions to be laid down and rules to be adopted by the Board of 
Governors within a period of one year from the date of entry into 
force of this Agreement. From the date on which this tax is 
applied, such salaries and emoluments shall be exempt from 
national income tax. The members may, however, take into 
account the salaries and emoluments thus exempt when asses-
sing the amount of tax to be applied to income from other sources. 

7. Notwithstanding the provisions of paragraph 6 of this A rticle, 
a member may deposit, with its instrument of ratification, accept-
ance or approval, a declaration that such member retains for itself, 
its political subdivisions or its local authorities the right to tax 
salaries and emoluments paid by the Bank to citizens or nationals 
of such member. The Bank shall be exempt from any obligation for 
the payment, withholding or collection of such taxes. The Bank 
shall not make any reimbursement for such taxes. 

8. Paragraph 6 of this A rticle shall not apply to pensions and 
annuities paid by the Bank. 

9. No tax of any kind shall be levied on any obligation or security 
issued by the Bank, including any dividend or interest thereon, by 
whomsoever held: 

(i) which discriminates against such obligation or security solely 
because it is issued by the Bank, or 

(ii) if the sole jurisdictional basis for such taxation is the place or 
currency in which it is issued, made payable or paid, or the 
location of any office or place of business maintained by the 
Bank. 

10. No tax of any kind shall be levied on any obligation or 
security guaranteed by the Bank, including any dividend or inter-
est thereon, by whomsoever held: 

(i) which discriminates against such obligation or security solely 
because it is guaranteed by the Bank, or 
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pour accorder l'exemption de ces taxes ou droits ou pour en 
assurer le remboursement, lorsqu'ils sont identifiables. 

3. Les biens importés par la Banque et nécessaires à l'exercice 
de ses activités officielles sont exemptés de tous droits ou taxes, 
interdictions ou restrictions à l'importation. De même, les biens 
exportés par la Banque et nécessaires à l'exercice de ses acti-
vités officielles sont exemptés de tous droits ou taxes, interdic-
tions ou restrictions à l'exportation. 

4. Les biens acquis ou importés qui sont exonérés conformé-
ment aux dispositions du présent article ne peuvent être vendus, 
loués, prêtés ou cédés à titre onéreux ou gratuit, qu'aux condi-
tions fixées par les membres ayant accordé les exonérations ou 
les remboursements. 

5. Les dispositions du présent article ne s'appliquent pas aux 
taxes et droits qui ne sont que la contrepartie de services rendus. 

6. Les administrateurs, les administrateurs-suppléants, les 
fonctionnaires et agents de la Banque sont soumis à un impôt 
interne effectif au bénéfice de la Banque perçu sur les traitements 
et émoluments payés par la Banque, selon des conditions à 
établir et des règles à fixer par le Conseil des gouverneurs dans 
un délai d'un an à compter de l'entrée en vigueur du présent 
Accord. A partir de la date à laquelle cet impôt est appliqué, ces 
traitements et émoluments sont exemptés de tout impôt national 
sur le revenu. Toutefois, les membres peuvent prendre en compte 
les traitements et émoluments ainsi exemptés pour le calcul du 
montant de l'impôt sur les revenus provenant d'autres sources. 

7. Nonobstant les dispositions du paragraphe 6 du présent 
article, un membre peut lors du dépôt de son instrument de 
ratification, d'acceptation, ou d'approbation déclarer se réserver 
pour lui-même, ses subdivisions politiques ou ses collectivités 
territoriales, le droit d'imposer les traitements et émoluments 
versés par la Banque à ses citoyens ou à ses ressortissants. La 
Banque est exemptée de toute obligation de payer, de retenir ou 
de collecter de tels impôts. La Banque n'effectue aucun rembour-
sement pour de tels impôts. 

8. Le paragraphe 6 du présent article ne s'applique pas aux 
pensions et rentes versées par la Banque. 

9. Aucun impôt de quelque nature que ce soit n'est perçu sur les 
obligations ou valeurs émises par la Banque ni sur les dividendes 
et intérêts correspondants, quel que soit le détenteur de ces titres: 

(i) si cet impôt constitue une mesure de discrimination contre 
une telle valeur ou obligation du seul fait qu'elle est émise par 
la Banque; ou 

(ii) si un tel impôt a pour seule base juridique le lieu ou la 
monnaie d'émission, le lieu ou la monnaie de règlement 
prévu ou effectif, ou l'emplacement d'un bureau ou centre 
d'opérations de la Banque. 

10. Aucun impôt n'est perçu sur une obligation ou valeur 
garantie par la Banque, ni sur les dividendes et intérêts corres-
pondants, quel que soit le détenteur de ces titres: 

(i) si cet impôt constitue une mesure de discrimination contre 
une telle valeur ou obligation du seul fait qu'elle est garantie 
par la Banque; ou 
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ii) deren einzige rechtliche Grundlage der Standort einer 
Geschäftsstelle oder eines Büros der Bank ist. 

Artikel 54 
Durchführung dieses Kapitels 

Jedes Mitglied trifft unverzüglich alle zur Durchführung dieses 
Kapitels erforderlichen Maßnahmen und unterrichtet die Bank im 
einzelnen von den Maßnahmen, die es ergriffen hat. 

Artikel 55 
Aufhebung der Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen 

Die Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen aufgrund dieses 
Kapitels werden im Interesse der Bank gewährt. Das Direktorium 
kann in dem Ausmaß und unter den Bedingungen, die es 
bestimmt, die aufgrund dieses Kapitels gewährten Immunitäten, 
Vorrechte und Befreiungen in den Fällen aufheben, in denen dies 
nach seiner Auffassung den Interessen der Bank am besten 
entspricht. Der Präsident hat das Recht und die Pflicht, die 
Immunitäten, Vorrechte und Befreiungen eines leitenden oder 
sonstigen Bediensteten oder eines Sachverständigen der Bank 
mit Ausnahme des Präsidenten und der Vizepräsidenten in den 
Fällen aufzuheben, in denen diese Immunitäten, Vorrechte oder 
Befreiungen nach seiner Auffassung verhindern würden, daß der 
Gerechtigkeit Genüge geschieht, und in denen sie ohne Beein-
trächtigung der Interessen der Bank aufgehoben werden können. 
Unter ähnlichen Umständen und unter den gleichen Bedingungen 
hat das Direktorium das Recht und die Pflicht, Immunitäten, 
Vorrechte und Befreiungen des Präsidenten und der Vizepräsi-
denten aufzuheben. 

Kapitel IX 

Änderungen, Auslegung, Schiedsverfahren 

Artikel 56 
Änderungen 

(1) Alle Vorschläge zur Änderung dieses Übereinkommens, 
gleichviel ob sie von einem Mitglied, einem Gouverneur oder dem 
Direktorium ausgehen, sind dem Vorsitzenden des Gouverneurs-
rats zuzuleiten, der sie dem Rat vorlegt. Wird die vorgeschlagene 
Änderung vom Gouverneursrat gebilligt, so fragt die Bank mit Hilfe 
eines schnellen Kommunikationsmittels bei allen Mitgliedern an, 
ob sie die vorgeschlagene Änderung annehmen. Haben minde-
stens drei Viertel der Mitglieder — darunter mindestens zwei in 
Anlage A aufgeführte mittel- und osteuropäische Länder —, die 
über mindestens vier Fünftel der Gesamtstimmenzahl der Mitglie-
der verfügen, die vorgeschlagene Änderung angenommen, so 
bestätigt die Bank dies durch förmliche Mitteilung an alle Mitglie-
der. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 

i) 	ist die Annahme durch alle Mitglieder erforderlich für jede 
Änderung betreffend 

a) das Recht zum Austritt aus der Bank; 

b) die Rechte im Hinblick auf den Erwerb von Stammkapital 
nach Artikel 5 Absatz 3; 

c) die Haftungsbeschränkungen nach Artikel 5 Absatz 7; 

d) den Zweck und die Aufgaben der Bank im Sinne der 
Artikel 1 und 2; 

ii) ist die Annahme durch mindestens drei Viertel der Mitglieder, 
die über mindestens fünfundachtzig (85) v. H. der Gesamt-
stimmenzahl der Mitglieder verfügen, für jede Änderung des 

(ii) if the sole jurisdictional basis for such taxation is the location 
of any office or place of business maintained by the Bank. 

Article 54 

Implementation of Chapter 

Each member shall promptly take such action as is necessary 
for the purpose of implementing the provisions of this Chapter and 
shall inform the Bank of the detailed action which it has taken. 

Article 55 

Waiver of immunities, privileges and exemptions 

The immunities, privileges and exemptions conferred under this 
Chapter are granted in the interest of the Bank. The Board of 
Directors may waive to such extent and upon such conditions as it 
may determine any of the immunities, privileges and exemptions 
conferred under this Chapter in cases where such action would, in 
its opinion, be appropriate in the best interests of the Bank. The 
President shall have the right and the duty to waive any immunity, 
privilege or exemption in respect of any officer, employee or 
expert  of the Bank, other than the President or a Vice-President, 
where, in his or her opinion, the immunity, privilege or exemption 
would impede the course of justice and can be waived without 
prejudice to the interests of the Bank. In similar circumstances and 
under the same conditions, the Board of Directors shall have the 
right and the duty to waive any immunity, privilege or exemption in 
respect of the President and each Vice President. 

Chapter IX 
Amendments, interpretation, arbitration 

Article 56 

Amendments 

1. Any proposal to amend this Agreement, whether emanating 
from a member, a Governor or the Board of Directors, shall be 
communicated to the Chairman of the Board of Govemors who 
shall bring the proposal before that Board. If the proposed amend-
ment is approved by the Board the Bank shall, by any rapid means 
of communication, ask all members whether they acept the prop-
osed amendment. When not less than three-fourths of the mem-
bers (including at least two countries from Central and Eastern 
Europe listed in Annex A), having not less than four-fifths of the 
total voting power of the members, have accepted the proposed 
amendment, the Bank shall certify that fact by formal communica-
tion addressed to all members. 

2. Notwithstanding paragraph 1 of this Article: 

(i) acceptance by all members shall be required in the case of 
any amendment modifying: 

(a) the right to withdraw from the Bank; 

(b) the rights pertaining to purchase of capital stock provided 
for in paragraph 3 of A rticle 5 of this Agreement; 

(c) the limitations on liability provided for in paragraph 7 of 
Article 5 of this Agreement; and 

(d) the purpose and functions of the Bank defined by Arti-
cles 1 and 2 of this Agreement; 

(ii) acceptance by not less than three-fourths of the members 
having not less than eighty-five (85) percent of the total voting 
power of the members shall be required in the case of any 
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(ii) si un tel impôt a pour seule base juridique l'emplacement 
d'un bureau ou d'un centre d'opérations de la Banque. 

Article 54 

Mise en oeuvre du présent chapitre 

Chaque membre prend sans délai toutes les mesures néces-
saires pour mettre en oeuvre les dispositions du présent chapitre 
et informe la Banque des mesures détaillées qu'il a prises à cet 
effet. 

Article 55 

Levée des immunités, privilèges et exemptions 

Les immunités, privilèges et exemptions conférés par le présent 
chapitre sont accordés dans l'intérêt de la Banque. Le Conseil 
d'administration peut lever, dans la mesure et aux conditions qu'il 
définit, les immunités, privilèges et exemptions conférés par le 
présent chapitre dans le cas où, à son avis, une telle décision 
favoriserait les intérêts de la Banque. Le président a le droit et le 
devoir de lever toute immunité, toute exemption ou tout privilège 
accordé à un fonctionnaire, employé ou expert de la Banque, 
autre que le président ou un vice-président lorsque, à son avis, 
l'immunité, le privilège ou l'exemption entraverait le cours normal 
de la justice et peut être levé sans porter atteinte aux intérêts de la 
Banque. Dans des circonstances semblables et dans les mêmes 
conditions, le Conseil d'administration a le droit et le devoir de 
lever toute immunité, tout privilège ou toute exemption accordé au 
président et à chaque vice-président. 

Chapitre IX 

Amendements, interprétation, arbitrage 

Article 56 

Amendements 

1. Toute proposition tendant à modifier le présent Accord, 
qu'elle émane d'un membre, d'un gouverneur ou du Conseil 
d'administration, est communiquée au Président du Conseil des 
gouverneurs qui en saisit ledit Conseil. Si l'amendement proposé 
est approuvé par le Conseil, la Banque demande par un des 
quelconques moyens rapides de communication, à tous les mem-
bres, s'ils acceptent cette proposition d'amendement. Quand les 
trois quarts au moins des membres (comprenant au moins deux 
pays d'Europe centrale et orientale énumérés à l'annexe A), 
disposant des quatre cinquièmes au moins du nombre total des 
voix attribuées aux membres ont accepté l'amendement proposé, 
la Banque entérine le fait par une communication formelle qu'elle 
adresse à tous les membres. 

2. Nonobstant les dispositions du paragraphe 1 ci-dessus: 

(i) l'acceptation par tous les membres est requise dans le cas 
de tout amendement modifiant: 

(a) le droit de se retirer de la Banque, 

(b) les droits relatifs à la souscription d'actions au capital 
social prévus au paragraphe 3 de l'article 5 du présent 
Accord; 

(c) la limitation de la responsabilité des membres prévue au 
paragraphe 7 de l'article 5 du présent Accord; et 

(d) l'objet et les missions de la Banque définis par les articles 
1 et 2 du présent Accord; 

(ii) l'acceptation par au moins trois quarts des membres déte-
nant au moins quatre-vingt-cinq (85) pour cent du nombre 
total des voix attribuées aux membres est nécessaire pour 
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Artikels 8 Absatz 4 erforderlich. 

Sobald die Voraussetzungen für die Annahme einer vorge-
schlagenen Änderung erfüllt sind, bestätigt die Bank dies durch 
förmliche Mitteilung an alle Mitglieder. 

(3) Änderungen treten für alle Mitglieder drei (3) Monate nach 
dem Datum der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen förmli-
chen Mitteilung in Kraft, sofern nicht der Gouverneursrat eine 
andere Frist festsetzt. 

Artikel 57 

Auslegung und Anwendung 

(1) Alle Fragen bezüglich der Auslegung oder Anwendung 
dieses Übereinkommens, die zwischen einem Mitglied und der 
Bank oder zwischen Mitgliedern der Bank auftreten, werden dem 
Direktorium zur Entscheidung vorgelegt. Besitzt keiner der Direk-
toren die Staatsangehörigkeit eines Mitglieds, das von der zur 
Beratung stehenden Frage besonders betro ffen ist, so hat dieses 
Mitglied während dieser Beratung ein Recht auf direkte Vertretung 
in der Sitzung des Direktoriums. Der Vertreter dieses Mitglieds hat 
jedoch kein Stimmrecht. Das Vertretungsrecht wird vom Gouver-
neursrat geregelt. 

(2) Hat das Direktorium eine Entscheidung nach Absatz 1 
gefällt, so kann jedes Mitglied verlangen, daß die Frage an den 
Gouverneursrat verwiesen wird; dessen Entscheidung ist endgül-
tig. Bis zur Entscheidung des Gouverneursrats kann die Bank, 
soweit sie dies für erforderlich hält, auf der Grundlage der Ent-
scheidung des Direktoriums handeln. 

Artikel 58 

Schiedsverfahren 

Sollte zwischen der Bank und einem Mitglied, dessen Mitglied-
schaft erloschen ist, oder nach Annahme eines Beschlusses zur 
Beendigung der Geschäftstätigkeit der Bank zwischen der Bank 
und einem beliebigen Mitglied eine Meinungsverschiedenheit auf-
treten, so wird diese einem Schiedsgericht aus drei (3) Schieds-
richtern unterbreitet, von denen einer von der Bank, ein weiterer 
von dem betroffenen Mitglied beziehungsweise früheren Mitglied 
und der dritte, sofern die Parteien nichts anderes vereinbaren, 
vom Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs oder einer 
anderen in den Regelungen des Gouverneursrats bestimmten 
Stelle ernannt wird. Für eine Entscheidung, die endgültig und für 
die Parteien verbindlich ist, genügt die Mehrheit der Stimmen der 
Schiedsrichter. Der dritte Schiedsrichter hat Vollmacht, alle Ver-
fahrensfragen zu regeln, über welche die Parteien sich nicht zu 
einigen vermögen. 

Artikel 59 

Als erteilt geltende Genehmigung 

Ist die Genehmigung oder Annahme eines Mitglieds erforder-
lich, bevor die Bank eine Handlung vornehmen kann, so gilt außer 
im Fall des Artikels 56 diese Genehmigung oder Annahme als 
erfolgt, sofern nicht das Mitglied innerhalb einer angemessenen 
Frist, welche die Bank bei der Notifikation der geplanten Handlung 
an das Mitglied festsetzt, Einspruch erhebt. 

Kapitel X 

Schlußbestimmungen 

Artikel 60 

Unterzeichnung und Hinterlegung 

(1) Dieses Übereinkommen, das bei der Regierung der Franzö-
sischen Republik (im folgenden als „Verwahrer" bezeichnet) hin- 

amendment modifying paragraph 4 of Article 8 of this Agree-
ment. 

When the requirements for accepting any such proposed amend-
ment have been met, the Bank shall certify that fact by formal 
communication addressed to all members. 

3. Amendments shall enter into force for all members three (3) 
months after the date of the formal communication provided for in 
paragraphs 1 and 2 of this Article unless the Board of Governors 
specifies a different period. 

Article 57 

Interpretation and application 

1. Any question of interpretation or application of the provisions 
of this Agreement arising between any member and the Bank, or 
between any members of the Bank, shall be submitted to the 
Board of Directors for its decision. If there is no Director of its 
nationality in that Board, a member particularly affected by the 
question under consideration shall be entitled to direct representa-
tion in the meeting of the Board of Directors during such consider-
ation. The representative of such member shall, however, have no 
vote. Such right of representation shall be regulated by the Board 
of Governors. 

2. In any case where the Board of Directors has given a 
decision under paragraph 1 of this Article, any member may 
require that the question be referred to the Board of Governors, 
whose decision shall be final. Pending the decision of the Board of 
Governors, the Bank may, so far as it deems it necessary, act on 
the basis of the decision of the Board of Directors. 

Article 58 

Arbitration 

If a disagreement should arise between the Bank and a member 
which has ceased to be a member, or between the Bank and any 
member after adoption of a decision to terminate the operations of 
the Bank, such disagreement shall be submitted to arbitration by a 
tribunal of three (3) arbitrators, one appointed by the Bank, 
another by the member or former member concerned, and the 
third, unless the parties otherwise agree, by the President of the 
International Cou rt  of Justice or such other authority as may have 
been prescribed by regulations adopted by the Board of Gover-
nors. A majority vote of the arbitrators shall be sufficient to reach a 
decision which shall be final and binding upon the pa rties. The 
third arbitrator shall have full power to settle all questions of 
procedure in any case where the pa rties are in disagreement with 
respect thereto. 

Article 59 

Approval deemed given 

Whenever the approval or the acceptance of any member is 
required before any act may be done by the Bank, except under 
Article 56 of this Agreement, approval or acceptance shall be 
deemed to have been given unless the member presents an 
objection within such reasonable period as the Bank may fix in 
notifiying the member of the proposed act. 

Chapter X 

Final provisions 

Article 60 

Signature and deposit 

1. This Agreement, deposited with the Government of the 
French Republic (hereinafter called "the Depository"), shall 
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tout amendement modifiant le paragraphe 4 de l'article 8 du 
présent Accord. 

Lorsque les conditions nécessaires à l'adoption de tels amende-
ments sont réunies, la Banque en donne acte par une communi-
cation formelle qu'elle adresse à tous les membres. 

3. Les amendements entrent en vigueur, pour tous les mem-
bres, trois mois après la date de la communication formelle 
prévue aux paragraphes 1 et 2 du présent article, à moins que le 
Conseil des gouverneurs n'en dispose autrement. 

Article 57 

Interprétation et application 

1. Toute question relative à l'interprétation ou à l'application des 
dispositions du présent Accord survenant entre un membre et la 
Banque ou entre des membres de la Banque, est soumise au 
Conseil d'administration pour décision. Si la question affecte 
particulièrement un membre qui n'est pas représenté par un 
administrateur de sa nationalité, ce membre a en pareil cas le 
droit de se faire représenter directement à la réunion du Conseil 
d'administration qui examine cette question. Son représentant ne 
dispose toutefois d'aucun droit de vote. Ce droit de représentation 
fait l'objet d'un règlement pris par le Conseil des gouverneurs. 

2. Dans toute affaire où le Conseil d'administration a pris une 
décision au titre du paragraphe 1 du présent article, tout membre 
peut demander que la question soit portée devant le Conseil des 
gouverneurs dont la décision est sans appel. En attendant que le 
Conseil des gouverneurs ait statué, la Banque peut, dans la 
mesure où elle l'estime nécessaire, agir sur la base de la décision 
du Conseil d'administration. 

Article 58 

Arbitrage 

Tout désaccord survenant, après l'adoption de la décision de la 
Banque d'arrêter définitivement ses opérations, entre celle-ci et 
un membre qui a perdu sa qualité de membre, ou entre celle-ci et 
un membre, est soumis à un tribunal de trois (3) arbitres, compre-
nant un arbitre nommé par la Banque, un arbitre désigné par le 
membre ou l'ex-membre et un troisième arbitre qui, à moins que 
les parties n'en conviennent autrement, est nommé par le Prési-
dent de la Cour Internationale de Justice ou toute autre autorité 
désignée par un règlement adopté par le Conseil des gouver-
neurs. Les décisions du tribunal des trois arbitres sont sans appel 
et lient les parties; elles sont prises à la majorité des arbitres. Le 
troisième arbitre a pleins pouvoirs pour régler toutes les questions 
de procédure sur lesquelles les parties seraient en désaccord. 

Article 59 

Approbation tacite 

Lorsque l'approbation ou l'acceptation d'un membre est néces-
saire pour que la Banque puisse agir, cette approbation ou 
'acceptation est, sauf dans les cas visés à l'article 56 du présent 
Accord, réputée donnée, à moins que ce membre ne présente des 
objections dans un délai raisonnable que la Banque a la faculté de 
fixer en notifiant le membre de la mesure envisagée. 

Chapitre X 

Dispositions finales 

Article 60 

Signature et dépôt 

1. Le présent Accord déposé auprès du Gouvernement de la 
République Française (dénommé ci-après le «Dépositaire») res- 
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terlegt wird, liegt bis zum 31. Dezember 1990 für die in Anlage A 
genannten voraussichtlichen Mitglieder zur Unterzeichnung auf. 

(2) Der Verwahrer übermittelt allen Unterzeichnern beglaubigte 
Abschriften dieses Übereinkommens. 

Artikel 61 

Ratifikation, Annahme oder Genehmigung 

(1) Dieses Übereinkommen bedarf der Ratifikation, Annahme 
oder Genehmigung durch die Unterzeichner. Die Ratifikations-, 
Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden vorbehaltlich 
des Absatzes 2 bis zum 31. März 1991 beim Verwahrer hinterlegt. 
Der Verwahrer notifiziert den anderen Unterzeichnern jede Hinter-
legung und deren Zeitpunkt. 

(2) Jeder Unterzeichner kann Vertragspartei werden, indem er 
bis zum Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens oder, falls erforderlich, bis zu einem von einer Mehrheit 
der Gouverneure, die eine Mehrheit der Gesamtstimmenzahl der 
Mitglieder vertreten, beschlossenen späteren Zeitpunkt eine Rati-
fikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt. 

(3) Ein Unterzeichner, dessen in Absatz 1 genannte Urkunde 
vor dem Tag des Inkrafttretens dieses Übereinkommens hinter-
legt worden ist, wird an diesem Tag Mitglied der Bank. Jeder 
andere Unterzeichner, der den Bestimmungen des Absatzes 2 
entspricht, wird an dem Tag Mitglied der Bank, an dem seine 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde hinterlegt 
wird. 

Artikel 62 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Übereinkommen tritt in Kra ft, wenn Unterzeichner, 
deren Erstzeichnungen mindestens zwei Drittel der Gesamtzeich-
nungen nach Anlage A ausmachen, darunter mindestens zwei in 
Anlage A aufgeführte mittel- und osteuropäische Länder, ihre 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden hinterlegt 
haben. 

(2) Ist dieses Übereinkommen bis zum 31. März 1991 nicht in 
Kraft  getreten, so kann der Verwahrer eine Konferenz der betrof-
fenen voraussichtlichen Mitglieder anberaumen, die das weitere 
Vorgehen bestimmt und eine neue Frist für die Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden festlegt. 

Artikel 63 

Eröffnungssitzung und Aufnahme 
der Geschäftstätigkeit 

(1) Sobald dieses Übereinkommen nach Artikel 62 in Kraft  tritt, 
ernennt jedes Mitglied einen Gouve rneur. Der Verwahrer beraumt 
binnen sechzig (60) Tagen nach Inkrafttreten dieses Überein-
kommens gemäß Artikel 62 oder so bald wie möglich danach die 
erste Sitzung des Gouverneursrats an. 

(2) Auf seiner ersten Sitzung 

i) wählt der Gouverneursrat den Präsidenten; 

ii) wählt der Gouverneursrat die Direktoren der Bank nach 
Artikel 26; 

iii) trifft der Gouverneursrat Vorkehrungen für die Festlegung 
des Zeitpunkts, zu dem die Bank ihre Geschäftstätigkeit 
aufnimmt: 

remain open until 31 December 1990 for signature by the pros-
pective members whose names are set forth in Annex A to this 
Agreement. 

2. The Depository shall communicate certified copies of this 
Agreement to all the Signatories. 

Article 61 

Ratification, acceptance or approval 

1. The Agreement shall be subject to rati fication, acceptance or 
approval by the Signatories. Instruments of ratification, accept-
ance or approval shall, subject to paragraph 2 of this A rticle, be 
deposited with the Depository not later than 31 March 1991. The 
Depository shall duly notify the other Signatories of each deposit 
and the date thereof. 

2. Any Signatory may become a party to this Agreement by 
depositing an instrument of ratification, acceptance or approval 
until one year after the date of its entry into force or, if necessary, 
until such later date as may be decided by a majority of Gover-
nors, representing a majority of the total voting power of the 
members. 

3. A Signatory whose instrument referred to in paragraph 1 of 
this Article is deposited before the date on which this Agreement 
enters into force shall become a member of the Bank on that date. 
Any other Signatory which complies with the provisions of the 
preceding paragraph shall become a member of the Bank on the 
date on which its instrument of ratification, acceptance or approval 
is deposited. 

Article 62 

Entry into force 

1. This Agreement shall enter into force when instruments of 
ratification, acceptance or approval have been deposited by Sig-
natories whose initial subscriptions represent not less than two 
thirds of the total subscriptions set forth in Annex A, including at 
least two countries from Central and Eastern Europe listed in 
Annex A. 

2. If this Agreement has not entered into force by 31 March 
1991, the Depository may convene a conference of interested 
prospective members to determine the future course of action and 
decide a new date by which instruments of ratification, acceptance 
or approval shall be deposited. 

Article 63 

Inaugural meeting and commencement of operations 

1. As soon as this Agreement enters into force under A rticle 62 
of this Agreement, each member shall appoint a Governor. The 
Depository shall call the first meeting of the Board of Governors 
within sixty (60) days of entry into force of this Agreement under 
Article 62 or as soon as possible thereafter. 

2. At its first meeting, the Board of Governors: 

(i) shall elect the President; 

(ii) shall elect the Directors of the Bank in accordance with 
Article 26 of this Agreement; 

(iii) shall make arrangements for determining the date of the 
commencement of the Bank's operations; and 
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tera ouvert à la signature de tous les membres potentiels énu-
mérés à l'annexe A du présent Accord jusqu'au 31 décembre 
1990. 

2. Le Dépositaire remettra à tous les signataires des copies 
certifiées conformes du présent Accord. 

Article 61 

Ratification, acceptation ou approbation 

1. Le présent Accord est soumis à la ratification, à l'acceptation 
ou à l'approbation des signataires. Les instruments de ratification, 
d'acceptation ou d'approbation sont, sous réserve des disposi-
tions du paragraphe 2 du présent article, déposés auprès du 
dépositaire le 31 mars 1991 au plus tard. Le dépositaire informe 
dûment les autres signataires du dépôt de chaque instrument et 
de la date de ce dépôt. 

2. Tout signataire peut devenir partie au présent Accord en 
déposant un instrument de ratification, d'acceptation ou d'appro-
bation dans un délai d'un an après la date de son entrée en 
vigueur ou, si besoin est, jusqu'à une date ultérieure arrêtée par 
une majorité des gouverneurs, représentant la majorité du nom-
bre total des voix attribuées aux membres. 

3. Un signataire qui dépose un des instruments visés au para-
graphe 1 du présent article avant la date d'entrée en vigueur du 
présent Accord devient membre de la Banque à cette date. Tout 
autre signataire qui se conforme aux dispositions du paragraphe 2 
devient membre de la Banque à la date à laquelle son instrument 
de ratification, d'acceptation ou d'approbation est déposé. 

Article 62 

Entrée en vigueur 

1. Le présent Accord entre en vigueur lorsque des signataires 
dont les souscriptions initiales représentent deux tiers au moins 
de l'ensemble des souscriptions telles qu'elles sont fixées dans 
l'annexe A, et comprenant au moins deux pays d'Europe centrale 
et orientale énumérés à l'Annexe A, ont déposé leur instrument de 
ratification, d'acceptation ou d'approbation. 

2. Si, au 31 mars 1991, le présent Accord n'est pas entré en 
vigueur, le dépositaire peut réunir les membres potentiels inté-
ressés pour décider de la conduite à adopter et fixer une nouvelle 
date limite de dépôt des instruments de ratification, d'acceptation 
ou d'approbation. 

Article 63 

Séance inaugurale et commencement des opérations 

1. Dès l'entrée en vigueur du présent Accord, conformément 
aux dispositions de son article 62, chaque membre nomme un 
gouverneur. Le dépositaire, conformément aux dispositions du 
même article, convoque la première réunion du Conseil des 
gouverneurs dans les soixante (60) jours qui suivent l'entrée en 
vigueur du présent Accord ou à une date ultérieure la plus proche 
possible. 

2. A sa première réunion, le Conseil des gouverneurs: 

(i) élit le président; 

(ii) élit les administrateurs de la Banque conformément aux 
dispositions de l'article 26 du présent Accord; 

(iii) prend des dispositions permettant de déterminer la date à 
laquelle la Banque commencera ses opérations; et 
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iv) trifft der Gouverneursrat sonstige Vorkehrungen, die ihm zur 
Vorbereitung der Aufnahme der Geschäftstätigkeit der Bank 
erforderlich erscheinen. 

(3) Die Bank notifiziert ihren Mitgliedern den Zeitpunkt der 
Aufnahme ihrer Geschäftstätigkeit. 

Geschehen zu Paris am 29. Mai 1990 in einer Urschrift, deren 
deutscher, englischer, französischer und russischer Wortlaut glei-
chermaßen verbindlich ist; die Urschrift wird im Archiv des Ver-
wahrers hinterlegt; dieser übermittelt allen anderen in Anlage A 
genannten voraussichtlichen Mitgliedern beglaubigte Abschriften. 

(iv) shall make such other arrangements as appear to it neces-
sary to prepare for the commencement of the Bank's opera-
tions. 

3. The Bank shall notify its members of the date of commence-
ment of its operations. 

Done at Paris on 29 May 1990 in a single original, whose 
English, French, German and Russian texts are equally authentic, 
which shall be deposited in the archives of the Depository which 
shall transmit a duly certified copy to each of the other prospective 
members whose names are set forth in Annex A. 
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(iv) prend toutes autres dispositions utilespour préparer le com-
mencement des opérations de la Banque. 

3. La Banque notifie aux membres la date à laquelle elle 
commencera ses opérations. 

Fait à Paris, le 29 mai 1990, en un seul exemplaire original, dont 
les versions en langues allemande, anglaise, française et russe 
font également foi, et déposé dans les archives du dépositaire qui 
en transmet des copies certifiées conformes à tous les membres 
potentiels énumérés à l'annexe A du présent Accord. 
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Anlage A 

Erstzeichnungen auf das genehmigte Stammkapital durch 
voraussichtliche Mitglieder, die nach A rtikel 61 Mitglieder 

werden können 

Anzahl der Zeichnungen 
Anteile 	auf das 

Kapital 

in Millionen 
ECU 

A - Europäische Gemeinschaften 

a) 
Belgien 	 22 800 	228,00 
Dänemark 	 12 000 	120,00 
Bundesrepublik Deutschland 	85 175 	851,75 
Frankreich 	 85 175 	851,75 
Griechenland 	 6 500 	65,00 
Irland 	 3 000 	30,00 
Italien 	 85 175 	851,75 
Luxemburg 	 2 000 	20,00 
Niederlande 	 24 800 	248,00 
Portugal 	 4 200 	42,00 
Spanien 	 34 000 	340,00 
Vereinigtes Königreich 	 85 175 	851,75 

b) 
Europäische Wi rtschafts

-

gemeinschaft 	 30 000 	300,00 
Europäische Investitionsbank 	30 000 	300,00 

B - Sonstige europäische Länder 

Finnland 	 12 500 	125,00 
Island 	 1 000 	10,00 
Israel 	 6 500 	65,00 
Liechtenstein 	 200 	2,00 
Malta 	 100 	1,00 
Norwegen 	 12 500 	125,00 
Österreich 	 22 800 	228,00 
Schweden 	 22 800 	228,00 
Schweiz 	 22 800 	228,00 
Türkei 	 11 500 	115,00 
Zypern 	 1 000 	10,00 

C - Empfängerländer 

Bulgarien 	 7 900 	79,00 
Deutsche Demokratische 

Republik 	 15 500 	155,00 
Jugoslawien 	 12 800 	128,00 
Polen 	 12 800 	128,00 
Rumänien 	 4 800 	48,00 
Tschechoslowakei 	 12 800 	128,00 
Ungarn 	 7 900 	79,00 
Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 	 60 000 	600,00 

Annex A 

Initial subscriptions to the authorized capital stock for 
prospective members which may become members in 

accordance with Art icle 61 

	

Number 	Capital 

	

of Shares 	Sub

-

scription 

in million 
ECUs 

A - European Communities 

a) 
Belgium 	 22,800 	228.00 
Denmark 	 12,000 	120.00 
France 	 85,175 	851.75 
Germany, Federal Republic of 	85,175 	851.75 
Greece 	 6,500 	65.00 
Ireland 	 3,000 	30.00 
Italy 	 85,175 	851.75 
Luxembourg 	 2,000 	20.00 
Netherlands 	 24,800 	248.00 
Portugal 	 4,200 	42.00 
Spain 	 34,000 	340.00 
United Kingdom 	 85,175 	851.75 

b) 
European Economic 
Community 	 30,000 	300.00 

European Investment Bank 	30,000 	300.00 

B - Other European countries 

Austria 	 22,800 	228.00 
Cyprus 	 1,000 	10.00 
Finland 	 12,500 	125.00 
Iceland 	 1,000 	10.00 
Israel 	 6,500 	65.00 
Liechtenstein 	 200 	2.00 
Malta 	 100 	1.00 
Norway 	 12,500 	125.00 
Sweden 	 22,800 	228.00 
Switzerland 	 22,800 	228.00 
Turkey 	 11,500 	115.00 

C - Recipient countries 

Bulgaria 	 7,900 	79.00 
Czechoslovakia 	 12,800 	128.00 
German Democratic 

Republic 	 15,500 	155.00 
Hungary 	 7,900 	79.00 
Poland 	 12,800 	128.00 
Romania 	 4,800 	48.00 
Union of Soviet Socialist 
Republics 	 60,000 	600.00 

Yugoslavia 	 12,800 	128.00 
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Annexe A 

Souscriptions initiales au capital social autorisé, pour les 
membres potentiels susceptibles de devenir membres 

conformément aux dispositions de l'article 61 

Nombre 	Sou - 
d'actions 	scription 

au capital 

(en mil- 
lions 

d' Ecus) 
A - Communautés européennes 

a) 
République Fédérale 
d'Allemagne 	 85 175 	851,75 

Belgique 	 22 800 	228,00 
Danemark 	 12 000 	120,00 
Espagne 	 34 000 	340,00 
France 	 85175 	851,75 
Grèce 	 6 500 	65,00 
Irlande 	 3 000 	30,00 
Italie 	 85 175 	851,75 
Luxembourg 	 2 000 	20,00 
Pays-Bas 	 24 800 	248,00 
Portugal 	 4 200 	42,00 
Royaume-Uni 	 85 175 	851,75 

b) 
Communauté économique 
européenne 	 30 000 	300,00 

Banque européenne 
d'investissement 	 30 000 	300,00 

B - Autres pays européens 

Autriche 	 22 800 	228,00 
Chypre 	 1 000 	10,00 
Finlande 	 12 500 	125,00 
Islande 	 1 000 	10,00 
Israël 	 6 500 	65,00 
Liechtenstein 	 200 	2,00 
Malte 	 100 	1,00 
Norvège 	 12 500 	125,00 
Suède 	 22 800 	228,00 
Suisse 	 22 800 	228,00 
Turquie 	 11 500 	115,00 

C - Pays bénéficiaires 

Bulgarie 	 7 900 	79,00 
République Démocratique 
d'Allemagne 	 15 500 	155,00 

Hongrie 	 7 900 	79,00 
Pologne 	 12 800 	128,00 
Roumanie 	 4 800 	48,00 
Tchecoslovaquie 	 12 800 	128,00 
Union des Républiques 	 - 

Socialistes et Soviétiques 	60 000 	600,00 
Yougoslavie 	 12 800 	128,00 
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Anzahl der Zeichnungen 
Anteile 	auf das 

Kapital 

in Millionen 
ECU 

D — Nichteuropäische Länder 

Ägypten 	 1 000 	10,00 
Australien 	 10 000 	100,00 
Japan 	 85 175 	851,75 
Kanada 	 34 000 	340,00 
Republik Korea 	 6 500 	65,00 
Marokko 	 1 000 	10,00 
Mexiko 	 3 000 	30,00 
Neuseeland 	 1 000 	10,00 
Vereinigte Staaten 
von Amerika 	 100 000 	1 000,00 

E - Nicht zugewiesene Anteile 	125 	1,25 

Insgesamt 	 1 000 000 	10 000,00 

(*) Die voraussichtlichen Mitglieder sind nur für die Zwecke dieses Übereinkommens in 
den oben genannten Kategorien aufgeführt. Die Empfängerlär.der werden sonst in 
diesem Übereinkommen als mittel- und osteuropäische Länder bezeichnet. 

	

Number 	Capital 

	

of Shares 	Sub

-

scription 

in million 
ECUs 

D — Non-European countries 

Australia 	 10,000 	100.00 
Canada 	 34,000 	340.00 
Egypt 	 1,000 	10.00 
Japan 	 85,175 	851.75 
Korea, Republic of 	 6,500 	65.00 
Mexico 	 3,000 	30.00 
Morocco 	 1,000 	10.00 
New Zealand 	 1,000 	10.00 
United States 
of America 	 100,000 	1,000.00 

E — Non allocated shares 	 125 	1.25 

Total 	 1,000,000 	10,000.00 

(*) Prospective members are listed under the above categories only for the purpose of 
this Agreement. Recipient countries are referred to elsewhere in this Agreement as 
Central and Eastern European countries. 
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Nombre 	Sou- 

	

d'actions 	scription 
au capital 

(en mil

-

lions 
d' Ecus) 

D — Pays non européens 

Australie 	 10 000 	100,0 
Canada 	 34 000 	340,00 
République de Corée 	 6 500 	65,00 
Egypte 	 1 000 	10,00 
Etats-Unis 	 100 000 	1 000,00 
Japon 	 85 175 	851,75 
Maroc 	 1 000 	10,00 
Mexique 	 3 000 	30,00 
Nouvelle-Zélande 	 1 000 	10,00 

E — Actions non allouées 	 125 	1,25 

Total 	 1 000 000 	10 000,00 

(*) Les membres potentiels sont classés dans les catégories visées ci-dessus exclusi-
vememt aux fins du présent Accord. Dans les autres dispositions du présent Accord, les 
pays bénéficiaires figurent sous le nom de pays d'Europe centrale et orientale. 
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Anlage B 

Abschnitt A — Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, die 
Belgien, Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, . Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Po rtu-
gal, Spanien, das Vereinigte Königreich, die Europäische Wi rt

-schaftsgemeinschaft und die Europäische Investitionsbank vertre-
ten (im folgenden als „Gouverneure des Abschnitts A" bezeich-
net) 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts A benannt, wobei jeder Gouverneur 
nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren erfolgt 
durch die Gouverneure des Abschnitts A. 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim-
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach A rtikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 11 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 4,5 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt A abgegeben werden können 
(berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl-
gang keine 11 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 11 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge-
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 5,5 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 5,5 v. H. der 
berechtigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß 
diese 5,5 v. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschlie-
ßen, der die höchste Stimmenzahl für den Betre ffenden abgege-
ben hat, sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nächst

-

höchste Stimmenzahl abgegeben hat, und so fo rt , bis 5,5 v. H. 
erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer-
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
4,5 v. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 
Stimmen für den Betre ffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 5,5 v. H. über-
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 11 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge sta tt , bis 11 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 10 Personen gewählt wer-
den, die elfte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto-
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts A zu wählen sind, 

Annex B 

Section A — Election of Directors by Governors representing 
Belgium, Denmark, France, the Federal Republic of Germany, 
Greece, Ireland, Italy, Luxembourg, the Netherlands, Portugal, 
Spain, the United Kingdom, the European Economic Community 
and the European Investment Bank (hereinafter referred to as 
Section A Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 

2. Candidates for the office of Director shall be nominated by 
Section A Governors, provided that a Governor may nominate 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section A Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitled 
under paragraphs 1 and 2 of A rticle 29 of this Agreement. 

4. Subject to paragraph 10 of this Section, the 11 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 4.5 per cent of the total of 
the votes which can be cast (eligible votes) in Section A shall be 
considered elected. 

5. Subject to paragraph 10 of this Section, if 11 persons are not 
elected on the first ballot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 11 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for election and in which there shall vote only: 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 5.5 per cent 
of the eligible votes. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
5.5 per cent of the eligible votes, the 5.5 per cent shall be deemed 
to include, first, the votes of the Governor casting the largest 
number of votes for such person, then the votes of the Governor 
casting the next largest number and so on, until 5.5 per cent is 
reached. 

7. Any Governor, pa rt  of whose votes must be counted in order 
to raise the total of votes cast for any person above 4.5 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 5.5 
per cent and shall not be eligible to vote in a further ballot. 

8. Subject to paragraph 10 of this Section, if, after the second 
ballot, 11 persons have not been elected, further ballots shall be 
held in conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 11 persons have been elected, provided that, if 
at any stage 10 persons are elected, notwithstanding the provi-
sions of paragraph 4 of this Section, the 11th may be elected by a 
simple majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section A Governors, the minimum and 
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Annexe B 

Section A — Election des administrateurs par les gouverneurs 
représentant la République Fédérale d'Allemagne, la Belgique, le 
Danemark, l'Espagne, la France, la Grèce, l'Irlande, l'Italie, le 
Luxembourg, les Pays-Bas, le Portugal, le Royaume-Uni, la Com-
munauté Economique Européenne et la Banque Européenne 
d'Investissement (ci-après dénommés gouverneurs de la sec-
tion A). 

1. Les dispositions ci-après de la présente Section s'appliquent 
exclusivement à cette Section. 

2. Les candidats au poste d'administrateur sont désignés par 
les gouverneurs de la Section A, étant entendu qu'un gouverneur 
ne peut désigner qu'une seule personne. L'élection des adminis-
trateurs s'effectue par un vote des gouverneurs de la Section A. 

3. Chacun des gouverneurs admis à voter accorde à une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu'il repré-
sente au titre de l'article 29, paragraphes 1 et 2 du présent 
Accord. 

4. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, les 11 personnes qui recueillent le plus grand 
nombre de voix sont élues administrateurs; toutefois, une per-
sonne ayant recueilli moins de 4,5 pour cent de l'ensemble des 
voix susceptibles d'être exprimées (voix inscrites) au titre de la 
Section A ne peut pas être réputée élue. 

5. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, si 11 personnes ne sont pas élues au premier tour, 
il est procédé à un second tour dans lequel, sauf s'il n'y avait pas 
plus de 11 candidats, la personne qui a obtenu le plus petit 
nombre de voix au premier tour ne peut participer au scrutin et 
seuls votent: 

a) les gouverneurs qui ont voté au premier tour pour une 
personne non élue et 

b) les gouverneurs dont les voix émises à une personne élue 
sont réputées, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
présente Section, avoir porté le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 5,5 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour déterminer si les voix émises par un gouverneur sont 
réputées avoir porté le total obtenu par une personne donnée à 
plus de 5,5 pour cent des voix inscrites, les 5,5 pour cent sont 
réputés comprendre, premièrement, les voix du gouverneur qui a 
apporté le plus grand nombre de voix à ladite personne, ensuite 
les voix du gouverneur qui en a apporté le nombre immédiatement 
inférieur, et ainsi de suite jusqu'à ce que les 5,5 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouverneur dont les voix doivent être partiellement 
comptées pour porter le total obtenu par une personne à plus de 
4,5 pour cent est réputé donner toutes ses voix à ladite personne, 
même si le total des voix obtenues par celle-ci dépasse ainsi 5,5 
pour cent et ne peut plus participer à un autre scrutin. 

8. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, si, après le second tour, il n'y a pas encore 11 élus, 
il est procédé, suivant les mêmes principes et procédures définis 
dans la présente Section, à des scrutins supplémentaires jusqu'à 
ce qu'il y ait 11 élus, sous réserve qu'à tout moment après 
l'élection de 10 personnes, la onzième peut être élue à la majorité 
simple des voix restantes, par dérogation aux dispositions du 
paragraphe 4. 

9. Dans le cas d'une augmentation ou d'une réduction du 
nombre des administrateurs à élire par les gouverneurs de la 
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werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten Mindest- und 
Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat entsprechend ange-
paßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich-
nungskapital mehr als 2,4 v. H. beträgt, keine Ratifikations-, 
Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für 
diesen Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichner-
gruppe kein Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unterzeichner-
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouvemeursrat auf seiner Eröffnungs-
sitzung gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des 
ersten Direktoriums gewählt wird. 

Abschnitt B — Wahl der Direktoren durch die Gouverneure, die 
andere Länder vertreten 

Abschnitt B i) — Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, 
welche die in Anlage A als mittel- und osteuropäische Länder 
aufgeführten Länder (Empfängerländer) vertreten (im folgenden 
als Gouverneure des Abschnitts B i) bezeichnet). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts B i) benannt, wobei jeder Gouver-
neur nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B i). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim-
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach A rtikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 12 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt B i) abgegeben werden kön-
nen (berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl-
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt , bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge-
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 13 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 13 v. H. der berech-
tigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß diese 
13 v. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschließen, 
der die höchste Stimmenzahl für den Betreffenden abgegeben 
hat, sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nächst -
höchste Stimmenzahl abgegeben hat, und so fo rt, bis 13 v. H. 
erreicht sind. 
(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer-

den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
12 v. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 

maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 of 
this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
share of the total amount of capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 2.4 per cent, has not deposited its instru-
ment or their instruments of ratification, approval or acceptance, 
there shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of A rticle 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold office. 

Section B — Election of Directors by Governors representing other 
countries. 

Section B (i): Election of Directors by Governors representing 
those countries listed in Annex A as Central and Eastern Euro-
pean Countries (recipient countries) (hereinafter referred to as 
Section B (i) Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 

2. Candidates for the office of Director shall be nominated by 
Section B (i) Governors, provided that a Governor may nominate 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section B (i) Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitled 
under paragraphs 1 and 2 of A rticle 29 of this Agreement. 

4. Subject to paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 12 per cent of the total of 
the votes which can be cast (eligible votes) in Section B (i) shall be 
considered elected. 

5. Subject to paragraph 10 of this Section, if 4 persons are not 
elected on the first ballot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 4 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for election and in which there shall vote only: 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 13 per cent 
of the eligible votes. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
13 per cent of the eligible votes, the 13 per cent shall be deemed 
to include, first, the votes of the Governor casting the largest 
number of votes for such person, then the votes of the Governor 
casting the next largest number and so on, until 13 per cent is 
reached. 

7. Any Governor, part  of whose votes must be counted in order 
to raise the total of votes cast for any person above 12 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
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Section A, les pourcentages minimum et maximum définis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la présente Section sont ajustés en 
conséquence par le Conseil des gouverneurs. 

10. Aussi longtemps qu'un signataire, ou un groupe de signa-
taires, dont la part du montant total du capital souscrit définie à 
l'Annexe A est supérieure à 2,4 pour cent, n'a pas déposé son 
instrument de ratification, d'approbation ou d'acceptation, aucun 
administrateur n'est élu pour représenter ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs repré-
sentant ledit signataire ou groupe de signataires élisent un admi-
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, dès 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est réputé avoir été élu par le Conseil des gouver-
neurs lors de la séance inaugurale, conformément au paragraphe 
3 de l'article 26 du présent Accord, s'il est élu pendant la période 
au cours de laquelle le premier Conseil d'administration exerce 
ses fonctions. 

Section B — Election des administrateurs par des gouverneurs 
représentant d'autres pays 

Section B (i) — Election des administrateurs par des gouverneurs 
représentant les pays énumérés à l'annexe A dans la catégorie 
pays d'Europe Centrale et Orientale (pays bénéficiaires) (ci-après 
dénommés gouverneurs de la section B (i)). 

1. Les dispositions ci-après de la présente Section s'appliquent 
exclusivement à cette Section. 

2. Les candidats au poste d'administrateur sont désignés par 
les gouverneurs de la Section B (i), étant entendu qu'un gouver-
neur ne peut désigner qu'une seule personne. L'élection des 
administrateurs s'effectue par un vote des gouverneurs de la 
Section B (i). 

3. Chacun des gouverneurs admis à voter accorde à une seule 
personne toutes les voix qui reviennent au membre qu'il repré-
sente au titre de l'article 29, paragraphes 1 et 2 du présent 
Accord. 

4. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, les 4 personnes qui recueillent le plus grand 
nombre de voix sont élues administrateurs; toutefois, une per-
sonne ayant recueilli moins de 12 pour cent de l'ensemble des 
voix susceptibles d'être exprimées (voix inscrites) au titre de la 
Section B (i) ne peut pas être réputée élue. 

5. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, si 4 personnes ne sont pas élues au premier tour, il 
est procédé à un second tour dans lequel, sauf s'il n'y avait pas 
plus de 4 candidats, la personne qui a obtenu le plus petit nombre 
de voix au premier tour ne peut participer au scrutin et seuls 
votent: 

a) les gouverneurs qui ont voté au premier tour pour une 
personne non élue et 

b) les gouverneurs dont les voix données à une personne élue 
sont réputées, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
présente Section, avoir porté le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 13 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour déterminer si les voix émises par un gouverneur sont 
être réputées avoir porté le total obtenu par une personne donnée 
à plus de 13 pour cent des voix inscrites, les 13 pour cent sont 
réputés comprendre, premièrement, les voix du gouverneur qui a 
apporté le plus grand nombre de voix à ladite personne, ensuite 
les voix du gouverneur qui en a apporté le nombre immédiatement 
inférieur, et ainsi de suite jusqu'à ce que les 13 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouverneur dont les voix doivent être partiellement 
comptées pour porter le total obtenu par une personne à plus de 
12 pour cent est réputé donner toutes les voix à ladite personne, 
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Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betre ffenden dadurch 13 v. H. über-
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge sta tt, bis 4 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt wer-
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto-
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B i) zu wählen 
sind, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat entspre-
chend angepaßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich-
nungskapital mehr als 2,8 v. H. beträgt, keine Ratifikations-, 
Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für 
diesen Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichner-
gruppe kein Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unterzeichner-
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssit-
zung gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des ersten 
Direktoriums gewählt wird. 

Abschnitt B ii) — Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, 
welche die in Anlage A als andere europäische Länder aufgeführ-
ten Länder vertreten (im folgenden als Gouverneure des Ab-
schnitts B ii) bezeichnet). 

(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 
Abschnitt Anwendung. 

(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 
Gouverneuren des Abschnitts B ii) benannt, wobei jeder Gouver-
neur nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B ii). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim

-

men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach A rtikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 20,5 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt B ii) abgegeben werden 
können (berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl-
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge-
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 21,5 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben 
haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 

person, even if the total votes for such person thereby exceed 13 
per cent and shall not be eligible to vote in a further ballot. 

8. Subject to paragraph 10 of this Section, if, after the second 
ballot, 4 persons have not been elected, further ballots shall be 
held in conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 4 persons have been elected, provided that, if at 
any stage 3 persons are elected, notwithstanding the provisions of 
paragraph 4 of this Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section B (i) Governors, the minimum 
and maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
share of the total amount of capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 2.8 per cent, has not deposited its instru-
ment or their instruments of ratification, approval or acceptance, 
there shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of A rticle 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold office. 

Section B (ii): Election of Directors by Governors representing 
those countries listed in Annex A as other European countries 
(hereinafter referred to as Section B (ii) Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 
2. Candidates for the office of Director shall be nominated by 

Section B (ii) Governors, provided that a Governor may nominate 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section B (ii) Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitled 
under paragraphs 1 and 2 of A rticle 29 of this Agreement. 

4. Subject to paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 20.5 per cent of the votes 
which can be cast (eligible votes) in Section B (ii) shall be 
considered elected. 

5. Subject to paragraph 10 of this Section, if 4 persons are not 
elected on the first ballot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 4 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for election and in which there shall vote only: 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 21.5 per 
cent of the eligible votes. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 
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même si le total des voix obtenues par celle-ci dépasse ainsi  
13 	pour cent et 	peut plus participer à un autre scrutin.  

Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, si, après le second tour, il n'y a pas encore 4 élus, il  
est procédé, suivant les mêmes principes et procédures définis  
dans la présente Section, à des scrutins supplémentaires jusqu'à  
ce qu'il y ait 4 élus, sous réserve qu'à tout moment après  
l'élection de 3 personnes, la quatrième peut être élue à la majorité  
simple des voix restantes et sans tenir compte des dispositions du  
paragraphe 4.  
3. Dans le cas d'une augmentation ou d'une réduction du  

nombre des administrateurs à élire par les gouverneurs de la  
Section B (i) les pourcentages minimum et maximum définis aux  
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la présente Section sont ajustés en  
conséquence par le Conseil des gouverneurs.  

4. Aussi longtemps qu'un signataire, ou un groupe de signa-
taires, dont la part du montant total du capital souscrit définie à  
l'Annexe A est supérieure à 2,8 pour cent, n'a pas déposé son  
instrument de ratification, d'approbation ou d'acceptation, aucun  
administrateur n'est élu pour représenter ledit signataire ou  
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs repré-
sentant ledit signataire ou groupe de signataires élisent un admi-
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, dès  
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet  
administrateur est réputé avoir été élu par le Conseil des gouver-
neurs lors de la séance inaugurale, conformément au paragraphe  
3 de l'article 26 du présent Accord, s'il est élu pendant la période  
au cours de laquelle le premier Conseil d'administration exerce  
ses fonctions.  

Section B (ii) — Election des administrateurs par les gouverneurs  
représentant les pays énumérés à l'Annexe A dans la catégorie  
autres pays européens (ci-après dénommés gouverneurs de la  
section B (ii).  
1. Les dispositions ci-après de la présente Section s'appliquent  

exclusivement à cette Section.  
2. Les candidats au poste d'administrateur sont désignés par  

les gouverneurs de la Section B (ii), étant entendu qu'un gouver-
neur ne peut désigner qu'une seule personne. L'élection des  
administrateurs s'effectue par un vote des gouverneurs de la  
Section B (ii).  
3. Chacun des gouverneurs admis à voter accorde à une seule  

personne toutes les voix qui reviennent au membre qu'il repré-
sente au titre de l'article 29, paragraphes 1 et 2 du présent  
Accord.  
4. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-

sente Section, les 4 personnes qui recueillent le plus grand  
nombre de voix sont élues administrateurs; toutefois, une per-
sonne ayant recueilli moins de 20,5 pour cent de l'ensemble des  
voix susceptibles d'être exprimées (voix inscrites) au titre de la  
Section B (ii) ne peut pas être réputée élue.  
5. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-

sente Section, si 4 personnes ne sont pas élues au premier tour, il  
est procédé à un second tour dans lequel, sauf s'il n'y avait plus  
de 4 candidats, la personne qui a obtenu le plus petit nombre de  
voix au premier tour ne peut participer au scrutin et seuls votent:  

a) les gouverneurs qui ont voté au premier tour pour une  
personne non élue et  

b) les gouverneurs dont les voix données à une personne élue  
sont réputées, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la  
présente Section, avoir porté le nombre des voix recueillies  
par cette personne au-dessus de 21,5 pour cent des voix  
inscrites.  

6. Pour déterminer si les voix émises par un gouverneur sont  
être'réputées avoir porté le total obtenu par une personne donnée  
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Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 21,5 v. H. der 
berechtigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß 
diese 21,5 v. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs ein-
schließen, der die höchste Stimmenzahl für den Betreffenden 
abgegeben hat, sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die 
nächsthöchste Stimmenzahl abgegeben hat, und so fort, bis 
21,5 v. H. erreicht sind. 
(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer-

den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
20,5 v. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 
Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 21,5 v. H. 
übersteigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang 
nicht mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge sta tt, bis 4 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt wer-
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto-
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B ii) zu wählen 
sind, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat ent-
sprechend angepaßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich-
nungskapital mehr als 2,8 v. H. beträgt, keine Ratifikations-, 
Genehmigungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für 
diesen Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichner-
gruppe kein Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die 
einen solchen Unterzeichner oder eine solche Unterzeichner-
gruppe vertreten, wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner 
beziehungsweise jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder 
werden. Ein solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach 
Artikel 26 Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssit-
zung gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des ersten 
Direktoriums gewählt wird. 

Abschnitt B iii) — Wahl von Direktoren durch die Gouverneure, 
welche die in Anlage A als nichteuropäische Länder aufgeführten 
Länder vertreten (im folgenden als Gouverneure des Abschnitts 
B iii) bezeichnet). 
(1) Die Bestimmungen dieses Abschnitts finden nur auf diesen 

Abschnitt Anwendung. 
(2) Die Kandidaten für das Amt eines Direktors werden von den 

Gouverneuren des Abschnitts B iii) benannt, wobei jeder Gouver-
neur nur eine Person benennen darf. Die Wahl der Direktoren 
erfolgt durch die Gouverneure des Abschnitts B iii). 

(3) Jeder stimmberechtigte Gouverneur gibt sämtliche Stim-
men, auf die das Mitglied, das ihn ernannt hat, nach A rtikel 29 
Absätze 1 und 2 Anspruch hat, für ein und dieselbe Person ab. 

(4) Vorbehaltlich des Absatzes 10 werden die 4 Personen, 
welche die höchste Stimmenzahl erhalten, Direktoren; jedoch gilt 
nicht als gewählt, wer weniger als 8 v. H. der Gesamtzahl der 
Stimmen erhält, die nach Abschnitt B iii) abgegeben werden kön-
nen (berechtigte Stimmen). 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 10 findet, wenn im ersten Wahl-
gang keine 4 Personen gewählt werden, ein zweiter Wahlgang 
statt, bei dem derjenige, der im ersten Wahlgang die niedrigste 
Stimmenzahl erhalten hat, ausscheidet, es sei denn, es standen 
nicht mehr als 4 Kandidaten zur Wahl; an diesem Wahlgang 
beteiligen sich nur 

21.5 per cent of the eligible votes, the 21.5 per cent shall be 
deemed to include, first, the votes of the Governor casting the 
largest number of votes for such person, then the votes of the 
Governor casting the next largest number and so on, until 21.5 per 
cent is reached. 

7. Any Governor, part  of whose votes must be counted in order 
to raise the total of votes cast for any person above 20.5 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 
21.5 per cent and shall not be eligible to vote in a further ballot. 

8. Subject to paragraph 10 of this Section, if, after the second 
ballot, 4 persons have not been elected, further ballots shall be 
held in conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 4 persons have been elected, provided that, if at 
any stage 3 persons are elected, notwithstanding the provisions of 
paragraph 4 of this Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section B (ii) Governors, the minimum 
und maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
share of the total amount of capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 2.8 per cent, has not deposited its instru-
ment or their instruments of ratification, approval or acceptance, 
there shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of Article 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold office. 

Section B (iii): Election of Directors by Governors representing 
those countries listed in Annex A as Non-European Countries 
(hereinafter referred to as Section B (iii) Governors). 

1. The provisions set out below in this Section shall apply 
exclusively to this Section. 
2. Candidates for the office of Director shall be nominated by 

Section B (iii) Governors, provided that a Governor may nominate 
only one person. The election of Directors shall be by ballot of 
Section B (iii) Governors. 

3. Each Governor eligible to vote shall cast for one person all of 
the votes to which the member appointing him or her is entitled 
under paragraphs 1 and 2 of A rticle 29 of this Agreement. 

4. Subject to paragraph 10 of this Section, the 4 persons 
receiving the highest number of votes shall be Directors, except 
that no person who receives less than 8 per cent of the total of the 
votes which can be cast (eligible votes) in Section B (iii) shall be 
considered elected. 

5. Subject to paragraph 10 of this Section, if 4 persons are not 
elected on the first ballot, a second ballot shall be held in which, 
unless there were no more than 4 candidates, the person who 
received the lowest number of votes in the first ballot shall be 
ineligible for election and in which there shall vote only: 
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à plus de 21,5 pour cent des voix inscrites, les 21,5 pour cent sont 
réputés comprendre, premièrement, les voix du gouverneur qui a 
apporté le plus grand nombre de voix à ladite personne, ensuite 
les voix du gouverneur qui en a apporté le mombre immédiate-
ment inférieur, et ainsi de suite jusqu'à ce que les 21,5 pour cent 
soient atteints. 

7. Tout gouverneur dont les voix doivent être partiellement 
comptées pour porter le total obtenu par une personne à plus de 
20,5 pour cent est réputé donner toutes les voix à ladite personne, 
même si le total des voix obtenues par celle-ci dépasse ainsi 21,5 
pour cent et ne peut plus participer à un autre scrutin. 

8. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, si, après le second tour, il n'y a pas encore 4 élus, il 
est procédé, suivant les mêmes principes et procédures définis 
dans la présente Section, à des scrutins supplémentaires jusqu'à 
ce qu'il y ait 4 élus, sous réserve qu' à tout moment après 
l'élection de 3 personnes, la quatrième peut être élue à la majorité 
simple des voix restantes, par dérogation aux dispositions du 
paragraphe 4. 
9. Dans le cas d'une augmentation ou d'une réduction du 

nombre des administrateurs à élire par les gouverneurs de la 
Section B (ii) les pourcentages minimum et maximum définis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la présente Section sont ajustés en 
conséquence par le Conseil des gouverneurs. 

10. Aussi longtemps qu'un signataire, ou un groupe de signa-
taires, dont la part du montant total du capital souscrit définie à 
l'Annexe A est supérieure à 2,8 pour cent, n'a pas déposé son 
instrument de ratification, d'approbation ou d'acceptation, aucun 
administrateur n'est élu pour représenter ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs repré-
sentant ledit signataire ou groupe de signataires élisent un admi-
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, dès 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est réputé avoir été élu par le Conseil des gouver-
neurs lors de la séance inaugurale, conformément au paragraphe 
3 de l'article 26 du présent Accord, s'il est élu pendant la période 
au cours de laquelle le premier Conseil d'administration exerce 
ses fonctions. 

Section B (iii) — Election des administrateurs par les gouverneurs 
représentant des pays énumérés à l'annexe A dans la catégorie 
pays non-européens (ci-après dénommés gouverneurs de la sec-
tion B (iii). 
1. Les dispositions ci-après de la présente Section s'appliquent 

exclusivement à cette Section. 
2. Les candidats au poste d'administrateur sont désignés par 

les gouverneurs de la Section B (iii), étant entendu qu'un gouver-
neur ne peut désigner qu'une seule personne. L'élection des 
administrateurs s'effectue par un vote des gouverneurs de la 
Section B (iii). 
3. Chacun des gouverneurs admis à voter accorde à une seule 

personne toutes les voix qui reviennent au membre qu'il repré-
sente au titre de l'article 29, paragraphes 1 et 2 du présent 
Accord. 
4. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-

sente Section, les 4 personnes qui recueillent le plus grand 
nombre de voix sont élues administrateurs; toutefois, une per-
sonne ayant recueilli moins de 8 pour cent de l'ensemble des voix 
susceptibles d'être exprimées (voix inscrites) au titre de la Section 
B (iii) ne peut pas être réputée élue. 

5. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, si 4 personnes ne sont pas élues au premier tour, il 
est procédé à un second tour dans lequel, sauf s'il n'y avait plus 
de 4 candidats, la personne qui a obtenu le plus petit nombre de 
voix au premier tour ne peut participer au scrutin et seuls votent: 
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a) die Gouverneure, die im ersten Wahlgang für eine nicht 
gewählte Person gestimmt haben, sowie 

b) die Gouverneure, von deren für eine gewählte Person abge-
gebenen Stimmen nach den Absätzen 6 und 7 angenommen 
wird, daß sie die für diese Person abgegebene Stimmenzahl 
auf über 9 v. H. der berechtigten Stimmen angehoben haben. 

(6) Bei der Beurteilung der Frage, ob von den von einem 
Gouverneur abgegebenen Stimmen anzunehmen ist, daß sie die 
Gesamtstimmenzahl für eine Person auf über 9 v. H. der berech-
tigten Stimmen angehoben haben, wird angenommen, daß diese 
9 v. H. zunächst die Stimmen des Gouverneurs einschließen, der 
die höchste Stimmenzahl für den Betreffenden abgegeben hat, 
sodann die Stimmen des Gouverneurs, der die nächsthöchste 
Stimmenzahl abgegeben hat, und so fo rt, bis 9 v. H. erreicht sind. 

(7) Ein Gouverneur, dessen Stimmen zum Teil mitgezählt wer-
den müssen, um die Gesamtstimmenzahl für eine Person über 
8 v. H. anzuheben, wird so angesehen, als habe er alle seine 
Stimmen für den Betreffenden abgegeben, selbst wenn die 
Gesamtstimmenzahl für den Betreffenden dadurch 9 v. H. über-
steigt; dieser Gouverneur ist bei einem weiteren Wahlgang nicht 
mehr stimmberechtigt. 

(8) Sind nach dem zweiten Wahlgang keine 4 Personen 
gewählt, so finden vorbehaltlich des Absatzes 10 nach Maßgabe 
der in diesem Abschnitt festgelegten Grundsätze und Verfahren 
weitere Wahlgänge sta tt, bis 4 Personen gewählt sind; jedoch 
kann, wenn in irgendeinem Wahlgang 3 Personen gewählt wer-
den, die vierte ungeachtet des Absatzes 4 mit einfacher Mehrheit 
der verbleibenden Stimmen gewählt werden. 

(9) Bei einer Erhöhung oder Verringerung der Zahl der Direkto-
ren, die von den Gouverneuren des Abschnitts B iii) zu wählen 
sind, werden die in den Absätzen 4, 5, 6 und 7 genannten 
Mindest- und Höchsthundertsätze vom Gouverneursrat ent-
sprechend angepaßt. 

(10) Solange ein Unterzeichner oder eine Unterzeichnergruppe, 
deren Anteil am gesamten in Anlage A vorgesehenen Zeich-
nungskapital mehr als 5 v. H. beträgt, keine Ratifikations-, Geneh-
migungs- oder Annahmeurkunde hinterlegt hat, wird für diesen 
Unterzeichner beziehungsweise diese Unterzeichnergruppe kein 
Direktor gewählt. Der oder die Gouverneure, die einen solchen 
Unterzeichner oder eine solche Unterzeichnergruppe vertreten, 
wählen einen Direktor für jeden Unterzeichner beziehungsweise 
jede Unterzeichnergruppe, sobald sie Mitglieder werden. Ein 
solcher Direktor wird so angesehen, als sei er nach Artikel 26 
Absatz 3 vom Gouverneursrat auf seiner Eröffnungssitzung 
gewählt worden, wenn er während der Amtszeit des ersten Direk-
toriums gewählt wird. 

Abschnitt C — Regelungen für die Wahl der Direktoren, die nicht in 
Anlage A aufgeführte Länder vertreten 

Beschließt der Gouverneursrat nach Artikel 26 Absatz 3, die 
Zahl der Mitglieder des Direktoriums zu erhöhen oder zu verrin-
gern oder seine Zusammensetzung zu ändern, um Änderungen in 
der Zahl der Mitglieder der Bank Rechnung zu tragen, so prüft der 
Gouverneursrat zunächst, ob diese Anlage geändert werden muß, 
und nimmt solche Änderungen gegebenenfalls im Rahmen seines 
Beschlusses vor. 

Abschnitt D — Übertragung von Stimmen 

Ein Gouverneur, der nicht an der Stimmabgabe für die Wahl 
teilnimmt oder dessen Stimme nicht zur Wahl eines Direktors 
nach Abschnitt A oder Abschnitt B i), Abschnitt B ii) oder 
Abschnitt Biii) beiträgt, kann die ihm zustehenden Stimmen einem 
gewählten Direktor übertragen; jedoch muß der Gouverneur dazu 

(a) those Governors who voted in the first ballot for a person not 
elected and 

(b) those Governors whose votes for a person elected are 
deemed under paragraphs 6 and 7 below of this Section to 
have raised the votes cast for that person above 9 per cent of 
the eligible votes. 

6. In determining whether the votes cast by a Governor are 
deemed to have raised the total votes cast for any person above 9 
per cent of the eligible votes, the 9 per cent shall be deemed to 
include, first, the votes of the Governor casting the largest number 
of votes for such person, then the votes of the Governor casting 
the next largest number and so on, until 9 per cent is reached. 

7. Any Governor, part  of whose votes must be counted in order 
to raise the total of votes cast for any person above 8 per cent 
shall be considered as casting all of his or her votes for such 
person, even if the total votes for such person thereby exceed 9 
per cent and shall not be eligible to vote in a further ballot. 

8. Subject to paragraph 10 of this Section, if, after the second 
ballot, 4 persons have not been elected, further ballots shall be 
held in conformity with the principles and procedures laid down in 
this Section, until 4 persons have been elected, provided that, if at 
any stage 3 persons are elected, notwithstanding the provisions of 
paragraph 4 of this Section, the 4th may be elected by a simple 
majority of the remaining votes cast. 

9. In the case of an increase or decrease in the number of 
Directors to be elected by Section B (iii) Governors, the minimum 
and maximum percentages specified in paragraphs 4, 5, 6 and 7 
of this Section shall be appropriately adjusted by the Board of 
Governors. 

10. So long as any Signatory, or group of Signatories, whose 
share of the total amount of capital subscriptions provided in 
Annex A is more than 5 per cent, has not deposited its instrument 
or their instruments of ratification, approval or acceptance, there 
shall be no election for one Director in respect of each such 
Signatory or group of Signatories. The Governor or Governors 
representing such a Signatory or group of Signatories shall elect a 
Director in respect of each Signatory or group of Signatories, 
immediately after the Signatory becomes a member or the group 
of Signatories become members. Such Director shall be deemed 
to have been elected by the Board of Governors at its inaugural 
meeting, in accordance with paragraph 3 of A rticle 26 of this 
Agreement, if he or she is elected during the period in which the 
first Board of Directors shall hold office. 

Section C: Arrangements for the election of Directors representing 
countries not listed in Annex A. 

If the Board of Governors decides, in accordance with para-
graph 3 of Article 26 of this Agreement, to increase or decrease 
the size, or revise the composition, of the Board of Directors, in 
order to take into account changes in the number of members of 
the Bank, the Board of Governors shall first consider whether any 
amendments are required to this Annex, and may make any such 
amendments as it deems necessary as pa rt  of such decision. 

Section D: Assignment of votes. 
Any Governor who does not participate in voting for the election 

or whose vote does not contribute to the election of a Director 
under Section A or Section B (i) or Section B (ii) or Section B (iii) of 
this Annex may assign the votes to which he or she is entitled to 
an elected Director, provided that such Governor shall first have 
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a) les gouverneurs qui ont voté au premier tour pour une 
personne non élue et 

b) les gouverneurs dont les voix données à une personne élue 
sont réputées, aux termes des paragraphes 6 et 7 de la 
présente Section, avoir porté le nombre des voix recueillies 
par cette personne au-dessus de 9 pour cent des voix 
inscrites. 

6. Pour déterminer si les voix émises par un gouverneur sont 
être réputées avoir porté le total obtenu par une personne donnée 
à plus de 9 pour cent des voix inscrites, les 9 pour cent sont 
réputés comprendre, premièrement, les voix du gouverneur qui a 
apporté le plus grand nombre de voix à ladite personne, ensuite 
les voix du gouverneur qui en a apporté le nombre immédiatement 
inférieur, et ainsi de suite jusqu'à ce que les 9 pour cent soient 
atteints. 

7. Tout gouverneur dont les voix doivent être partiellement 
comptées pour porter le total obtenu par une personne à plus de 8 
pour cent est réputé donner toutes les voix à ladite personne, 
même si le total des voix obtenues par celle-ci dépasse ainsi 9 
pour cent et ne peut plus participer à un autre scrutin. 

8. Sous réserve de l'application du paragraphe 10 de la pré-
sente Section, si, après le second tour, il n'y a pas encore 4 élus, il 
est procédé, suivant les mêmes principes et procédures définis 
dans la présente Section, à des scrutins supplémentaires jusqu'à 
ce qu'il y ait 4 élus, sous réserve qu'à tout moment après l'élection 
de 3 personnes, la quatrième peut être élue à la majorité simple 
des voix restantes, par dérogation aux dispositions du para-
graphe 4. 
9. Dans le cas d'une augmentation ou d'une réduction du 

nombre des administrateurs à élire par les gouverneurs de la 
Section B (iii) les pourcentages minimum et maximum définis aux 
paragraphes 4, 5, 6 et 7 de la présente Section sont ajustés en 
conséquence par le Conseil des gouverneurs. 

10. Aussi longtemps qu'un signataire, ou un groupe de signa-
taires, dont la part du montant total du capital souscrit définie à 
l'Annexe A est supérieure à 5 pour cent, n'a pas déposé son 
instrument de ratification, d'approbation ou d'acceptation, aucun 
administrateur n'est élu pour représenter ledit signataire ou 
groupe de signataires. Le gouverneur ou les gouverneurs repré-
sentant ledit signataire ou groupe de signataires élisent un admi-
nistrateur pour chaque signataire ou groupe de signataires, dès 
que le signataire ou le groupe de signataires devient membre. Cet 
administrateur est réputé avoir été élu par le Conseil des gouver-
neurs lors de la séance inaugurale, conformément au paragraphe 
3 de l'article 26 du présent Accord, s'il est élu pendant la période 
au cours de laquelle le premier Conseil d'administration exerce 
ses fonctions. 

Section C — Procédures relatives à l'élection des administrateurs 
représentant des pays ne figurant pas à l'annexe A. 

Si le Conseil des gouverneurs décide, conformément au para-
graphe 3 de l'article 26 du présent Accord, d'augmenter ou de 
réduire le nombre des administrateurs, ou de modifier la composi-
tion du Conseil d'administration, afin de prendre en considération 
les changements intervenus dans le nombre de membres de la 
Banque, le Conseil des gouverneurs devra préalablement exami-
ner s'il est nécessaire d'amender la présente annexe, et dans 
l'affirmative, il peut procéder aux amendements qu'il juge néces-
saires dans le cadre de ladite décision. 

Section D: Vote par procuration 

Tout gouverneur qui ne participe pas au vote lors de l'élection 
d'un administrateur ou dont le vote ne contribue pas à ladite 
élection, conformément aux sections A, B (i), B (ii) ou B (iii) de la 
présente Annexe, peut confier les voix dont il dispose à un 
administrateur élu, à condition que ce gouverneur ait préalable- 
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zunächst die Zustimmung aller Gouverneure einholen, die den 
Direktor gwählt haben. 

Ein Beschluß eines Gouverneurs, nicht an der Stimmabgabe 
für die Wahl eines Direktors teilzunehmen, läßt die Berechnung 
der berechtigten Stimmen nach Abschnitt A, Abschnitt B i), 
Abschnitt B ii), oder Abschnitt B iii) unberüh rt . 

An den Präsidenten der Konferenz 
über die Errichtung der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau 

Herr Präsident! 	
und Entwicklung 

Wie sie wissen, hat die Initiative des französischen Staats-
präsidenten Mitterrand zur Errichtung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung mit dem Ziel, den Übergang der 
Volkswirtschaften der mittel- und osteuropäischen Länder zur 
Marktwirtschaft zu erleichtern, Verständnis und Unterstützung 
seitens der sowjetischen Behörden gefunden. Die sowjetische 
Delegation hat an den Verhandlungsrunden zur Abfassung der für 
die Bank maßgeblichen Urkunden teilgenommen. Die Gründer-
länder haben dadurch erhebliche Fortschritte bei der Ausarbei-
tung des Übereinkommens zur Errichtung der Europäischen Bank 
für Wiederaufbau und Entwicklung erzielt. 

Gleichzeitig sind gewisse Schwierigkeiten aufgetreten, weitge-
hend bedingt durch die Befürchtungen einer Reihe von Ländern, 
die Sowjetunion könnte aufgrund der Größe ihrer Volkswirtschaft 
Hauptempfänger der Darlehen der Bank werden und dadurch 
deren Möglichkeiten, anderen mittel- und osteuropäischen Län-
dern Hilfe zu gewähren, schmälern. 

In diesem Zusammenhang, verehrter Herr Präsident, möchte 
ich Ihnen versichern, daß die Absicht der Sowjetunion, ein gleich-
berechtigtes Mitglied der Bank zu werden, in erster Linie auf ihrem 
Willen beruht, eine neue Institution der multilateralen Zusammen-
arbeit zu schaffen, um die Durchführung historischer Reformen 
auf dem europäischen Kontinent zu fördern. 

Ich darf Sie davon unterrichten, daß meine Regierung bereit ist, 
ihren Zugang zu den Mitteln der Bank nach A rtikel 8 Absatz 4 des 
Übereinkommens für einen Zeitraum von 3 Jahren ab Inkrafttreten 
des Übereinkommens zu begrenzen. Während dieses Zeitraums 
wünscht die Sowjetunion, daß die Bank technische Hilfe und 
andere Arten von Unterstützung zur Finanzierung ihrer Privatwirt-
schaft, zur Erleichterung des Übergangs staatseigener Unterneh-
men in Privateigentum und unter private Kontrolle sowie zur 
Unterstützung von Unternehmen, die auf Wettbewerbsgrundlage 
arbeiten und eine Teilnahme an der Marktwirtschaft anstreben, 
gewährt, und zwar unter Vorbehalt des in Artikel 11 Absatz 3 
festgelegten Verhältnisses. Der Gesamtbetrag der von der Bank 
auf diese Weise gewährten Unterstützung würde den von der 
Sowjetunion für ihre Anteile gezahlten Gesamtbetrag in Barmitteln 
und Schuldscheinen nicht übersteigen. 

Ich bin zuversichtlich, daß die fortschreitenden wi rtschaftlichen 
Reformen in der Sowjetunion in jedem Fall die Ausdehnung der 
Tätigkeiten der Bank auf das Gebiet der Sowjetunion begünstigen 
werden. Da die Sowjetunion jedoch an der Gewährleistung des 
multilateralen Charakters der Bank interessie rt  ist, wird sie nicht 
veranlassen, daß die von ihr aufgenommenen Darlehen zu 
irgendeinem Zeitpunkt in der Zukunft den mit der Erhaltung der 
erforderlichen Vielfalt in der Geschäftstätigkeit der Bank und der 
vorsichtsbedingten Begrenzung ihres Engagements vereinbarten 
Betrag übersteigen. 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Leiter der  sowjetischen Delegation 
Präsident der Staatsbank der UdSSR 

Victor V. Gerashchenko 

obtained the agreement of all those Governors who have elected 
that Director to such assignment. 

A decision by any Governor not to participate in voting for the 
election of a Director shall not affect the calculation of the eligible 
votes to be made under Section A, Section B (i), Section B (ii) or 
Section B (iii) of this Annex. 

To the Chairman of the Conference 
on the Establishment of the 
European Bank for 
Reconstruction and Development 

M. Chairman, 

As you know, the initiative of the President of France M. F. 
Mitterrand to establish the European Bank for Reconstruction and 
Development for the purpose of facilitating the transition of Central 
and Eastern European countries towards market-oriented 
economies has found understanding and suppo rt  on behalf of the 
Soviet authorities. The Soviet delegaton participated in the ses-
sions of talks on drafting the constituent documents of the Bank. 
As a result the constituent countries have reached considerable 
progress in drawing up the Agreement establishing the European 
Bank for Reconstruction and Development. 

At the same time, certain difficulties largely stem from fears of a 
number of countries that due to the size of its economy the Soviet 
Union may become the principal recipient of credits of the Bank 
and therefore will narrow its capacity to extend aid to other Central 
and Eastern European Countries. 

In this connexion I would like to assure you, dear Mr. Chairman, 
that the intentions of the Soviet Union to become an equal 
member of the Bank account primarily for its will to establish a new 
institution of multilateral co-operation so as to foster historical 
reforms on the European continent. 

I would like to inform you that my government is prepared to 
limit its access to the Bank's resources, pursuant to paragraph 4 
of Article 8 of the Articles of Agreement of the Bank, for a period of 
three years starting from the entry into force of the A rticles of 
Agreement of the Bank. 
During that period, the Soviet Union wishes that the Bank will 

provide technical assistance and other types of assistance 
directed to finance its private sector, to facilitate the transition of 
state -owned enterprises to private sector ownership and control 
and to help enterprises operating competitively and moving to 
participation in the market-oriented economy, subject to the prop-
ortion set forth in paragraph 3 of A rticle 11 of this Agreement. The 
total amount of any assistance thus provided by the Bank would 
not exceed the total amount of the cash disbursed and the 
promissory notes issued by the Soviet Union for its shares. 

I am confident, that continuing economic reforms in the Soviet 
Union will inevitably promote the expansion of the Bank's activities 
into the territory of the Soviet Union. However, the USSR, being 
interested in securing the multilateral character of the Bank, will 
not choose that at any time in future the Soviet borrowings will 
exceed an amount consistent with maintaining the necessary 
diversity in the bank's operations and prudent limits on its expo-
sure. 

Please accept, Mr. Chairman, the assurances of my highest 
consideration. 

Head of Soviet Delegation 
Chairman of the Board 
of the State Bank of the USSR 
Victor V. Gerashchenko 
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ment obtenu l'accord de tous les gouverneurs ayant choisi cet 
administrateur pour une telle procuration. 

Une décision prise par un gouverneur qui ne participe pas au 
scrutin lors de l'élection d'un administrateur, n'affecte en rien le 
calcul des voix inscrites effectué conformément aux sections A, B 
(i), B (ii), ou B (iii) de la présente annexe. 

Au president de la conference etablissant 
la Banque Europeene 
pour la Reconstruction et le Developpement 

M. le président, 

Comme vous le savez, l'initiative du Président français, Mon-
sieur Mitterrand -d'établir la Banque Européenne pour la Recon-
struction et le Développement afin de favoriser la transition des 
économies des pays d'Europe centrale et orientale vers une 
économie de marché-, a été accueillie avec compréhension et 
soutenue par les autorités soviétiques. La délégation soviétique a 
participé à toutes les sessions de négociations visant à l'élabora-
tion des documents statutaires de la Banque. En En consé-
quence, les pays fondateurs ont réalisé des progrès considéra-
bles dans la mise au point de l'Acte portant création de la Banque 
Européenne pour la Reconstruction et le Développement. 
Dans le même temps, des difficultés sont apparues et décou-

lent, dans une large mesure, des craintes d'un certain nombre de 
pays de voir l'Union Soviétique -en raison des dimensions de son 
économie-, devenir le principal bénéficiaire des crédits de la 
Banque. Si tel était le cas, ces possibilités d'étendre l'aide en 
faveur des pays d'Europe centrale et orientale s'en trouveraient 
réduites. 
A cet égard, je tiens à vous assurer, M. le président, que 

l'intention de l'Union Soviétique de devenir membre à part entière 
découle principalement de sa volonte d'établir une nouvelle insti-
tution de coopération multilatérale afin de procédere à des réfor-
mes historiques sur le continent européen. 

Je tiens à vous informer que mon gouvernement est prét à 
limiter son accès aux ressources de la Banque, conformément au 
paragraphe 4 de l'article 8 de l'Acte constitutif de la Banque, pour 
une période de trois ans à compter de la date d'entree en vigueur 
de l'Accord portant création de la Banque. 

L'Union Soviétique entend que, durant cette période, la Banque 
fournisse l'assistance technique ou tout autre type d'assistance 
visant a financer son secteur privé, à faciliter le passage d'entre-
prises du secteur d'Etat à la propriéte et au controle privés et à 
aider les entreprises fonctionnant de manière concurrentielle et se 
préparant à opérer selon les régies de l'économie de marché, et 
ce dans la proportion visée au paragraph 3 de l'article 11 de 
l'Accord. Le montant total de toute assistance ainsi fournie par la 
Banque ne peut exéder le montant total des liquidités décaissées 
et des billets a ordre émis par l'Union Soviétique au titre de ses 
actions. 

Je suis persuadé que la pousuite des fformes économiques 
engagées en Union Soviétique ne manquera pas de promouvoir 
l'expansion des activités de la Banque sur le territoire de l'Union 
Soviétique. Toutefois, l'URSS, désireuse de préserver le caratère 
multilatéral de la Banque, ne choisira à aucun moment de procé-
der à des emprunts dont le montant empécherait le maintien de la 
nécessaire diversité des opérations de la Banque ou qui depasse-
rait les limites prudentes de son encours. 

Je vous prie de croire, M. le président, a l'assurance de ma plus 
haute considération. 

Chef de la délégation soviétique 
Présidente du Consil d'administration 
de la Banque d'Etat d'URSS 

Victor V. Gerashchenko 
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Denkschrift zum Übereinkommen 

I. Allgemeines 

1. Vorgeschichte 

Der Europäische Rat hat auf seiner Sitzung am 8./ 
9. Dezember 1989 den folgenden Beschluß gefaßt: 

„Der Europäische Rat hat die Schaffung einer Europäi-
schen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung gebilligt. 
Ziel der Bank wird es sein, in Absprache mit dem IWF 
und der Weltbank Anlageinvestitionen und Investitionen 
zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit in den 
Staaten Mittel- und Osteuropas zu fördern, gegebenen-
falls die mit der Vergabe von Krediten für diese Volks-
wirtschaften verbundenen Risiken zu verringern, den 
Übergang zu einer stärker marktwirtschaftlich orientier-
ten Volkswirtschaft zu erleichtern und die erforderlichen 
strukturellen Anpassungen zu beschleunigen. Die 
betreffenden mittel- und osteuropäischen Länder kön-
nen sich am Kapital und an der Leitung der Bank 
beteiligen; die Mitgliedstaaten, die Gemeinschaft und 
die Europäische Investitionsbank werden die Mehrheit 
des Kapitals halten. Andere Länder, insbesondere die 
übrigen OECD-Mitgliedstaaten, werden aufgefordert, 
sich daran zu beteiligen. Der Europäische Rat hat den 
Wunsch, daß die Schaffung der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung möglichst rasch erfolgt. 
Der Europäische Rat ersucht darum, daß die notwendi-
gen Maßnahmen getroffen werden, damit die Verhand-
lungen bereits im Januar 1990 aufgenommen werden 
können." 

Die Verhandlungen wurden am 14. Januar 1990 begon-
nen. Die Unterzeichnung fand am 29. Mai 1990 sta tt . 

2. Beurteilung 
Die Gründung der Europäischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (EBWE) stellt eine wichtige europäische 
Initiative zur Unterstützung der politischen und wirtschaft-
lichen Umgestaltung in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern dar. Die Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft und darüber hinaus alle anderen Teilneh-
mer an der Gründungskonferenz geben damit ihrer Sym-
pathie und ihrer Unterstützung für diesen Reformkurs Aus-
druck. 

Die EBWE ergänzt wirkungsvoll das bereits vorhandene 
Instrumentarium zur Unterstützung der mittel- und osteuro-
päischen Staaten. 

Das Übereinkommen entspricht in vielen Elementen den 
Übereinkommen anderer regionaler Entwicklungsbanken. 

II. Inhalt des Abkommens 

1. Ziel und Aufgaben 
Das Ziel der Bank ist es, den wi rtschaftlichen Fortschritt 
und Wiederaufbau der mittel- und osteuropäischen Staa

-

ten zu unterstützen, die sich den Grundsätzen des Plura

-

lismus, der Marktwirtschaft und des privatwirtschaftlichen 
Handelns verpflichten. 

Im einzelnen soll die Bank in den kreditnehmenden mittel- 
und osteuropäischen Staaten 
—den Übergang zur Marktwirtschaft fördern, 

—die Rahmenbedingungen für wettbewerbsorientierte pri-
vatwirtschaftliche Tätigkeiten verbessern und insbeson-
dere kleine und mittlere Betriebe unterstützen, 

— Infrastrukturmaßnahmen finanzieren, soweit dies zur 
Entfaltung der privaten und unternehmerischen Initiative 
notwendig ist, 

—technische Hilfe leisten, 
—die Entwicklung von Kapitalmärkten anregen und unter-

stützen, 

— im Rahmen ihrer Tätigkeiten eine ökologisch auch lang-
fristig unbedenkliche Entwicklung fördern. 

Die EBWE soll insbesondere mit dem Internationalen 
Währungsfonds und den der Weltbankgruppe angehören-
den Institutionen sowie mit anderen interessierten Organi-
sationen eng zusammenarbeiten. 
Kreditnehmer der Bank können private und im We ttbewerb 
stehende Unternehmen werden sowie solche öffentliche 
Unternehmen, die eine Teilnahme an der Marktwirtschaft 
anstreben und dem Wettbewerb ausgesetzt sind oder die 
privatisiert werden sollen; dabei soll die Beteiligung von 
ausländischem und/oder privatem Kapital erleichtert wer-
den. 
Ein Land, das noch nicht die Kriterien der Marktwirtschaft, 
der Rechtsstaatlichkeit und der Mehrparteiendemokratie 
erfüllt, kann im Rahmen einer Übergangszeit für begrenzte 
Zwecke (technische Hilfe, Privatisierung von Staatsunter-
nehmen) Kredite erhalten. Diese Unterstützungsmaßnah-
men dürfen den von dem betreffenden Land für seine 
Anteile in Barmitteln und Schuldscheinen gezahlten 
Gesamtbetrag nicht übersteigen. 
Die Bank kann Kredite aus Eigen- und Fremdmitteln ver-
geben, Kapitalbeteiligungen erwerben und Garantien 
übernehmen. Sie darf jedoch keine Garantien für Expo rt

-kredite übernehmen und keine Versicherungsgeschäfte 
betreiben. 
Die EBWE ist ermächtigt, in Mitglied- und Nichtmitglied-
staaten Kredite aufzunehmen und von ihr emi ttierte, 
garantierte oder erworbene Wertpapiere zu verkaufen 
oder zu kaufen. 
Der ausstehende Gesamtbetrag der von der Bank gewähr-
ten Darlehen, Kapitalbeteiligungen und Garantien darf den 
Gesamtbetrag des gezeichneten Kapitals, der Rücklagen 
und der Überschüsse, soweit diese für die ordentliche 
Geschäftstätigkeit verfügbar sind, nicht übersteigen. 
Die Bank ist ermächtigt, auf der Grundlage von dritter Seite 
zur Verfügung gestellter Treuhandmittel Sonderfonds ein-
zurichten, mit deren Hilfe z. B. zinsgünstige Kredite ver-
geben werden können. 
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2. Geschäftsgrundsätze 
Bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben läßt sich die EBWE 
vor allem von folgenden Grundsätzen leiten: 

—Die Geschäftstätigkeit der Bank dient in erster Linie der 
Finanzierung privater Investitionsvorhaben. Dies 
geschieht über die Gewährung bzw. — zusammen mit 
multilateralen Institutionen, Geschäftsbanken oder son-
stigen interessierten Kapitalgebern — Kofinanzierung 
von Darlehen oder die Beteiligung an Darlehen. 

—Der Gewährung eines Kredits oder einer Garantie sowie 
der Übernahme einer Beteiligung geht eine detaillie rte 
Projektprüfung voraus. Dabei ist die Kreditwürdigkeit 
des Darlehensnehmers und seines etwaigen Garanten 
zu beachten. Ebenso sind die Möglichkeiten des Dar-
lehensnehmers oder seines Garantiegebers, die erfor-
derlichen Mittel zu angemessenen Konditionen auch 
aus anderen Quellen zu erhalten, zu berücksichtigen. 

—Bei Darlehen oder Darlehensgarantien zugunsten staat-
licher Unternehmen kann die Bank für die Erfüllung des 
Schuldendienstes eine Garantie des Mitgliedstaates 
oder einer geeigneten öffentlichen Einrichtung verlan-
gen. 

—Die Darlehensbedingungen müssen dem jeweiligen 
Projekt angemessen sein. Für Gewährung von Garan-
tien und Sicherheiten wird eine angemessene Risiko-
vergütung erhoben. 

—Höchstens 40 % des Gesamtbetrags der von der Bank 
gewährten Darlehen, Garantien und Kapitalbeteiligun-
gen werden dem staatlichen Sektor zur Verfügung 
gestellt.  

—Technische Hilfe wird zum Wiederaufbau oder zum 
Ausbau der für die Entwicklung der Privatwirtschaft und 
den Übergang zur Marktwirtschaft erforderlichen Infra-
struktur gewährt. Dies schließt die Berücksichtigung von 
Umweltbelangen ein. 

Das Direktorium der Bank überprüft mindestens einmal 
jährlich die Geschäftstätigkeit und die Kreditvergabepolitik 
der Bank in den einzelnen Empfängerländern, um sicher-
zustellen, daß diese Tätigkeiten den Aufgaben und Zielen 
der Bank voll entsprechen. Im Rahmen dieser Überprü-
fung werden u. a. die Fortschritte der einzelnen Empfän-
gerländer bei der Dezentralisierung der wi rtschaftlichen 
Entscheidungsprozesse, der Beseitigung von Monopolen 
und der Privatisierung öffentlicher Unternehmen berück-
sichtigt. 

3. Mitgliedschaft und Beteiligungen 
Die Mitgliedschaft der Bank steht allen europäischen Län-
dern sowie denjenigen nichteuropäischen Ländern offen, 
die Mitglieder des Internationalen Währungsfonds sind. 
Außerdem treten die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft und die Europäische Investitionsbank der Bank bei. 

Gründungsmitglieder sind die in Anlage A des Überein-
kommens aufgeführten Staaten und Institutionen. 

Der Wertmaßstab des Kapitals ist die ECU. 

Das ursprüngliche genehmigte Stammkapital der Bank 
beträgt 10 Mrd. ECU. Hiervon sind 30 % in fünf Jahres-
raten einzuzahlen. Der Rest ist Haftungskapital, das nach 
Maßgabe von Artikel 17 zur Deckung von Verlusten der 
Bank abgerufen werden kann. 

Der Kapitalanteil der Bundesrepublik Deutschland beträgt 
8,5175 %. Die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein-
schaft und die beiden europäischen Institutionen (Europäi-
sche Wirtschaftsgemeinschaft und Europäische Investi-
tionsbank) halten zusammen 51,0 % des Kapitals. (Für die 
Aufteilung der Kapitalanteile im einzelnen siehe Anlage A 
des Übereinkommens.) 

4. Organisation und Entscheidungsprozeß 

Organe der EBWE sind der Gouverneursrat, das Direkto-
rium und der Präsident. Der Gouverneursrat als höchstes 
Organ der Bank beschließt über alle Angelegenheiten der 
Bank von grundsätzlicher Bedeutung, wie z. B. über den 
Beitritt neuer Mitglieder, Kapitalerhöhungen, Änderungen 
des Abkommens und die Wahl des Präsidenten. Im Gou-
verneursrat sind alle Mitgliedstaaten vertreten. 

Das Direktorium ist für die Leitung der laufenden 
Geschäfte der Bank verantwortlich. Es entscheidet u. a. 
über die Gewährung von Krediten. Es umfaßt 23 Mitglie-
der. Elf Mitglieder werden von den Gouverneuren gewählt, 
die die Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften 
sowie die Europäische Wi rtschaftsgemeinschaft  und die 
Europäische Investitionsbank vertreten. Zwölf Direktoren 
werden von den Gouverneuren gewählt, die die anderen 
Mitglieder vertreten. Jeder Direktor ernennt einen Stellver-
treter. Die Wahl der Direktoren erfolgt gemäß Anlage B des 
Übereinkommens. 

Der Präsident ist Vorgesetzter des Bankpersonals und 
führt die laufenden Geschäfte der Bank. Er wird vom 
Gouverneursrat mit der Mehrheit der Gesamtzahl der Gou-
verneure und der Mehrheit der Gesamtstimmen gewählt. 

Die Stimmrechtsverhältnisse im Gouverneursrat und im 
Direktorium entsprechen den Kapitalanteilen. Die Ent-
scheidungen des Gouverneursrates und des Direktoriums 
bedürfen, sofern nicht im Einzelfall qualifizierte Mehrheiten 
vorgesehen sind, der Mehrheit der Stimmen der Mitglieder, 
die in der Sitzung vertreten sind. Beschlüsse z. B. über 
Satzungsänderungen und Aufnahme neuer Mitglieder 
erfordern qualifizierte Mehrheiten. 

Ill.  Überblick über die Beitrittsbedingungen 
für die Bundesrepublik Deutschland 

1. Zeichnung von Kapitalanteilen 

Der Kapitalanteil der Bundesrepublik Deutschland beträgt 
wie der von Frankreich, Großbritannien, Italien und Japan 
8,5175 %. Der Kapitalanteil der USA beträgt 10 %. 

Die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland beläuft 
sich somit auf 85 175 Anteile am Kapital der Bank. Der 
Preis eines Bankanteils beträgt 10 000 ECU. Die Betei-
ligung der Bundesrepublik Deutschland beläuft sich somit 
auf 851,75 Mio. ECU. Von dem Zeichnungskapital sind 
30 %, d. h. rd. 256 Mio. ECU einzuzahlen. Rd. 596 Mio. 
ECU sind Haftungskapital. 

Gemäß Artikel 6 Absatz 1 des Übereinkommens ist das 
Einzahlungskapital in fünf Raten von 20 % des Gesamtbe-
trags zu leisten. Die erste Rate ist innerhalb von 60 Tagen 
nach Inkrafttreten des Übereinkommens oder nach Hinter-
legung der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungs-
urkunde zu zahlen, falls diese später erfolgt. Die restlichen 
vier Raten werden jeweils ein Jahr nach Fälligwerden der 



Drucksache 11/7997 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

vorhergegangenen Rate fällig. Einzahlungsverpflichtun-
gen können in ECU oder — zu einem anfänglich bestimm-
ten Wechselkurs — auch in US-Dollar oder in japanischen 
Yen eingegangen werden. Hat sich ein Mitglied in ECU 
verpflichtet, so kann die tatsächliche Zahlung in jeder voll 
konvertierbaren Währung zu dem Wechselkurs erfolgen, 
der an dem Tag der Einzahlung gültig ist. Bis zu 50 % der 
Einzahlungsverpflichtung kann durch Hinterlegung von 
nichtübertragbaren, unve rzinslichen Schuldscheinen 
erfüllt werden, die auf Anforderung der Bank einzulösen 
sind. 

2. Aufstockung des Kapitals der Bank 
Es ist in Zukunft mit Aufstockungen des Kapitals der Bank 
zu rechnen. Die Bundesrepublik Deutschland ist nach 
Artikel 5 Absatz 3 nicht verpflichtet, sich an Aufstockungen 
zu beteiligen. 

3. Beteiligung der Bundes republik Deutschland an 
den Beschlußorganen der Bank 

Die Bundesrepublik Deutschland wird durch einen Gouver-
neur und einen stellvertretenden Gouverneur im Gouver-
neursrat sowie gemäß den Bestimmungen über das Wahl-
verfahren von Direktoren in Anlage B durch einen eigenen 
Direktor und einen stellvertretenden Direktor im Direkto-
rium der Bank vertreten sein. 

IV. Voraussetzungen für das Inkrafttreten 
des Übereinkommens zur Errichtung der Bank 

Das Übereinkommen tritt in Kraft, wenn Länder, deren 
Erstzeichnungen mindestens % der Gesamtzeichnungen 
nach Anlage A des Übereinkommens ausmachen, dar-
unter mindestens zwei in Anlage A aufgeführte mittel- und 
osteuropäische Länder, ihre Ratifikations-, Annahme- oder 
Genehmigungsurkunden hinterlegt haben. 


